Der Landtag von Niederdsterreich hat am 28. Juni 2001 in Ausfiihrung des
Elektrizititswirtschafts- und -organisationsgesetzes, BGBI. I Nr. 143/1998 in der Fassung BGBI.
I Nr. 121/2000, beschlossen:

NO Elektrizititswesengesetz 2001 (NO EIWG 2001)
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Hauptstiick I
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich
Ziele

(1) Dieses Gesetz regelt die Erzeugung, Ubertragung und Verteilung von elektrischer
Energie in Niederdsterreich.

(2) Dieses Gesetz findet nicht in Angelegenheiten Anwendung, die nach Art. 10 B-VG oder
nach besonderen bundesverfassungsrechtlichen Bestimmungen in Gesetzgebung und
Vollziehung Bundessache sind. Soweit durch Bestimmungen dieses Gesetzes der
Zustiandigkeitsbereich des Bundes beriihrt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine iiber

die Zusténdigkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt.
(3) Ziel dieses Gesetzes ist es,

1. der Bevolkerung und der Wirtschaft elektrische Energie umweltfreundlich, kostengiinstig,
ausreichend, sicher und in hoher Qualitdt zur Verfiigung zu stellen,

2. eine Marktorganisation fiir die Elektrizitdtswirtschaft gemaf3 dem EU-Primérrecht und den
Grundsitzen des Elektrizititsbinnenmarktes gemaf3 der Elektrizititsbinnenmarktrichtlinie
zu schaffen,

3. den hohen Anteil erneuerbarer Energien in der Elektrizititswirtschaft weiter zu erhdhen,

4. einen Ausgleich fiir gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse zu
schaffen, die den Netzbetreibern auferlegt werden und die sich auf die Sicherheit,
einschlieBlich der Versorgungssicherheit, die RegelmiaBigkeit, die Qualitét, die Lieferung
und auf den Umweltschutz beziehen,

5. die Bevolkerung und die Umwelt vor Gefdhrdungen und unzumutbaren Beldstigungen
durch Erzeugungsanlagen zu schiitzen und

6. die bei der Erzeugung zum Einsatz gelangende Energie effizient einzusetzen.



§2

Begriffsbestimmungen
Verweisungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck

1. “Abfall mit hohem biogenem Anteil* einen Brennstoff aus Biomasse, wobei geringe
produktionsbedingte nicht biogene Anteile unberiicksichtigt bleiben;

2. “Ausgleichsenergie® die Differenz zwischen dem vereinbarten Fahrplanwert und dem
tatsdchlichen Bezug oder der tatsichlichen Lieferung der Bilanzgruppe je definierter
Messperiode, wobei die elektrische Energie je Messperiode tatsdchlich erfasst oder
rechnerisch ermittelt werden kann;

3. “Betriebsstitte jenes rdumlich zusammenhéngende Gebiet, auf dem regelméBig eine auf
Gewinn oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil gerichtete Tatigkeit selbststindig
ausgelibt wird;

4. “Bilanzgruppe* die Zusammenfassung von Stromhéndlern und Kunden zu einer virtuellen
Gruppe, innerhalb derer ein Ausgleich zwischen Aufbringung (Bezugsfahrpline,
Einspeisungen) und Abgabe (Lieferfahrpldne, Ausspeisungen) erfolgt;

5. “Bilanzgruppenkoordinator eine natiirliche oder juristische Person, die eine
Verrechnungsstelle auf Grund einer Konzession betreibt;

6. “Bilanzgruppenverantwortlicher* eine gegeniiber anderen Marktteilnehmern und dem
Bilanzgruppenkoordinator zustidndige Stelle einer Bilanzgruppe, welche die Bilanzgruppe
vertritt;

7. “Biomasse* organische Stoffe biogener, nicht fossiler Art;

8. “Direktleitung® eine zusétzlich zum Verbundnetz errichtete Leitung;

9. “Einspeiser* einen Erzeuger oder ein Elektrizitdtsunternehmen, der oder das elektrische
Energie in ein Netz abgibt;

10. “Elektrizitdtsunternehmen® eine natiirliche oder juristische Person, eine
Personengesellschaft des Handelsrechtes oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, die
in Gewinnabsicht von den Funktionen der Erzeugung, der Ubertragung, der Verteilung,
der Lieferung oder des Kaufs von elektrischer Energie mindestens eine wahrnimmt und
die kommerzielle, technische oder wartungsbezogene Aufgaben im Zusammenhang mit
diesen Funktionen wahrnimmt, mit Ausnahme der Endverbraucher;

11. “Endverbraucher* einen Verbraucher, der elektrische Energie fiir den Eigenverbrauch

kauft oder selbst erzeugt;



12.

13.

14.

15.

16.
17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.
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“Engpassleistung* die durch den leistungsschwichsten Teil begrenzte, hochstmogliche
elektrische Dauerleistung der gesamten Erzeugungsanlage mit allen Maschinensétzen;
“Entnehmer* einen Endverbraucher oder einen Netzbetreiber, der elektrische Energie aus
dem Netz bezieht;

“Erneuerbare Energien* Wasserkraft, feste oder fliissige heimische Biomasse, Biogas,

Deponie- und Klérgas, geothermische Energie, Wind und Sonne, soweit sie fiir die
Erzeugung elektrischer Energie Verwendung finden;

“Erzeuger* eine natiirliche oder juristische Person, eine Personengesellschaft des
Handelsrechtes oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, die elektrische Energie
erzeugt;

“Erzeugung* die Produktion von elektrischer Energie;

“Erzeugungsanlage® eine Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie mit einer
Leistung von mehr als 100 Watt bei einer Spannung von mehr als 42 Volt (Starkstrom)
mit allen der Erzeugung, Ubertragung und Verteilung dienenden Nebenanlagen (z. B.
Anlagen zur Umformung von elektrischer Energie, Schaltanlagen), soweit sie nicht unter
das NO Starkstromwegegesetz, LGBI. 7810, fallen;

“Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-Richtlinie* eine Anlage geméf Z. 17 mit einer
Brennstoffwirmeleistung von mehr als 50 MW;

“Fahrplan‘ jene Unterlage, die angibt, in welchem Umfang elektrische Leistung als
prognostizierter Leistungsmittelwert in einem konstanten Zeitraster (Messperioden) an
bestimmten Netzpunkten eingespeist oder entnommen wird;

“Hilfsdienste* alle Dienstleistungen, die zum Betrieb eines Ubertragungs- oder
Verteilernetzes erforderlich sind;

“Konzernunternehmen* ein rechtlich selbststéindiges Unternehmen, das mit einem
anderen rechtlich selbststindigen Unternehmen im Sinne des § 228 Abs. 3 HGB

verbunden ist;

¢

“Kraftwirmekopplungsanlage* (KWK-Anlage) eine Erzeugungsanlage, in der
gleichzeitig elektrische Energie und Nutzwirme erzeugt wird;

“Kunde* eine natiirliche oder juristische Person, eine Personengesellschaft des
Handelsrechtes oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, die elektrische Energie kauft;

“KWK-Energie* elektrische Energie, die unmittelbar und effizienzmaximiert als

Koppelprodukt bei der Erzeugung von Fernwérme hergestellt wird;

“Lastprofil eine in Zeitintervallen dargestellte Bezugsmenge oder Liefermenge eines
Einspeisers oder Entnehmers;

“Marktregeln die Summe aller Vorschriften, Regelungen und Bestimmungen auf
gesetzlicher oder vertraglicher Basis, die Marktteilnehmer im Elektrizitatsmarkt

einzuhalten
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33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

haben, um ein geordnetes Funktionieren dieses Marktes zu ermdglichen und zu
gewdhrleisten;

“Mischfeuerungsanlage mit hohem biogenem Anteil* eine Erzeugungsanlage, bei der in
einem Brennraum der zum Einsatz gelangende Brennstoff zu mehr als 30 von 100 des
Brennstoffes, bezogen auf die Wiarmeleistung, aus fester oder fliissiger heimischer
Biomasse, ausgenommen Abfall mit hohem biogenem Anteil, besteht;

“Netzanschluss* die physische Verbindung der Anlage eines Netzzugangsberechtigten
mit dem Netz;

“Netzanschlusspunkt® die technisch geeignete und fiir den Netzzugangsberechtigten
wirtschaftlich giinstigste Stelle des zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses fiir die
Herstellung des Anschlusses bestehenden Netzes, an der elektrische Energie eingespeist
oder entnommen wird;

“Netzbenutzer jede natiirliche oder juristische Person, Personengesellschaft des

Handelsrechtes oder eingetragene Erwerbsgesellschaft, die elektrische Energie in ein
Netz einspeist oder entnimmt;

“Netzbereich* jener Teil eines Netzes, fiir dessen Benutzung dieselben Preisansitze
gelten;

“Netzbetreiber ein Elektrizititsunternehmen, das ein Ubertragungs- oder Verteilernetz

mit einer Nennfrequenz von 50 Hz betreibt;

“Netzebene* ein im Wesentlichen durch das Spannungsniveau bestimmter Teilbereich
des Netzes;

“Netzzugang* die Nutzung eines Netzes durch Netzzugangsberechtigte;
“Netzzugangsberechtigter©einen Kunden oder einen Erzeuger;

“Netzzugangsvertrag die individuelle Vereinbarung zwischen einem
Netzzugangsberechtigten und einem Netzbetreiber, die die Inanspruchnahme des Netzes
und — falls erforderlich — den Netzanschluss regelt;

“Netzzutritt” die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder die Erh6hung der
Anschlussleistung eines bestehenden Netzanschlusses;

“Offentliche Fernwirmeversorgung* die entgeltliche Abgabe von Nutzwirme zu

Zwecken von Raumwirme und Warmwasser aus einer Kraftwarmekopplungsanlage zu
Allgemeinen Bedingungen in einem bestimmten Gebiet an eine Mehrzahl von Kunden
iiber ein Wéarmenetz;

“Offentliches Netz* ein Netz, das der Versorgung Dritter auBerhalb einer Betriebsstitte

dient;

“Okoanlage* eine Erzeugungsanlage, die



41.
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44.

45.

46.

47.

48.
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51.
52.
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- aus erneuerbaren Energien, ausgenommen Wasserkraft,

- aus Abfall mit hohem biogenem Anteil oder

- als Mischfeuerungsanlage mit hohem biogenem Anteil

elektrische Energie (Okoenergie) erzeugt;

“Regelzone* die kleinste Einheit des Verbundnetzes, die mit einer Frequenz-

Leistungsregelung ausgeriistet und betrieben wird;

“Regelzonenfiihrer* einen unabhingigen Ubertragungsnetzbetreiber, der fiir die
Leistungs-Frequenzregelung in einer Regelzone verantwortlich ist, wobei diese Funktion
auch seitens eines dritten Unternehmens erfiillt werden kann, das seinen Sitz in einem

anderen Mitgliedstaat der Européischen Union hat;

“standardisiertes Lastprofil“ ein durch ein geeignetes Verfahren ermitteltes und fiir eine
bestimmte Einspeiser- oder Entnehmergruppe charakteristisches Lastprofil,
“Stromhéndler* eine natiirliche oder juristische Person, eine Personengesellschaft des
Handelsrechtes oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, die elektrische Energie in
Gewinnabsicht verkauft, oder die Anderen elektrische Energie zur Verfligung stellt;

“Systembetreiber* einen Netzbetreiber, der iiber die technisch-organisatorischen

Einrichtungen verfiigt, um alle zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes notwendigen
Malnahmen setzen zu konnen;

“Ubertragung** den Transport von elektrischer Energie iiber ein
Hochspannungsverbundnetz;

“unabhingiger Ubertragungsnetzbetreiber* einen Ubertragungsnetzbetreiber, der
weisungsungebunden und unabhéngig von dritten Unternehmen
Investitionsentscheidungen trifft;

“Ubertragungsnetz ein Hochspannungsverbundnetz mit einer Spannungshéhe von
110 kV und dartiber, das dem iiberregionalen Transport von elektrischer Energie dient;
“Verbindungsleitung* eine Anlage, die zur Verbundschaltung von Elektrizititsnetzen
dient;

“Verbundnetz* eine Anzahl von Ubertragungs- und Verteilernetzen, die durch eine oder

mehrere Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind,
“Versorgung* die Lieferung oder den Verkauf von elektrischer Energie an Kunden;
“Verteilung* den Transport von elektrischer Energie iiber Verteilernetze zum Zwecke der

Versorgung von Kunden mit elektrischer Energie;

(2) Verweisungen auf Bundesgesetze sind in folgender Fassung zu verstehen:
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ArbeitnehmerInnenschutzgesetz: BGBI. Nr. 450/1994 in der Fassung BGBI. 1
Nr.70/1999,

Eisenbahnenteignungsgesetz 1954: BGBI. Nr. 71 in der Fassung BGBI. I Nr. 191/1999,
Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetz — EIWOG: BGBI. I Nr. 143/1998 in
der Fassung BGBI. I Nr. 121/2000,

Finanzstrafgesetz: BGBI. Nr. 129/1958 in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2000,
Gewerbeordnung 1994: BGBI. Nr. 194 in der Fassung BGBI. I Nr.121/2000,

HGB: dRGBI. S. 219/1897 in der Fassung BGBI. I Nr. 142/2000,

Kartellgesetz 1988: BGBI. Nr. 600 in der Fassung BGBI. I Nr. 126/1999,
Verrechnungsstellengesetz: BGBI. I Nr. 121/2000,

Wohnungseigentumsgesetz 1975 — WEG 1975: BGBI. Nr. 417 in der Fassung BGBI. I
Nr. 142/2000.

Verweisungen auf gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen sind in folgender Fassung zu

verstehen:

Elektrizitatsbinnenmarktrichtlinie: Richtlinie 96/92/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 19. Dezember 1996 betreffend gemeinsame Vorschriften fiir den
Elektrizitdtsbinnenmarkt, ABI. Nr. L 27 vom 30. 1. 1997, S.20,
Elektrizitatstransitrichtlinie: Richtlinie 90/547/EWG des Rates vom 29. Oktober 1990
iber den Transit von Elektrizititslieferungen iiber gro3e Netze, ABI. Nr. L 313 vom
13.11.1990, S.30,

Informationsrichtlinie: Richtlinie 98/34/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 22. Juni 1998 {iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften, ABL. Nr. L 204 vom 21. Juli 1998, S.37ff, in der Fassung der
Richtlinie 98/48/EG, ABI. Nr. L 217 vom 5. 8. 1998, S.18ff,

IPPC-Richtlinie: Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 iiber die inte-
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung, ABI. Nr. L 257 vom
10. 10. 1996, S. 26ff,

Seveso II Richtlinie: Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur
Beherrschung der Gefahren bei schweren Unféllen mit gefahrlichen Giitern, ABL. Nr. L
010 vom 14. 1. 1996, S 13ff.
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§3

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

(1) Den Netzbetreibern werden nachstehende gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im

Allgemeininteresse auferlegt:

1. die diskriminierungsfreie Behandlung aller Netzzugangsberechtigten,

2. der Abschluss von privatrechtlichen Vertrdgen mit Netzzugangsberechtigten tiber den
Anschluss an ihr Netz (Allgemeine Anschlusspflicht) nach Maflgabe dieses Gesetzes,

3. die Errichtung und Erhaltung einer fiir die inldndische Versorgung mit elektrischer Energie
oder fiir die Erfiillung volkerrechtlicher Verpflichtungen ausreichenden Netzinfrastruktur,

4. die Erfiillung der durch Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten im 6ffentlichen Interesse,

5. die Abnahme elektrischer Energie aus Erzeugungsanlagen, in denen erneuerbare

Energietriger eingesetzt werden, nach MaB3gabe dieses Gesetzes.

(2) Die Netzbetreiber haben die bestmogliche Erfiillung der ihnen gemél Abs. 1 im Allgemein-
interesse auferlegten Verpflichtungen mit allen ihnen zur Verfligung stehenden Mitteln

anzustreben.

§ 4

Grundsitze beim Betrieb von Elektrizitdtsunternehmen

Elektrizitdtsunternehmen haben als kunden- und wettbewerbsorientierte Anbieter von
Energiedienstleistungen nach den Grundsétzen einer kostengiinstigen, sicheren,
umweltvertriglichen und effizienten Bereitstellung der nachgefragten Dienstleistungen sowie
eines wettbewerbsorientierten und wettbewerbsfiahigen Elektrizititsmarktes zu agieren. Diese

Grundsitze sind als Unternehmensziele zu verankern.
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Hauptstiick 11
Erzeugungsanlagen

Abschnitt 1

Genehmigungsverfahren

§5
Genehmigungspflicht

Unbeschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen oder
Bewilligungen bedarf die Errichtung, wesentliche Anderung und der Betrieb einer
Erzeugungsanlage mit einer Engpassleistung von mehr als 10 Kilowatt (kW), soweit sich aus
den Abs. 2, 3

oder 4 nichts anderes ergibt, nach MaBgabe der folgenden Bestimmungen einer

elektrizititsrechtlichen Genehmigung (Anlagengenehmigung).

Erzeugungsanlagen, fiir deren Errichtung und Betrieb eine Genehmigung oder Bewilligung
nach abfall-, berg-, gewerbe-, verkehrs- oder fernmelderechtlichen Vorschriften erforderlich
ist, unterliegen nicht dem Hauptstiick II.

Die Aufstellung, Bereithaltung und der Betrieb von mobilen Erzeugungsanlagen unterliegen
nicht der Genehmigungspflicht gemaf3 Abs. 1.

Erzeugungsanlagen, die auch der mit dieser Tatigkeit in wirtschaftlichem und fachlichem
Zusammenhang stehenden Gewinnung und Abgabe von Wérme dienen, unterliegen nicht
dem Hauptstiick II, wenn fiir diese Erzeugungsanlagen eine Genehmigungspflicht nach der
Gewerbeordnung 1994 besteht.

Im Zweifel hat die Behdrde auf Antrag mit Bescheid festzustellen, ob eine Anderung im
Sinne des Abs. 1 einer Genehmigung bedarf. Wesentlich sind jedenfalls Anderungen der
Primirenergien und des Umfangs der Erzeugungsanlage wie etwa die Erhéhung der

Engpassleistung. Sonstige Anderungen sind dann wesentlich, wenn sie geeignet sind, groBere

oder andere Gefdahrdungen oder Beldstigungen herbeizufiihren.
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(6) Weist eine nach Abs. 2 genehmigte oder bewilligte Erzeugungsanlage nicht mehr den
Charakter einer abfall-, berg-, gewerbe-, verkehrs- oder fernmelderechtlichen Anlage auf, so
hat dies der Betreiber der Anlage der nunmehr zur Genehmigung zustindigen Behdrde
anzuzeigen. Ab dem Einlangen dieser Anzeige gilt die Genehmigung oder Bewilligung

gemal Abs. 2 als Genehmigung nach diesem Gesetz.

§6
Antragsunterlagen

(1) Die Erteilung der elektrizitatsrechtlichen Genehmigung ist bei der Behorde schriftlich zu

beantragen.

(2) Dem Antrag sind folgende Unterlagen, erstellt von einem nach den berufsrechtlichen

Vorschriften hiezu Befugten, in zweifacher Ausfertigung anzuschliefen:

1. ein technischer Bericht mit Angaben liber Zweck, Umfang, Betriebsweise und technische
Ausfilihrung der geplanten Erzeugungsanlage; insbesondere {iber Priméirenergien,
Energieumwandlung, Engpassleistung und Spannung; Plidne {iber die Ausfiihrung,

2. ein Plan, aus welchem der Standort der Erzeugungsanlage und die betroffenen Grund-
stiicke mit ihren Grundstiicksnummern ersichtlich sind,

3. ein Verzeichnis der von der Erzeugungsanlage beriihrten fremden Anlagen, wie
Eisenbahnen, Versorgungsleitungen und dergleichen, mit Namen und Anschrift der
Eigentiimer,

4. die sich aus dem zum Zeitpunkt der Antragstellung aktuellen Grundbuchstand ergebenden
Namen und Anschriften der Eigentiimer der Grundstiicke, auf welchen die
Erzeugungsanlage errichtet werden soll, einschlieBlich der dinglich Berechtigten mit
Ausnahme der Hypothekargldubiger, und der Eigentiimer der unmittelbar angrenzenden
Grundstiicke, die in einem Abstand von nicht mehr als 500 m von der Anlage liegen;
wenn diese Eigentiimer Wohnungseigentiimer im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes
1975 sind, die Namen und Anschriften des jeweiligen Verwalters (§ 17 WEG 1975),

5. ein Ausschnitt aus dem rechtskréftigen Flachenwidmungsplan, aus welchem die Widmung
der von der Erzeugungsanlage betroffenen und der an die Anlage unmittelbar
angrenzenden Grundstiicke ersichtlich ist,

6. ein Verzeichnis allfélliger Bergbaugebiete, in denen die Erzeugungsanlage liegt oder zu

liegen kommt, samt Namen und Anschrift der Bergbauberechtigten,
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7. eine Begriindung fiir die Wahl des Standortes unter Beriicksichtigung der tatsidchlichen
ortlichen Verhiltnisse,

8. eine Beschreibung und Beurteilung der voraussichtlichen Gefahrdungen und
Beldstigungen im Sinne des § 11 Abs. 1,

9. eine Beschreibung der MaBBnahmen, mit denen Gefédhrdungen oder Belédstigungen des
Vorhabens beseitigt, verringert oder ausgeglichen werden sollen,

10. eine Beschreibung, auf welche Art und Weise die bei der Erzeugung zum Einsatz
gelangenden Energien effizient genutzt und auf welche Art und Weise Riickstédnde

verwertet, gelagert oder entsorgt werden sollen.

Die Behorde kann von der Beibringung einzelner im Abs. 2 angefiihrter Unterlagen absehen,
wenn diese fiir das Genehmigungsverfahren entbehrlich sind. Sie kann die Beibringung
weiterer Unterlagen verlangen, wenn diese fiir die Beurteilung des Vorhabens im

Genehmigungsverfahren erforderlich sind.

Die Behorde kann die Vorlage zusétzlicher Ausfertigungen aller oder einzelner nach Abs. 2
oder 3 erforderlichen Unterlagen oder Angaben verlangen, wenn dies zur Beurteilung durch
sonstige O0ffentliche Dienststellen oder zur Begutachtung durch Sachverstindige notwendig

ist.

§7

Vereinfachtes Verfahren

Ergibt sich aus dem Genehmigungsantrag und dessen Unterlagen, dass die Erzeugungsanlage

1. ausschlieBlich zur Notstromversorgung bestimmt ist,
2. eine Engpassleistung von hochstens 250 kW ausweist oder
3. mit Hilfe der Halbleitertechnik Sonnenlicht direkt in elektrische Energie umwandelt und die

Gesamtfliache der Solarzellen nicht mehr als 500 m? betrégt,

so hat - sofern das Errichten oder der Betrieb im vorgesehenen Standort durch landesrechtliche
Vorschriften nicht verboten ist - die Behorde das Projekt durch Anschlag an der Amtstafel in
der Standortgemeinde mit dem Hinweis bekannt zu geben, dass die Projektsunterlagen
innerhalb eines bestimmten, vier Wochen nicht iiberschreitenden Zeitraumes bei der
Standortge-
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meinde zur Einsichtnahme aufliegen und dass Nachbarn innerhalb dieses Zeitraumes von
threm Recht Gebrauch machen konnen, begriindete Einwendungen im Sinne des § 11 Abs. 1
Z.2 und 3 gegen die Erzeugungsanlage bei der Behorde zu erheben; nach Ablauf der im
Anschlag angefiihrten Frist hat die Behorde unter Bedachtnahme auf die eingelangten
Einwendungen der Nachbarn die die Anwendung des vereinfachten Verfahrens begriindende
Beschaffenheit der Anlage mit Bescheid festzustellen und erforderlichenfalls Auftrige zum
Schutz der gemél § 11 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen zu erteilen; dieser Bescheid gilt
als Genehmigungsbescheid fiir die Erzeugungsanlage. Die Behorde hat diesen Bescheid

binnen drei Monaten nach Einlangen des Antrages und der erforderlichen Unterlagen zum

Antrag zu erlassen. Konnen auch durch Auftrige die gemil3 § 11 Abs. 1 wahrzunehmenden

Interessen nicht hinreichend geschiitzt werden, ist der Antrag abzuweisen.

Den Eigentiimern der unmittelbar angrenzenden Grundstiicke, die in einem Abstand von
nicht mehr als 500 m von der Anlage liegen, den im § 8 Abs. 4 genannten Netzbetreibern
und den im § 10 Z. 2, 4 und 5 genannten Personen ist der Inhalt des Anschlags nachweislich

schriftlich zur Kenntnis zu bringen. § 8 Abs. 1 vierter Satz gilt sinngemal.

Genehmigungspflichtige Anderungen einer Erzeugungsanlage gemif3 Abs. 1 sind dem
vereinfachten Verfahren zu unterziehen, wenn auch fiir die durch die Anderung entstehende

Anlage ein vereinfachtes Verfahren zuldssig ist.

§8
Genehmigungsverfahren
Anhorungsrechte

Die Behorde hat, ausgenommen in den Féllen des § 7, auf Grund eines Antrages um
Genehmigung der Errichtung und des Betriebes einer Erzeugungsanlage oder um
Genehmigung der Anderung einer genehmigten Erzeugungsanlage eine miindliche
Verhandlung anzuberaumen. Gegenstand, Zeit und Ort der miindlichen Verhandlung sowie
die Voraussetzungen zur Aufrechterhaltung der Parteistellung der Nachbarn sind durch
Anschlag an der Amtstafel in der Standortgemeinde und - falls die Erzeugungsanlage auch
Auswirkungen im Sinne des § 11 Abs. 1 Z. 2 und 3 auf Biirger der unmittelbar angrenzenden
Gemeinden haben konnte - auch durch Anschlag an der Amtstafel in diesen Gemeinden
bekannt zu geben. Die Eigentiimer der unmittelbar angrenzenden Grundstiicke, die im

Abstand von nicht mehr als 500 m von
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der Anlage liegen, und die im § 10 Z. 1, 2, 4 und 5 genannten Personen sind personlich zu
laden. Wenn diese Eigentiimer oder die Grundeigentiimer gemél § 10 Z. 2
Wohnungseigentiimer im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 sind, sind die im
zweiten Satz angefiihrten Angaben dem Verwalter (§ 17 WEG 1975) nachweislich schriftlich
mit dem Auftrag zur Kenntnis zu bringen, diese Angaben den Wohnungseigentiimern

unverziiglich z.B. durch Anschlag im Hause bekannt zu geben.

(2) Ist die Gefahr der Verletzung eines Kunst-, Betriebs- oder Geschéftsgeheimnisses (§ 40
AVGQG) gegeben, so ist den Nachbarn die Teilnahme an der Besichtigung der
Erzeugungsanlage nur mit Zustimmung des Genehmigungswerbers gestattet, doch ist ihr

allfélliges Recht auf Parteiengehdr zu wahren.

(3) Werden von Nachbarn privatrechtliche Einwendungen gegen die Erzeugungsanlage
vorgebracht, so hat der Verhandlungsleiter auf eine Einigung hinzuwirken; die etwa
herbeigefiihrte Einigung ist in der Niederschrift {iber die Verhandlung festzuhalten. Im

Ubrigen ist der Nachbar mit solchen Vorbringen auf den Zivilrechtsweg zu verweisen.

(4) Soweit die Interessen der Netzbetreiber durch die Errichtung und den Betrieb einer

Erzeugungsanlage beriihrt werden, sind sie zu horen.

(5) Die Standortgemeinde ist im Verfahren zur Erteilung der elektrizititsrechtlichen
Genehmigung zum Schutz der 6ffentlichen Interessen im Sinne des § 11 Abs. 1 im Rahmen

ihres Wirkungsbereiches zu horen.

(6) Bediirfen genehmigungspflichtige Vorhaben einer Genehmigung, Bewilligung oder Anzeige
nach anderen landesgesetzlichen Vorschriften, so haben die zustandigen Behorden das
Einvernehmen herzustellen und nach Moglichkeit die Verfahren gleichzeitig durchzufiihren.

§9

Nachbarn

(1) Nachbarn sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den Betrieb einer
Erzeugungsanlage geféhrdet oder beléstigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche
Rechte gefdhrdet werden konnten. Als Nachbarn gelten nicht Personen, die sich voriiberge-
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hend in der Nihe der Betriebsanlage aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes
dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn gelten jedoch die Betreiber von Einrichtungen, in
denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen, regelmiBig
Personen voriibergehend authalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen und die
Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schiiler, der Lehrer und der sonst in

Schulen stindig beschéftigen Personen.

(2) Als Nachbarn sind auch die im Abs. 1 erster Satz genannten Personen zu behandeln, die auf
grenznahen Grundstiicken im Ausland wohnen, wenn in dem betreffenden Staat
Osterreichische Nachbarn in den entsprechenden Verfahren rechtlich oder doch tatsichlich

den gleichen Nachbarschutz genief3en.

§ 10
Parteien

(1) In Verfahren gemiB den §§ 7 und 8 haben Parteistellung:

der Genehmigungswerber,

2. alle Grundeigentiimer, deren Grundstiicke samt ihrem darunter befindlichen Boden oder
dariiber befindlichen Luftraum von MaBnahmen zur Errichtung oder Anderung von
Erzeugungsanlagen dauernd oder voriibergehend in Anspruch genommen werden sowie
die an diesen Grundstiicken dinglich Berechtigten - ausgenommen Hypothekarglaubiger
- und die Bergbauberechtigten,

3. die Nachbarn (§ 9) hinsichtlich des Schutzes der gemif3 § 11 Abs. 1 Z. 2 und 3
wahrzunehmenden Interessen,

4. die NO Umweltanwaltschaft nach MaBgabe des § 11 des NO Umweltschutzgesetzes,
LGBI. 8050,

5. die Standortgemeinde zur Wahrung der im § 56 der NO Bauordnung 1996, LGBI. 8200,

begriindeten 6ffentlichen Interessen.

(2) Die im Abs. 1 Z. 2 bis 5 genannten Personen verlieren ihre Parteistellung, wenn sie nicht

fristgerecht begriindete Einwendungen erheben.
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§11

Voraussetzungen fiir die Erteilung der elektrizititsrechtlichen Genehmigung

(1) Erzeugungsanlagen sind so zu errichten, zu d4ndern und zu betreiben, dass durch die
Errichtung und den Betrieb der Anlage oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln oder
Riickstinden und dergleichen

1. das Leben oder die Gesundheit
a) des Betreibers der Erzeugungsanlage und
b) der nicht den Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes unterliegenden

mittitigen Familienangehdrigen nicht gefédhrdet wird,

2. das Leben oder die Gesundheit der Nachbarn oder das Eigentum oder sonstige dingliche
Rechte der Nachbarn nicht gefdhrdet werden,

3. Nachbarn durch Larm, Geruch, Erschiitterung, Warme, Schwingungen, Blendung oder
in anderer Weise nicht unzumutbar beldstigt werden,

4. die zum Einsatz gelangende Energie unter Bedachtnahme auf die Wirtschaftlichkeit
effizient eingesetzt wird und

5. der Standort unter Bedachtnahme auf die Z. 1 bis 3 geeignet ist.

(2) Unter einer Gefdhrdung des Eigentums im Sinne des Abs. 1 Z. 2 ist die Moglichkeit einer
bloBen Minderung des Verkehrswertes des Eigentums nicht zu verstehen.

(3) Ob Belédstigungen der Nachbarn im Sinne des Abs. 1 Z. 3 zumutbar sind, ist danach zu
beurteilen, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Anderungen der
tatsdchlichen ortlichen Verhéltnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und auf

einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken.

(4) Der Standort ist jedenfalls dann nicht geeignet, wenn das Errichten oder Betreiben der
Erzeugungsanlage zum Zeitpunkt der Entscheidung durch landesrechtliche Vorschriften
verboten ist.
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§12
Erteilung der Genehmigung

Die Erzeugungsanlage ist mit schriftlichem Bescheid zu genehmigen, wenn die
Voraussetzungen gemél § 11 Abs. 1 erfiillt sind; insbesondere, wenn nach dem Stande der
Technik und dem Stande der medizinischen und der sonst in Betracht kommenden
Wissenschaften zu erwarten ist, dass iiberhaupt oder bei Einhaltung der erforderlichenfalls
vorzuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen, die nach den Umstéinden des Einzelfalls
voraussehbaren Gefahrdungen vermieden und Beldstigungen auf ein zumutbares Mal}
beschriankt werden. Konnen die Voraussetzungen auch durch solche Auflagen nicht erfiillt

werden, ist die elektrizitdtsrechtliche Genehmigung zu versagen.

Die Behorde hat Emissionen nach dem Stand der Technik durch geeignete Auflagen zu

begrenzen.

Die Behorde kann zulassen, dass bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeitaufwand der
hiefiir erforderlichen MaBBnahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach
Inbetriebnahme der Anlage oder von Teilen der Anlage eingehalten werden miissen, wenn
dagegen keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der im § 11 Abs. 1 umschriebenen
Interessen bestehen.

Stand der Technik ist der auf den einschldgigen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende

Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder
Betriebsweisen, deren Funktionstiichtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung
des Standes der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen, Bau-
oder Betriebsweisen heranzuziehen und ist die VerhiltnismaBigkeit zwischen dem Aufwand
fiir die erforderlichen technischen Maflnahmen und dem dadurch bewirkten Nutzen fiir die

jeweils zu schiitzenden Interessen zu beriicksichtigen.

Durch einen Wechsel in der Person des Betreibers der Erzeugungsanlage wird die
Wirksamkeit der Genehmigung nicht beriihrt. Der Genehmigung kommt insoferne dingliche
Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte auch vom Rechtsnachfolger geltend gemacht
werden konnen und daraus erwachsende Pflichten auch vom Rechtsnachfolger zu erfiillen

sind. Der Rechtsnachfolger hat unverziiglich die Behorde vom Wechsel zu verstindigen.
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(6) Soweit Anderungen einer Genehmigung bediirfen, hat diese Genehmigung auch die bereits
genehmigte Erzeugungsanlage soweit zu umfassen, als es wegen der Anderung zur Wahrung
der im § 11 Abs. 1 umschriebenen Interessen gegeniiber der bereits genehmigten Anlage

erforderlich ist.

(7) Die im Zuge eines nach diesem Gesetz durchgefiihrten Verfahrens getroffenen
Ubereinkommen sind auf Antrag eines Beteiligten von der Behdrde im Bescheid zu

beurkunden.

(8) Die Fertigstellung der Erzeugungsanlage ist vom Betreiber der Behorde schriftlich

anzuzeigen. Mit dieser Anzeige erhélt der Betreiber das Recht, mit dem Betrieb zu beginnen.

§13
Betriebsleiter

(1) Hat die Behorde Grund zur Annahme, dass der Betreiber der Erzeugungsanlage fachlich nicht
befihigt ist, den Betrieb zu leiten und zu tiberwachen, hat sie den Betreiber mit Bescheid
aufzufordern, binnen angemessener Frist fiir die technische Leitung und Uberwachung des
Betriebes einen Betriebsleiter zu bestellen, der verldsslich und fachlich befdhigt sein muss. §
61 Abs. 4 bis 7 gilt sinngemiB. Der bestellte Betriebsleiter ist der Behdrde unter Vorlage

entsprechender Unterlagen bekannt zu geben.

(2) Die fachliche Befdhigung ist anzunehmen, wenn nach dem Bildungsgang und der bisherigen
Tatigkeit angenommen werden kann, dass die vorgesehene Person die Kenntnisse,
Féhigkeiten und Erfahrungen besitzt, die erforderlich sind, um die Anlage entsprechend den
gesetzlichen Bestimmungen und den nach diesem Gesetz erteilten Genehmigungen zu leiten

und zu uberwachen.

(3) Ein Wechsel in der Person des Betriebsleiters ist vom Betreiber der Erzeugungsanlage unter

Anschluss der erforderlichen Unterlagen unverziiglich anzuzeigen.

(4) Die Behorde hat zu priifen, ob der bestellte Betriebsleiter verlésslich ist und die fachliche
Befdhigung besitzt. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat sie dies mit Bescheid

festzustellen.
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(5) Wird der Aufforderung gemil3 Abs. 1 nicht entsprochen oder wird festgestellt, dass der
Betriebsleiter nicht verldsslich oder fachlich befahigt ist, hat die Behorde mit Bescheid den
Betrieb zu untersagen. Liegen die Voraussetzungen fiir die Untersagung nicht mehr vor, hat

die Behorde den Untersagungsbescheid zu widerrufen.

§ 14

Betriebsgenehmigung
Probebetrieb

(1) Die Behorde kann in der elektrizitatsrechtlichen Genehmigung gemal3 § 12 Abs. 1 anordnen,
dass die Erzeugungsanlage oder Teile von ihr erst auf Grund einer Betriebsgenehmigung in
Betrieb genommen werden diirfen, wenn im Zeitpunkt der Genehmigung nicht ausreichend
beurteilt werden kann, ob die die Auswirkungen der genehmigten Anlage oder von Teilen
dieser Anlage betreffenden Auflagen des Genehmigungsbescheides die gemil3 § 11 Abs. 1
Z. 1 bis 3 wahrzunehmenden Interessen hinreichend schiitzen oder zur Erreichung dieses
Schutzes andere oder zusétzliche Auflagen erforderlich sind; sie kann zu diesem Zweck
ndtigenfalls unter Vorschreibung von Auflagen einen befristeten Probebetrieb zulassen oder
anordnen. Der Beginn des Probebetriebes ist der Behorde schriftlich anzuzeigen. Der
Probebetrieb darf hochstens zwei Jahre und im Falle einer beantragten Fristverlangerung
insgesamt hochstens drei Jahre dauern; die Behorde darf eine Fristverlingerung nur einmal
und nur um hochstens ein Jahr zulassen oder anordnen, wenn der Zweck des Probebetriebes
diese Verldngerung erfordert; der Antrag auf Fristverlaingerung bzw. auf
Betriebsgenehmigung ist vor Ablauf des befristeten Probebetriebes zu stellen; durch einen
rechtzeitig gestellten Antrag wird der Ablauf der Frist bis zur rechtskriftigen Entscheidung

gehemmt.

(2) Fir Erzeugungsanlagen oder Teile derselben, die erst auf Grund einer Betriebsgenehmigung
in Betrieb genommen werden diirfen, konnen bei Erteilung der Betriebsgenehmigung auch

andere oder zusétzliche Auflagen vorgeschrieben werden.

(3) Im Verfahren zur Erteilung der Betriebsgenehmigung haben aufler dem
Genehmigungswerber nur jene im § 10 Abs. 1 Z. 2 bis 5 genannten Personen Parteistellung,

deren Parteistellung im Verfahren gemal3 § 8 aufrecht geblieben ist.



4

(1

2)

(1

23

Vor Erteilung der Betriebsgenehmigung hat sich die Behorde an Ort und Stelle zu
iiberzeugen, dass die im Genehmigungsbescheid enthaltenen Angaben und Auflagen erfiillt
sind. Weicht das angefiihrte Vorhaben von der Errichtungsgenehmigung ab und stellt diese
Abweichung keine wesentliche Anderung dar, so ist die Betriebsgenehmigung im Umfang

der vorgenommenen Anderungen zu erteilen.

§15
Abweichungen vom Genehmigungsbescheid

Die Behorde hat auf Antrag von der Verpflichtung zur Herstellung des dem
Anlagengenehmigungsbescheid oder dem Betriebsgenehmigungsbescheid entsprechenden
Zustands dann Abstand zu nehmen, wenn es auer Zweifel steht, dass die Abweichungen die
durch den Anlagengenehmigungsbescheid oder Betriebsgenehmigungsbescheid getroffene
Vorsorge nicht verringern. Die Behorde hat die Zuldssigkeit der Abweichungen mit Bescheid

auszusprechen.

Im Verfahren gemél Abs. 1 haben auBler dem Betreiber nur jene im § 10 Abs. 1
Z. 2 bis 5 genannten Personen Parteistellung, deren Parteistellung im Verfahren gemif § 7

oder gemiB § 8 aufrecht geblieben ist.

§16
Nachtrigliche Vorschreibungen

Ergibt sich nach der Genehmigung der Erzeugungsanlage, dass die gemél § 11 Abs. 1 Z. 1
bis 3 zu wahrenden Interessen trotz Einhaltung der in der elektrizitdtsrechtlichen
Genehmigung oder in einer allfélligen Betriebsgenehmigung vorgeschriebenen Auflagen
nicht hinreichend geschiitzt sind, so hat die Behorde die nach dem Stand der Technik und
dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften zur

Erreichung dieses Schutzes erforderlichen anderen oder zusdtzlichen Auflagen

vorzuschreiben. Die Behorde hat
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solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie unverhéltnisméBig sind, vor allem wenn der
mit der Erfiillung der Auflagen verbundene Aufwand auBler Verhiltnis zu dem mit den
Auflagen angestrebten Erfolg steht. Dabei sind insbesondere die Nutzungsdauer und die

technischen Besonderheiten zu beriicksichtigen.

(2) Zu Gunsten von Personen, die erst nach Genehmigung der Erzeugungsanlage Nachbarn (§ 9)
geworden sind, sind Auflagen gemill Abs. 1 nur soweit vorzuschreiben, als diese zur
Vermeidung einer Gefdhrdung des Lebens oder der Gesundheit dieser Personen notwendig
sind. Auflagen im Sinne des Abs. 1 zur Vermeidung einer {iber die unmittelbare
Nachbarschaft hinausreichenden betrichtlichen Beldstigung im Sinne des § 11 Abs. 1 Z. 3
sind, sofern sie nicht unter den ersten Satz fallen, zu Gunsten solcher Personen nur dann

vorzuschreiben, wenn diese Auflagen im Sinne des Abs. 1 verhéltnisméBig sind.

(3) Die Behorde hat ein Verfahren gemal3 Abs. 1 von Amts wegen oder nach Mallgabe des

Abs. 4 auf Antrag eines Nachbarn einzuleiten.

(4) Der Nachbar muss in seinem Antrag gemall Abs. 3 glaubhaft machen, dass er als Nachbar vor
den Auswirkungen der Erzeugungsanlage nicht hinreichend geschiitzt ist, und nachweisen,
dass er bereits im Zeitpunkt der Genehmigung der Erzeugungsanlage oder der betreffenden
Anderung Nachbar im Sinne des § 9 Abs. 1 oder 2 war. Durch die Einbringung dieses
Antrages erlangt der Nachbar Parteistellung.

(5) Die gemél} Abs. 1 vorgeschriebenen Auflagen sind auf Antrag des Betreibers der
Erzeugungsanlage aufzuheben oder abzudndern, wenn und soweit die Voraussetzungen fiir

ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen.

(6) Fiir Erzeugungsanlagen, die keiner Genehmigung nach § 5 Abs. 1 und 3 bediirfen, gelten die
Abs.1, 3 bis 5 und 7 sinngeméB.

(7) Der Nachbar ist nicht gemdB3 § 76 AVG zur Kostentragung verpflichtet, wenn auf Grund

seines Antrages andere oder zusétzliche Auflagen vorgeschrieben werden.

(8) Konnte der hinreichende Schutz der gemiB3 § 11 Abs. 1 Z. 1 bis 3 wahrzunehmenden
Interessen nach Abs. 1 oder Abs. 2 nur durch die Vorschreibung solcher anderer oder

zusétzlicher Auflagen erreicht werden, durch die die genehmigte Erzeugungsanlage in ihrem
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Wesen verdndert wiirde, so hat die Behorde dem Betreiber der Anlage mit Bescheid

aufzutragen, ein

Sanierungskonzept fiir die Erzeugungsanlage zur Erreichung des hinreichenden
Interessensschutzes und der Begrenzung der Emissionen nach dem Stand der Technik
innerhalb einer dem hiefiir erforderlichen Zeitaufwand angemessenen Frist zur Genehmigung
vorzulegen; fiir dieses Sanierungskonzept ist der Grundsatz der VerhiltnisméBigkeit (Abs. 1)
maBgebend. Im Bescheid, mit dem die Sanierung genehmigt wird, hat die Behorde,
erforderlichenfalls unter Vorschreibung bestimmter Auflagen, eine dem Zeitaufwand fiir die
vorgesehenen Sanierungsmafnahmen entsprechende Frist zur Durchfiihrung der Sanierung
festzulegen. § 5

Abs. 5 ist auf diese Sanierung nicht anzuwenden.

(9) Die vorstehenden Absitze gelten auch sinngeméB fiir Erzeugungsanlagen, die dem § 7
unterliegen. Im Verfahren gemaf3 Abs. 1 haben — sofern sich aus Abs. 4 nichts anderes ergibt
auller dem Betreiber nur jene im § 10 Abs. 1 Z. 2 bis 5 genannten Personen Parteistellung,

deren Parteistellung im Verfahren geméB § 7 oder gemil3 § 8 aufrecht geblieben ist.

§17
Uberwachung

(1) Der Betreiber einer genehmigten Erzeugungsanlage hat diese regelméfig wiederkehrend zu
priifen oder priifen zu lassen, ob sie dem Genehmigungsbescheid oder anderen nach dem
Hauptstiick II dieses Gesetzes ergangenen Bescheiden entspricht. Sofern im
Genehmigungsbescheid oder in einem anderen nach dem Hauptstiick II dieses Gesetzes
ergangenen Bescheid nichts anderes bestimmt ist, betragen die Fristen fiir die

wiederkehrenden Priifungen zehn Jahre.

(2) Zur Durchfiihrung der wiederkehrenden Priifungen geméfl Abs. 1 sind vom Betreiber der
Erzeugungsanlage Anstalten des Bundes oder eines Bundeslandes, akkreditierte Stellen im
Rahmen des fachlichen Umfanges ihrer Akkreditierung, staatlich autorisierte Anstalten,
Ziviltechniker, gerichtlich zertifizierte Sachverstindige oder Gewerbetreibende, jeweils im

Rahmen ihrer Befugnisse heranzuziehen; wiederkehrende Priifungen diirfen auch vom
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Betreiber der Erzeugungsanlage, sofern er geeignet und fachkundig ist, und von sonstigen
geeigneten und fachkundigen Betriebsangehorigen vorgenommen werden. Als geeignet und
fachkundig sind Personen anzusehen, wenn sie nach ihrem Bildungsgang und ihrer
bisherigen Tatigkeit die fiir die jeweilige Priifung notwendigen fachlichen Kenntnisse und
Erfah-

rungen besitzen und auch die Gewéhr fiir eine gewissenhafte Durchfiihrung der
Priifungsarbeiten bieten.

(3) Uber jede wiederkehrende Priifung ist eine Priifbescheinigung auszustellen, die insbesondere
festgestellte Méngel und Vorschldge zu deren Behebung zu enthalten hat. Die
Priitbescheinigung und sonstige die Priifung betreffende Schriftstiicke sind, sofern im
Genehmigungsbescheid oder in einem anderen Bescheid nichts anderes bestimmt ist, vom

Betreiber der Anlage bis zur ndchsten wiederkehrenden Priifung der Anlage aufzubewahren.

(4) Sind in einer Priifbescheinigung bei der wiederkehrenden Priifung festgestellte Méangel
festgehalten, so hat der Betreiber der Anlage unverziiglich eine Zweitschrift oder Ablichtung
dieser Priifbescheinigung und innerhalb angemessener Frist eine Darstellung der zur
Mingelbehebung getroffenen MaBBnahmen der Behorde zu tibermitteln.

(5) Der Betreiber einer genehmigten Erzeugungsanlage entspricht seiner Verpflichtung gemaf
Abs. 1 auch dann, wenn

1. er die Anlage einer Umweltbetriebspriifung im Sinne der Verordnung (EWG) Nr.
1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 iiber die freiwillige Beteiligung gewerblicher
Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem fiir das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebspriifung oder einer Umweltbetriebspriifung im Sinn der ONORM EN
ISO 14001:1996 (Ausgabedatum Dezember 1996) iiber Umweltmanagementsysteme
(erhiltlich beim Osterreichischen Normungsinstitut, Heinestrae 38, 1021 Wien)
unterzogen hat,

2. die Unterlagen tiber die Umweltbetriebspriifung nicht élter als drei Jahre sind und

3. aus den Unterlagen tiber diese Umweltbetriebspriifung hervorgeht, dass im Rahmen
dieser Priifung auch die Ubereinstimmung der Erzeugungsanlage mit dem
Genehmigungsbescheid und den sonst fiir die Erzeugungsanlage geltenden Vorschriften

gepriift wurde. Abs. 3 zweiter Satz und Abs. 4 gelten sinngemal.

(6) Die Behorde kann von Amts wegen Uberpriifungen vornehmen.
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§18
Auflassung, Unterbrechung,
Vorkehrungen

(1) Beabsichtigt der Betreiber einer genehmigten Erzeugungsanlage die Auflassung oder die
Unterbrechung des Betriebes seiner Anlage oder eines Teiles seiner Anlage, so hat er die
notwendigen Vorkehrungen zur Vermeidung einer Gefdhrdung oder Beldstigung im Sinne
des § 11 Abs. 1 Z. 1 bis 3 zu treffen.

(2) Der Betreiber der Erzeugungsanlage hat den Beginn der Auflassung und seine Vorkehrungen
anldsslich der Auflassung der Behorde vorher anzuzeigen. Er hat die Betriebsunterbrechung
und seine Vorkehrungen der Behorde innerhalb eines Monats nach Eintritt der

Betriebsunterbrechung anzuzeigen, wenn diese Unterbrechung zumindest einen fiir die
Erflillung des Anlagenzweckes wesentlichen Teil der Anlage betrifft und voraussichtlich

langer als ein Jahr dauern wird.

(3) Reichen die vom Betreiber gemdll Abs. 2 angezeigten Vorkehrungen nicht aus, um den

Schutz der im § 11 Abs. 1 Z. 1 bis 3 umschriebenen Interessen zu gewihrleisten oder hat der
Betreiber die zur Erreichung dieses Schutzes notwendigen Vorkehrungen nicht oder nur
unvollstindig getroffen, so hat ihm die Behorde die notwendigen Vorkehrungen mit
Bescheid aufzutragen.

(4) Durch einen Wechsel in der Person des Betreibers der Erzeugungsanlage wird die
Wirksamkeit des bescheidméBigen Auftrages gemall Abs. 3 nicht beriihrt.

(5) Der Betreiber der Erzeugungsanlage hat der Behorde anzuzeigen, dass er die geméf3 Abs. 2
angezeigten oder die von der Behorde gemif3 Abs. 3 aufgetragenen Vorkehrungen getroffen
hat.

(6) Reichen die getroffenen Vorkehrungen aus, um den Schutz der im § 11 Abs. 1 Z. 1 bis 3
umschriebenen Interessen zu gewihrleisten, und sind daher dem auflassenden Betreiber der
Erzeugungsanlage keine weiteren Vorkehrungen im Sinne des Abs. 3 mit Bescheid
aufzutragen, so hat die Genehmigungsbehdrde dies mit Bescheid festzustellen. Mit Eintritt
der Rechtskraft dieses Feststellungsbescheides ist die Auflassung beendet und erlischt im

Falle der géinzlichen Auflassung der Anlage die Genehmigung.
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§19
Erléschen der elektrizitétsrechtlichen Genehmigung

Die elektrizitdtsrechtliche Genehmigung erlischt, wenn

1. die Fertigstellung bei der Behorde nicht innerhalb von fiinf Jahren nach rechtskréftiger
Erteilung aller erforderlichen Bewilligungen und Genehmigungen angezeigt wird,

2. nicht zeitgerecht vor Ablauf des befristeten Probebetriebes um Erteilung der
Betriebsgenehmigung angesucht wird,

3. der Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Anzeige der Fertigstellung oder nach

Rechtskraft der Betriebsgenehmigung aufgenommen wird,

b

der Betrieb der gesamten Erzeugungsanlage durch mehr als fiinf Jahre unterbrochen ist,

9]

. das Sanierungskonzept nach § 16 Abs. 8 nicht rechtzeitig eingebracht wird oder
. die Auflassung gemil § 18 Abs. 6 beendet ist.

(o)

Die Behorde hat die Fristen gemdf3 Abs. 1 Z. 1, 3 und 4 auf Grund eines vor Ablauf der
Fristen gestellten Antrages angemessen zu verlangern, wenn es Art und Umfang des
Vorhabens erfordert oder die Fertigstellung oder die Inbetriebnahme des Vorhabens
unvorhergesehenen Schwierigkeiten begegnet. Durch den Antrag wird der Ablauf der Frist

bis zur Entscheidung gehemmt.

Das Erloschen der elektrizitdtsrechtlichen Genehmigung gemél Abs. 1 Z. 1 bis 5 ist mit
Bescheid festzustellen. § 18 gilt sinngemél.

§ 20
Nicht genehmigte Erzeugungsanlagen

Wird eine genehmigungspflichtige Erzeugungsanlage ohne Genehmigung errichtet, eine
Erzeugungsanlage ohne Genehmigung wesentlich geéndert oder eine Anlage, fiir deren
Betrieb die Genehmigung vorbehalten wurde - ausgenommen ein Probebetrieb - ohne
Betriebsgenehmigung betrieben, so hat die Behorde mit Bescheid die zur Herstellung des
gesetzméfBigen Zustandes erforderlichen MaBlnahmen, wie die Einstellung der Bauarbeiten,
die Einstellung des Betriebes, die Beseitigung der nicht genehmigten Anlage oder

Anlagenteile, anzu-
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ordnen. Dabei ist auf eine angemessene Frist zur Durchfiihrung der erforderlichen Arbeiten

Bedacht zu nehmen.

Die Beseitigung von Anlagen oder Anlagenteilen darf jedoch nicht verfiigt werden, wenn
zwischenzeitig die Erteilung der erforderlichen Genehmigung beantragt wurde und der

Antrag nicht zuriickgewiesen oder abgewiesen wurde.

§21
Einstweilige SicherheitsmaBnahmen

(1) Um die durch eine diesem Gesetz unterliegende Erzeugungsanlage verursachte Gefahr fiir

2)

3)

das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder fiir das Eigentum oder sonstige dingliche
Rechte der Nachbarn abzuwehren oder um die durch eine nicht genehmigte oder nicht
genehmigungspflichtige Erzeugungsanlage oder eine nicht genehmigte wesentliche
Anderung verursachte unzumutbare Belistigung der Nachbarn abzustellen, hat die Behorde
entsprechend dem Ausmal der Gefdhrdung oder Beldstigung mit Bescheid die ganzliche
oder teilweise Stilllegung der Erzeugungsanlage, die Stilllegung von Maschinen oder
sonstige die Anlage betreffende Sicherheitsmafinahmen oder Vorkehrungen zu verfiigen. Hat
die Behorde Grund zur Annahme, dass zur Gefahrenabwehr Sofortmafnahmen an Ort und
Stelle erforderlich sind, so darf sie nach Verstindigung des Betreibers der Erzeugungsanlage,
des Betriebsleiters oder des Eigentiimers der Anlage oder, wenn eine Verstdndigung dieser
Person nicht moglich ist, einer Person, die tatsédchlich die Betriebsfiithrung wahrnimmt,
solche MaBnahmen auch ohne vorausgegangenes Verfahren und vor Erlassung eines
Bescheides an Ort und Stelle treffen; hieriiber ist jedoch binnen zwei Wochen ein
schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die getroffene MaBBnahme als aufgehoben

gilt.

Bescheide gemédll Abs. 1 sind sofort vollstreckbar. Sie treten mit Ablauf eines Jahres - vom

Tage ihrer Rechtskraft an gerechnet - auller Kraft, soferne keine kiirzere Frist im Bescheid
festgesetzt wurde. Durch einen Wechsel in der Person des Betreibers der von MaB3nahmen
gemal Abs. 1 betroffenen Anlagen, Anlagenteile oder Gegenstinde wird die Wirksamkeit
dieser Bescheide nicht beriihrt.

Liegen die Voraussetzungen fiir die Erlassung eines Bescheides geméll Abs. 1 nicht mehr vor

und ist zu erwarten, dass in Hinkunft jene Vorschriften, deren Nichteinhaltung fiir die MaB-
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nahmen nach Abs. 1 bestimmend war, von der Person eingehalten werden, die die
Erzeugungsanlage betreiben will, so hat die Behorde auf Antrag dieser Person die mit

Bescheid gemél Abs. 1 getroffenen Maflnahmen ehestens zu widerrufen.

§22
Vorarbeiten zur Errichtung einer Erzeugungsanlage

(1) Zur Vornahme von Vorarbeiten fiir die Errichtung oder Anderung einer
genehmigungspflichtigen Erzeugungsanlage hat die Behdrde auf Antrag die voriibergehende

Inanspruchnahme fremder Grundstiicke zu genehmigen.

(2) Im Antrag sind die Art und Dauer der beabsichtigten Vorarbeiten anzugeben. Weiters ist dem
Antrag eine Ubersichtskarte in geeignetem MaBstab beizuschlieBen, in welcher das von den

Vorarbeiten beriihrte Gebiet ersichtlich zu machen ist.

(3) In der Genehmigung ist dem Antragsteller das Recht einzurdumen, fremde Grundstiicke zu
betreten und auf diesen die zur Vorbereitung des Bauentwurfes der Erzeugungsanlage
erforderlichen Bodenuntersuchungen und sonstigen technischen Arbeiten vorzunehmen. Den

Grundeigentiimern und dinglich Berechtigten kommt keine Parteistellung zu.

(4) Bei der Durchfiihrung der Vorarbeiten hat der Berechtigte mit mdglichster Schonung
bestehender Rechte vorzugehen und darauf Bedacht zu nehmen, dass der
bestimmungsgeméfBe Gebrauch der betroffenen Grundstiicke nach Mdglichkeit nicht
behindert wird.

(5) Die Genehmigung ist zu befristen. Die Frist ist unter Bedachtnahme auf die Art und den
Umfang sowie die gelindeméBigen Voraussetzungen der Vorarbeiten festzusetzen. Sie ist zu

verlangern, soweit die Vorbereitung des Bauentwurfes dies erfordert.

(6) Den Gemeinden, in welchen die Vorarbeiten durchgefiihrt werden sollen, hat die Behdrde
eine Ausfertigung der Genehmigung zuzustellen, die unverziiglich durch Anschlag an der

Amtstafel kundzumachen ist. Die Kundmachungsfrist betrdgt vier Wochen. Mit den
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Vorarbeiten darf erst nach Ablauf der Kundmachungsfrist begonnen werden.
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(7) Der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte hat unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 6 die Eigentiimer oder die Nutzungsberechtigten der betroffenen Liegenschaften sowie
allfallige Bergbauberechtigte mindestens vier Wochen vorher vom beabsichtigten Beginn der
Vorarbeiten schriftlich in Kenntnis zu setzen.

(8) Der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte hat die Eigentiimer der betroffenen Grund-
stiicke, die an diesen Grundstiicken dinglich Berechtigten - ausgenommen
Hypothekarglaubiger - und allfillige Bergbauberechtigte fiir alle mit den Vorarbeiten
unmittelbar verbundenen Beschriankungen ihrer zum Zeitpunkt der Genehmigung ausgeiibten
Rechte angemessen zu entschédigen. Soweit hieriiber keine Vereinbarung zu Stande kommt,
ist die Entschidigung auf Antrag durch die Behorde festzusetzen. Fiir das
Entschiddigungsverfahren gilt § 23 Abs. 5 sinngeméB.

§23
Enteignung

(1) Die Behorde hat auf Antrag die fiir die Errichtung und den Betrieb einer Erzeugungsanlage
notwendigen Beschrinkungen von Grundeigentum oder anderen dinglichen Rechten
einschlieBlich der Entziehung des Eigentums (Enteignung) gegen angemessene
Entschéddigung auszusprechen, wenn die Errichtung der Erzeugungsanlage im 6ffentlichen
Interesse liegt, die vorgesehene Situierung aus zwingenden technischen oder wirtschaftlichen
Griinden geboten ist, zwischen demjenigen, der die Erzeugungsanlage zu errichten und zu
betreiben be-
absichtigt und dem Grundeigentiimer oder dem Inhaber anderer dinglicher Rechte eine
Einigung dariiber nicht zu Stande kommt und nach keiner anderen gesetzlichen Bestimmung
eine Enteignung moglich ist.

(2) Im Antrag gemél Abs. 1 sind die betroffenen Grundstiicke mit Grundstiicksnummer, die
Katastralgemeindenummer und die Einlagezahl, die Eigentiimer und sonstigen dinglich
Berechtigten mit Ausnahme der Hypothekarglédubiger und der Inhalt der beanspruchten
Rechte anzufithren. Werden durch die Enteignung Bergbauberechtigungen beriihrt, ist im

Antrag auch der Bergbauberechtigte anzufiihren.

(3) Die Enteignung kann umfassen:
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1. die Einrdumung von Dienstbarkeiten an unbeweglichen Sachen,

2. die Abtretung des Eigentums an Grundstiicken oder

3. die Abtretung, Einschrinkung oder Authebung anderer dinglicher Rechte an
unbeweglichen Sachen und solcher Rechte, deren Ausiibung an einen bestimmten Ort

gebunden ist.

Von der Enteignung nach Abs. 3 Z. 2 ist von der Behorde nur Gebrauch zu machen, wenn

die librigen in Abs. 3 angefiihrten MaBBnahmen nicht ausreichen.

Auf das Enteignungsverfahren und die behordliche Ermittlung der Entschidigung sind die
Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 sinngeméal mit nachstehenden

Abweichungen anzuwenden:

Der Enteignungsgegner kann im Zuge des Enteignungsverfahrens die Einlésung der durch
Dienstbarkeiten oder andere dingliche Rechte geméf Abs. 3 in Anspruch zu nehmenden
unverbauten Grundstiicke oder Teile von solchen gegen Entschidigung, welche vom
Enteignungswerber zu bezahlen ist, verlangen, wenn diese durch die Belastung die
zweckmaBige Benutzbarkeit verlieren. Verliert ein Grundstiick durch die Enteignung
eines Teiles desselben fiir den Eigentiimer die zweckmifBige Benutzbarkeit, so ist auf
Verlangen des Eigentiimers das ganze Grundstiick einzuldsen.

Uber die Zulissigkeit, den Inhalt, den Gegenstand und den Umfang der Enteignung sowie
iiber die Entschédigung entscheidet die Behdrde nach Anhorung der fiir den
Enteignungsgegenstand zustindigen gesetzlichen Interessensvertretung.

Die Hohe der Entschadigung ist auf Grund der Schitzung wenigstens eines allgemein
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstindigen im Enteignungsbescheid oder in
einem gesonderten Bescheid zu bestimmen; im letzteren Fall ist ohne weitere Erhebungen
im Enteignungsbescheid ein vorldufiger Sicherstellungsbetrag festzulegen.

Jede der beiden Parteien kann binnen drei Monaten ab Zustellung des die Entschddigung
bestimmenden Bescheides (Z. 3) die Feststellung des Entschadigungsbetrages bei jenem
Bezirksgericht begehren, in dessen Sprengel sich der Gegenstand der Enteignung befindet.
Der Bescheid tritt hinsichtlich des Ausspruches iiber die Entschdadigung mit Anrufung des
Gerichtes auBer Kraft. Der Antrag an das Gericht auf Feststellung der Entschidigung kann
nur mit Zustimmung des Antragsgegners zuriickgezogen werden. Bei Zuriicknahme des

Antrages gilt der im Enteignungsbescheid bestimmte Entschddigungsbetrag als vereinbart.
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Ein erlassener Enteignungsbescheid ist erst vollstreckbar, sobald der im
Enteignungsbescheid oder in einem gesonderten Bescheid bestimmte

Entschiddigungsbetrag oder im Ent-

eignungsbescheid festgelegte vorlaufige Sicherstellungsbetrag (Z. 3) gerichtlich hinterlegt
oder an den Enteigneten ausbezahlt ist.

Auf Antrag des Enteigneten kann an Stelle einer Geldentschiddigung eine in Form einer
gleichartigen und gleichwertigen Naturalleistung treten, wenn diese dem
Enteignungswerber unter Abwigung des Einzelfalles wirtschaftlich zugemutet werden
kann. Hieriiber entscheidet die Behorde in einem gesonderten Bescheid gemil3 Z. 3. Z. 4
gilt sinngemas.

Vom Erléschen der elektrizitdtsrechtlichen Genehmigung einer Erzeugungsanlage ist der
Eigentlimer des belasteten Grundstiickes zu verstidndigen. Er kann die ausdriickliche
Authebung der fiir diese Anlage im Wege der Enteignung eingerdumten Dienstbarkeiten
bei der Behorde beantragen. Die Behorde hat {iber seinen Antrag die fiir die
Erzeugungsanlage im Enteignungswege eingerdumten Dienstbarkeiten unter Festlegung
einer der geleisteten Entschidigung angemessenen Riickvergiitung durch Bescheid
aufzuheben. Fiir die Festlegung der Riickvergiitung gelten Z. 3 und 4 sinngema0.

Hat zufolge eines Enteignungsbescheides die Ubertragung des Eigentums an einem
Grundstiick fiir Zwecke einer Erzeugungsanlage stattgefunden, so hat die Behorde auf
Grund eines innerhalb eines Jahres ab vollendeter Abtragung der Erzeugungsanlage
gestellten Antrages des fritheren Eigentlimers oder seines Rechtsnachfolgers zu dessen
Gunsten die Riickiibereignung gegen angemessene Entschidigung auszusprechen. Fiir die

Feststellung dieser Entschidigung gelten Z. 3 und 4.

Abschnitt 2

Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (IPPC)

§ 24

Anwendungsbereich
Verfahren
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(1) Diesem Abschnitt unterliegen Erzeugungsanlagen im Sinne der IPPC-Richtlinie, die nach § 5

einer Genehmigung bediirfen. Eine wesentliche Anderung liegt unbeschadet des § 5 Abs. 5
auch vor, wenn die Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-Richtlinie erhebliche nachteilige

Auswirkungen auf die Menschen oder auf die Umwelt haben kann.
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(2) Soweit nicht bereits nach § 6 Abs. 2 erforderlich, hat ein Genehmigungsantrag oder ein

Antrag um Genehmigung einer wesentlichen Anderung fiir eine Erzeugungsanlage im Sinne
der IPPC-Richtlinie folgende Angaben zu enthalten:

die in der Anlage zur Verwendung gelangenden Stoffe und Energien,

die Brennstoffwérmeleistung,

den Zustand des Anlagengeldndes,

die Quellen der Emissionen aus der Erzeugungsanlage,

Art und Menge der vorhersehbaren Emissionen aus der Erzeugungsanlage,

die zu erwartenden erheblichen Auswirkungen der Emissionen auf die Umwelt,

die MaBnahmen zur Uberwachung der Emissionen,

© NN A DD =

die Maflnahmen zur Vermeidung oder, sofern dies nicht mdglich ist, Verminderung der
Emissionen,
9. sonstige MaBnahmen zur Erfiillung der Voraussetzungen geméil § 25 Abs. 1,

10. eine allgemein verstdndliche Zusammenfassung der vorstehenden Angaben.

§ 6 Abs. 4 gilt sinngemal.

3)

4

)

Von der Behorde ist im redaktionellen Teil zweier in NO weit verbreiteter Tageszeitungen
bekannt zu geben, dass der Genehmigungsantrag bei der Behorde wihrend der Amtsstunden
zur Einsichtnahme aufliegt und dass jedermann innerhalb eines Zeitraumes von sechs
Wochen zum Genehmigungsantrag Stellung nehmen kann; Betriebs- und

Geschiftsgeheimnisse sind zu wahren. § 8 Abs. 1 bis 5 bleiben unbertihrt.

Wenn die Verwirklichung eines Projektes fiir eine Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-
Richtlinie oder deren Anderung erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen
Staates haben konnte oder wenn ein von den Auswirkungen eines solchen Projekts moglicher
Weise betroffener Staat ein diesbeziigliches Ersuchen stellt, hat die Behdrde diesen Staat
spétestens, wenn die Bekanntgabe (Abs. 3) erfolgt, iiber das Projekt zu benachrichtigen;
verfligbare Informationen iiber mdgliche grenziiberschreitende Auswirkungen und iiber den
Ablauf des Genehmigungsverfahrens sind zu erteilen. Dem Staat ist eine angemessene Frist

fiir die Mitteilung einzurdumen, ob er am Verfahren teilzunehmen wiinscht.

Wiinscht dieser Staat am Verfahren teilzunehmen, so sind ihm die Antragsunterlagen
zuzuleiten und ist ihm eine angemessene Frist zur Stellungnahme einzurdumen, die es ihm
ermdglicht, seinerseits die Antragsunterlagen der Offentlichkeit zugiinglich zu machen und
ihr
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Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Erforderlichenfalls sind Konsultationen {iber
mogliche grenziiberschreitende Auswirkungen und allfillige MaBnahmen zur Vermeidung
oder Verminderung schidlicher grenziiberschreitender Umweltauswirkungen zu fiithren.
Einem solchen Staat sind ferner die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens und die
Entscheidung

iiber den Genehmigungsantrag zu tibermitteln.

Wird im Rahmen eines in einem anderen Staat durchgefiihrten Verfahrens betreffend die
Genehmigung oder die wesentliche Anderung einer Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-
Richtlinie der Genehmigungsantrag {ibermittelt, so hat die Behorde im Sinne des Abs. 3
vorzugehen. Bei der Behorde eingelangte Stellungnahmen sind von der Behorde dem Staat
zu libermitteln, in dem das Projekt, auf das sich der Genehmigungsantrag bezieht,

verwirklicht werden soll.

Die Abs. 3 bis 6 gelten fiir Staaten, die nicht Vertragspartei des Abkommens {iber den Euro-
padischen Wirtschaftsraum sind, nur nach Maligabe des Grundsatzes der Gegenseitigkeit.

Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberiihrt.

Die Behorde hat das Verfahren sowie die Erteilung von Auflagen mit anderen zustindigen
Behdrden zu koordinieren, wenn nach anderen Vorschriften eine Genehmigung, eine

Bewilligung oder eine Anzeige erforderlich ist.

§25
Genehmigung von Erzeugungsanlagen gemiB3 IPPC-Richtlinie

Im Genehmigungsbescheid, in dem auf die eingelangten Stellungnahmen (§ 24 Abs. 3 und 5)
Bedacht zu nehmen ist, ist iiber § 12 hinaus sicher zu stellen, dass die Erzeugungsanlage im

Sinne der IPPC-Richtlinie so errichtet, betrieben, und aufgelassen wird, dass

1. alle geeigneten Vorsorgemaflnahmen gegen Umweltverschmutzungen (Abs. 2),
insbesondere durch den Einsatz von dem Stand der Technik entsprechenden
technologischen Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen getroffen werden,

2. keine erheblichen Umweltverschmutzungen verursacht werden,
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3. die Entstehung von Abfillen vermieden wird oder diese verwertet oder, wenn dies aus
technischen oder wirtschaftlichen Griinden nicht moglich ist, beseitigt werden, wobei
Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden oder zu vermindern sind,

4. die notwendigen Mallnahmen ergriffen werden, um Unfille zu verhindern und deren
Folgen zu begrenzen,

5. erforderlichenfalls geeignete Auflagen zum Schutz des Bodens getroffen werden,
MaBnahmen fiir andere als normale Betriebsbedingungen vorgesehen werden, soweit
damit eine Gefahr fiir die Umwelt verbunden sein konnte,

7. die erforderlichen Maflnahmen getroffen werden, um bei der Auflassung der
Erzeugungsanlage die Gefahr einer Umweltverschmutzung (Abs. 2) zu vermeiden und um
einen zufrieden stellenden Zustand des Anlagengeldndes wieder herzustellen, und

8. Energie effizient verwendet wird.

(2) Umweltverschmutzung im Sinne des Abs. 1 ist die durch menschliche Tétigkeiten direkt

oder indirekt bewirkte Freisetzung von Stoffen, Erschiitterungen, Warme oder Larm in Luft,
Wasser oder Boden, die der menschlichen Gesundheit oder der Umweltqualitdt schaden oder
zu einer Schiadigung von Sachwerten oder zu einer unzumutbaren Beeintrachtigung oder
Storung des durch die Umwelt bedingten Wohlbefindens eines gesunden, normal

empfindenden Menschen oder von anderen zuldssigen Nutzungen der Umwelt fiihren kdnnen.

(3) Im Genehmigungsbescheid sind iiber den Stand der Technik hinausgehende bestimmte,
geeignete Auflagen vorzuschreiben, wenn und soweit dies zur Verhinderung des
Uberschreitens eines gemeinschaftsrechtlich festgelegten Immissionsgrenzwertes erforderlich

ist.

(4) Im redaktionellen Teil zweier in NO weit verbreiteter Tageszeitungen ist von der Behdrde
bekannt zu geben, dass die Entscheidung iiber die Genehmigung einer Erzeugungsanlage im
Sinne der IPPC-Richtlinie innerhalb eines bestimmten, mindestens sechs Wochen
betragenden Zeitraums bei der Behorde wihrend der Amtsstunden zur Einsichtnahme

aufliegt. Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse sind zu wahren.

(5) Die Anderungsgenehmigung hat auch die bereits genehmigte Erzeugungsanlage so weit zu
umfassen, als es wegen der Anderung zur Wahrung der im Abs. 1 umschriebenen Interessen

gegeniiber der bereits genehmigten Erzeugungsanlage erforderlich ist.
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Die Genehmigungsvoraussetzungen des Abs. 1 begriinden keine subjektiv-6ffentlichen
Rechte fiir die im § 10 Abs. 1 Z. 2 bis 5 aufgezéhlten Personen.

§26
AnpassungsmafBnahmen

Unbeschadet der Bestimmungen des § 17 Abs. 1 bis 5 hat der Betreiber einer
Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-Richtlinie jeweils innerhalb einer Frist von zehn
Jahren zu priifen, ob sich der seine Erzeugungsanlage betreffende Stand der Technik
wesentlich gedndert hat und gegebenenfalls unverziiglich die erforderlichen wirtschaftlich
verhéltnisméfBigen Anpassungsmafinahmen zu treffen. Der Betreiber der Erzeugungsanlage
hat der Behorde unverziiglich eine Darstellung der Entwicklung des Standes der Technik und
eine Darstellung der getroffenen AnpassungsmaBBnahmen zu iibermitteln. Hat der Betreiber
MaBnahmen im Sinne des ersten Satzes nicht ausreichend getroffen, so hat die Behorde
entsprechende Maflnahmen mit Bescheid anzuordnen. § 16 Abs. 1 bleibt unberiihrt.

Die Behorde hat auch vor Ablauf der Zehnjahresfrist entsprechende Maflnahmen im Sinne

des Abs. 1 mit Bescheid anzuordnen, wenn

1. sich wesentliche Verdnderungen des Standes der Technik ergeben haben, die eine
erhebliche Verminderung der Emissionen ermdglichen, ohne unverhéltnisméfig hohe
Kosten zu verursachen,

2. die Betriebssicherheit die Anwendung anderer Techniken erfordert oder

3. die durch die Erzeugungsanlage verursachte Umweltverschmutzung so stark ist, dass neue

Emissionsgrenzwerte festgelegt werden miissen.

Wiirden die geméf Abs. 1 oder 2 vorzuschreibenden MaBinahmen eine Erzeugungsanlage in

threm Wesen verdndern, so hat die Behdrde § 16 Abs. 8 sinngemil anzuwenden.

Der Betreiber einer Erzeugungsanlage im Sinne der IPPC-Richtlinie hat die Behorde
regelmiBig iiber die Ergebnisse der Uberwachung der Emissionen zu informieren. Storfille
und Unfille mit erheblichen Umweltauswirkungen sind unverziiglich der Behorde zu

melden.
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Abschnitt 3

Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfillen mit gefahrlichen Stoffen

§27
Anwendungsbereich
Begriffe

(1) Ziel dieses Abschnitts ist es, schwere Unfille mit gefdhrlichen Stoffen zu verhiiten und ihre

Folgen zu begrenzen.

(2) Dieser Abschnitt gilt fiir Erzeugungsanlagen, die dem Hauptstiick I unterliegen und in denen

im Anhang zu diesem Gesetz genannte gefahrliche Stoffe mindestens in einer

1. im Anhang Teil 1 Spalte 2 und Teil 2 Spalte 2 oder
2. im Anhang Teil 1 Spalte 3 und Teil 2 Spalte 3

angegebenen Menge vorhanden sind.

(3) Die Anforderungen dieses Abschnitts miissen zusétzlich zu den Anforderungen nach anderen
Bestimmungen dieses Gesetzes erfiillt sein; sie sind keine Genehmigungsvoraussetzung im

Sinne der §§ 12 und 25 und begriinden keine Parteistellung im Sinne des § 10.

(4) Im Sinne dieses Abschnittes bezeichnet der Ausdruck

1. “Anlage® der unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, in dem geféhrliche
Stoffe in einer oder in mehreren technischen Anlagen (Z. 2) vorhanden sind,
einschlieBlich gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen und Tétigkeiten;

2. “technische Anlage* eine technische Einheit innerhalb einer Anlage, in der gefdhrliche
Stoffe hergestellt, verwendet, gehandhabt oder gelagert werden. Sie umfasst alle
Einrichtungen, Bauwerke, Rohrleitungen, Maschinen, Lager, Privatgleisanschliisse,
Hafenbecken oder Umschlageinrichtungen, die fiir den Betrieb der technischen Anlage

erforderlich sind;
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3. “geféhrliche Stoffe* Stoffe oder Zubereitungen, die im Anhang zu diesem Gesetz Teil 1

angeflihrt sind oder die die im Anhang zu diesem Gesetz Teil 2 festgelegten Kriterien
erfiillen;

4. “schwerer Unfall* ein Ereignis, das sich aus unkontrollierten Vorgdngen in einer unter
diesen Abschnitt fallenden Anlage ergibt (etwa eine Emission, ein Brand oder eine
Explosion
grofBeren Ausmalles), das unmittelbar oder spéter innerhalb oder auBBerhalb der Anlage zu
einer ernsten Gefahr fiir die menschliche Gesundheit oder die Umwelt fiihrt und bei dem
ein oder mehrere gefdhrliche Stoffe beteiligt sind;

5. “Vorhandensein von gefédhrlichen Stoffen* das in einer Anlage technisch mogliche

Vorhandensein eines gefahrlichen Stoffes oder das in einer Anlage bei einem auf3er
Kontrolle geratenen industriell-chemischen Produktionsverfahren mogliche Entstehen
eines gefahrlichen Stoffes, jeweils in einem mindestens die im Anhang zu diesem Gesetz
festgelegte Mengenschwelle erreichenden Ausma@;

6. “Gefahr das Wesen eines gefahrlichen Stoffes oder einer konkreten Situation, das darin
besteht, der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt Schaden zufiigen zu kdnnen;

7. “Risiko* die Wahrscheinlichkeit, dass innerhalb einer bestimmten Zeitspanne oder unter
bestimmten Umsténden eine bestimmte Wirkung eintritt;

8. “Lagerung® das Vorhandensein einer Menge gefahrlicher Stoffe zum Zweck der

Einlagerung, der Hinterlegung zur sicheren Aufbewahrung oder der Lagerhaltung.

§ 28
Pflichten des Betreibers

Der Betreiber hat alle nach dem Stand der Technik (§ 12 Abs. 4) notwendigen MaBBnahmen
zu ergreifen, um schwere Unfille zu verhiiten und deren Folgen fiir Mensch und Umwelt zu

begrenzen.

Spatestens drei Monate vor der Errichtung der Anlage hat der Betreiber der Behorde

mitzuteilen:

1. Name, Sitz und Anschrift des Betreibers sowie vollstindige Anschrift der Anlage,
2. Name und Funktion der fiir den Betrieb verantwortlichen Person,

3. ausreichende Angaben zur Identifizierung oder zur Kategorie geféhrlicher Stoffe,
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4. Menge und physikalische Form der geféhrlichen Stoffe,

5. Ort und Art der Aufbewahrung der geféhrlichen Stoffe,
6. die im Betrieb ausgeiibten oder beabsichtigten Tétigkeiten,
7. Beschreibung der unmittelbaren Umgebung der Anlage unter Beriicksichtigung der

Faktoren, die einen schweren Unfall ausldsen oder dessen Folgen erh6hen konnen
(Domino-Effekte).

Nach einem schweren Unfall hat der Betreiber nach MaBgabe einer Verordnung gemaf3 § 29

Abs. 5 Z. 1 unverziiglich in der am besten geeigneten Weise

1. der Behorde die Umsténde des Unfalls, die beteiligten gefahrlichen Stoffe und deren
Menge, die zur Beurteilung der Unfallfolgen fiir Mensch und Umwelt verfiigbaren Daten
sowie die eingeleiteten SofortmaBnahmen mitzuteilen,

2. die Behorde iiber die Schritte zu unterrichten, die vorgesehen sind, um die mittel- und
langfristigen Unfallfolgen abzumildern und eine Wiederholung eines solchen Unfalls zu
vermeiden,

3. diese Informationen zu aktualisieren, wenn sich bei einer eingehenderen Untersuchung

zusitzliche Fakten ergeben.

Der Betreiber hat nach Maligabe einer Verordnung gemél § 29 Abs. 5 ein Konzept zur
Verhiitung schwerer Unfalle (Sicherheitskonzept) auszuarbeiten, zu verwirklichen und zur
Ein-

sicht der Behorde bereitzuhalten. Die Verwirklichung des Sicherheitskonzepts und

gegebenenfalls der Anderung des Sicherheitskonzepts (Abs. 7) sind nachzuweisen.

Abweichend von Abs. 4 ist der Betreiber einer Anlage gemél § 27 Abs. 2 Z. 2 nach
Maligabe einer Verordnung gemil § 29 Abs. 5 verpflichtet, einen Sicherheitsbericht zu

erstellen, in dem dargelegt wird, dass

1. ein Konzept zur Verhiitung schwerer Unfille umgesetzt wurde und ein
Sicherheitsmanagementsystem zu seiner Anwendung vorhanden ist,

2. die Gefahren schwerer Unfille ermittelt und alle erforderlichen Mallnahmen zur
Verhiitung derartiger Unfélle und zur Begrenzung der Folgen fiir Mensch und Umwelt
ergriffen wurden,

3. die Auslegung, die Errichtung, der Betrieb und die Instandhaltung sdmtlicher technischer
Anlagen und die fiir ihr Funktionieren erforderlichen Infrastrukturen, die im
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Zusammenhang mit der Gefahr schwerer Unfille im Betrieb stehen, ausreichend sicher

und zuverléssig sind,

4. interne Notfallplédne vorliegen, damit bei einem schweren Unfall die erforderlichen
MaBnahmen ergriffen werden konnen,

5. den fiir die 6rtliche und die iiberortliche Raumplanung zustdndigen Behorden ausreichende
Informationen als Grundlage fiir Entscheidungen iiber die Ansiedlung neuer Tétigkeiten

oder Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Anlagen bereitgestellt wurden.

Weist der Betreiber nach, dass von bestimmten Stoffen oder technischen Anlagen keine
Gefahr eines schweren Unfalls ausgehen kann, so miissen diese im Sicherheitsbericht nach
Malgabe einer Verordnung gemil § 29 Abs. 5 nicht beriicksichtigt werden. Auf Antrag des
Betreibers hat die Behorde mit Bescheid iiber die Zuléssigkeit dieser Einschrankung des

Sicherheitsberichts abzusprechen.

Bei Neuerrichtung oder Anderung einer Anlage gemiB § 27 Abs. 2 Z. 2 ist der Behdrde mit
dem Genehmigungsantrag ein vorldufiger Sicherheitsbericht vorzulegen. Dieser hat jene
Teile des Sicherheitsberichts zu umfassen, die die technische Grundkonzeption und
Auslegung der Einrichtungen in Bezug auf die im Betrieb vorhandenen gefihrlichen Stoffe
und die damit verbundene Gefahrenermittlung und -bewertung betreffen. Der vollstindige
Sicherheitsbericht ist der Behorde binnen angemessener Frist vor Inbetriebnahme zu
tibermitteln. Die Behorde hat dem Betreiber die Ergebnisse ihrer Priifung des
Sicherheitsberichts unverziiglich, jedenfalls vor Inbetriebnahme, mitzuteilen oder den Betrieb

gemil § 29 Abs. 4 zu untersagen.

Bei einer Anderung der Anlage, aus der sich erhebliche Auswirkungen fiir die Gefahren in
Zusammenhang mit schweren Unféllen ergeben konnen, hat der Betreiber einer Anlage im
Sinne des § 27 Abs. 2 Z. 1 das Sicherheitskonzept (Abs. 4), der Betreiber einer Anlage im
Sinne des § 27 Abs. 2 Z. 2 den Sicherheitsbericht (Abs. 5), zu iiberpriifen und
erforderlichenfalls zu dndern. Der Betreiber hat den Sicherheitsbericht oder das
Sicherheitskonzept zu

iiberpriifen und zu aktualisieren, wenn gednderte Umstdnde oder neue sicherheitstechnische
Kenntnisse dies erfordern, mindestens jedoch alle fiinf Jahre.

Betreiber gemadl3 § 27 Abs. 2 Z. 2 haben nach Anhorung des Betriebsrats oder, wenn ein

solcher nicht besteht, der Beschiftigten einen internen Notfallplan fiir MaBBnahmen innerhalb

des Betriebs zu erstellen. Dieser interne Notfallplan ist der Behorde anzuzeigen und auf
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Verlangen vorzulegen. Der interne Notfallplan ist spitestens alle drei Jahre im Hinblick auf
Verianderungen in der Anlage und in den Notdiensten sowie auf neue Erkenntnisse und

Erfahrungen zu aktualisieren.

(9) Zwischen benachbarten Anlagen im Sinne des § 27 Abs. 2, bei denen auf Grund ihres
Standortes und ihrer Néhe zueinander eine erhohte Wahrscheinlichkeit schwerer Unfille
besteht
oder diese Unfille folgenschwerer sein kdnnen, hat ein Austausch zweckdienlicher
Informationen stattzufinden, die fiir das Sicherheitskonzept (bei Anlagen im Sinne des § 27
Abs. 2
Z. 1) oder fiir den Sicherheitsbericht und den internen Notfallplan (bei Anlagen im Sinne des
§ 27 Abs. 2 Z. 2) von Bedeutung sind.

(10) Nach MalBigabe einer Verordnung ( § 29 Abs. 5 ) hat der Betreiber einer Anlage gemil3 § 27
Abs.2 7.2

1. die von einem schweren Unfall einer Anlage mdglicherweise betroffenen Personen iiber
die Gefahren, die SicherheitsmaBBnahmen und das richtige Verhalten im Fall eines
schweren Unfalls langstens alle fiinf Jahre zu informieren; diese Informationen sind alle
drei Jahre zu iiberpriifen, erforderlichenfalls zu aktualisieren und der Offentlichkeit
standig zugénglich zu machen; diese Informationspflicht umfasst auch Personen auflerhalb
des Landes- und Bundesgebietes im Falle moglicher grenziiberschreitender Auswirkungen
eines schweren Unfalls,

2. der Offentlichkeit den Sicherheitsbericht und das fiir eine Anlage im Sinne des § 27 Abs. 2
Z. 2 zu erstellende Verzeichnis der gefahrlichen Stoffe zugénglich zu machen; Geschéfts-

und Betriebsgeheimnisse enthaltende Teile diirfen ausgenommen werden.

(11) Der Betreiber ist verpflichtet, der Behorde auf Verlangen sdmtliche Informationen
bereitzustellen, die fiir die Erfiillung der Verpflichtung zur Durchfiihrung von Inspektionen

und zur Beurteilung der Moglichkeit des Auftretens von Domino-Effekten (Abs. 2 Z. 7 und
Abs. 9) notwendig sind.

§ 29
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Pflichten der Behorde

(1) Die Behorde hat dem Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit als zentrale Meldestelle

2)

3)

folgende Daten zur Verfiigung zu stellen:

1. eine Liste der nach § 28 Abs. 2 gemeldeten Anlagen,

2. nach einem schweren Unfall:

a) Datum, Uhrzeit und Ort des Unfalls,

b) Name des Betreibers und Anschrift der Anlage,

¢) Kurzbeschreibung der Umsténde sowie Angabe der beteiligten gefahrlichen Stoffe und
der unmittelbaren Folgen fiir Mensch und Umwelt,

d) Kurzbeschreibung der getroffenen SofortmaBlnahmen und der zur Vermeidung einer
Wiederholung eines solchen Unfalls unmittelbar notwendigen
Sicherheitsvorkehrungen,

3. eine Ausfertigung des Bescheids gemil3 § 28 Abs. 5 letzter Satz.

Die in der Z. 2 genannten Angaben sind erforderlichenfalls nach Durchfiihrung einer

Inspektion zu ergéinzen und der zentralen Meldestelle zu iibermitteln.

Die Behorde hat jahrlich ein aktualisiertes Verzeichnis der diesem Abschnitt unterliegenden
Anlagen zu erstellen und den Betreibern dieser Anlagen zu libermitteln. Sie bezeichnen an
Hand der Daten gemdl3 Abs. 1 in diesem Verzeichnis jene Anlagen, bei denen auf Grund
ihres Standortes und ihrer Nihe zu anderen Anlagen eine erh6hte Wahrscheinlichkeit
schwerer Unfille besteht oder diese Unfille folgenschwerer sein konnen (Domino-Effekt im
Sinne des § 28 Abs. 2 Z. 7 und Abs. 9). Die Liste hat auch die in Nachbarstaaten
befindlichen Anlagen im Sinne der ,,Helsinki Konvention* (UN-ECE-Ubereinkommen iiber
die grenziiberschreitenden Auswirkungen von Industrieunfallen, BGBI. III Nr. 119/2000) zu
enthalten. Auf Antrag eines Anlagenbetreibers hat die Behorde tiber das Vorliegen der
Voraussetzungen des zweiten Satzes einen Feststellungsbescheid zu erlassen;
antragslegitimiert sind auch die anderen von einem Domino-Effekt moglicherweise
betroffenen Anlagen.

Die Behorde hat fiir jede unter diesen Abschnitt fallende Anlage ein Inspektionsprogramm
(ein der Art der betreffenden Anlage angemessenes System von Inspektionen oder sonstigen
Kontrollmainahmen) zu erstellen und auf der Grundlage dieses Inspektionsprogramms die

Einhaltung der Pflichten des Betreibers planmaBig und systematisch zu liberwachen. Das
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Inspektionsprogramm muss fiir die Uberpriifung der betriebstechnischen, organisatorischen
und managementspezifischen Systeme der jeweiligen Anlage geeignet sein, und zwar
insbesondere dahingehend, ob der Betreiber im Zusammenhang mit den betriebsspezifischen
Tatigkeiten die zur Verhiitung schwerer Unfille erforderlichen MaBBnahmen ergriffen hat, ob
der Betreiber angemessene Mittel zur Begrenzung der Folgen schwerer Unfille vorgesehen
hat, ob die im Sicherheitsbericht oder in anderen Berichten enthaltenen Angaben und
Informationen die Gegebenheiten in der Anlage wiedergeben und - bei Anlagen im Sinne des
§ 27

Abs. 2 Z. 2- ob die in einer Verordnung gemif Abs. 5 genannten Informationen der
Offentlichkeit zugiinglich gemacht worden sind. Im Rahmen einer solchen Uberpriifung
diirfen Betriebsangehorige iiber ihre den angewendeten Sicherheitsmanagementsystemen
dienenden Tatigkeiten als Auskunftspersonen befragt und Kontrollen des Bestandes an
gefihrlichen Stoffen vorgenommen werden. Die Fristen fiir die Uberpriifung der Anlage im
Sinne des

§ 27 Abs. 2 Z. 1 sind im jeweiligen Inspektionsprogramm festzulegen; Anlagen im Sinne des
§ 27 Abs. 2 Z. 2 sind léngstens alle zwolf Monate zu liberpriifen, es sei denn, die Behorde
hat im Inspektionsprogramm auf der Grundlage einer systematischen Bewertung der
Gefahren schwerer Unfille der in Betracht kommenden Anlage anderes festgelegt. Uber jede

Uberpriifung ist eine Niederschrift zu verfassen.

Die Behorde hat die Inbetriebnahme oder das Weiterfiihren der Anlage ganz oder teilweise
zu untersagen, wenn die vom Betreiber getroffenen MaBBnahmen zur Verhiitung schwerer
Unfille oder zur Begrenzung von Unfallfolgen nach dem Stand der Technik (§ 12 Abs. 4)

eindeutig unzureichend sind. Gleiches gilt, wenn der Betreiber die nach diesem Abschnitt

erforderlichen Mitteilungen, Berichte oder sonstigen Informationen nicht fristgerecht
tibermittelt und deshalb eine Beurteilung der Anlage nach dem Stand der Technik nicht
gewdhrleistet ist. Die Untersagung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen nicht mehr

vorliegen.

In Umsetzung der Richtlinie 96/82/EG und der "Helsinki-Konvention" sowie in Umsetzung
von Anderungen dieser Richtlinie oder dieser Konvention hat die Behdrde durch Verordnung
entsprechend dem Stand der Technik (§ 12 Abs. 4) ndhere Bestimmungen {iber

1. die Pflichten des Betreibers nach einem schweren Unfall (§ 28 Abs. 3),
2. das Sicherheitskonzept (§ 28 Abs. 4),
3. den Sicherheitsbericht (§ 28 Abs. 5),
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4. die Kriterien fiir die Einschrinkung des Sicherheitsberichts (§ 28 Abs. 5),

5. die internen Notfallpldne (§ 28 Abs. 8),

6. die Information iiber die Gefahren, die Sicherheitsmaflnahmen und das richtige
Verhalten bei Unfillen (§ 28 Abs. 10)

zu erlassen.

(6) Die Behorde hat die internen Notfallpldne den fiir den Katastrophenschutz zustdndigen
Behorden zur Verfligung zu stellen.

(7) Die Behorde hat die Bundes- und Landeswarnzentrale unverziiglich iiber eingetretene

schwere Unfille in Kenntnis zu setzen und die Moglichkeit und das Ausmal

grenziiberschreitender Auswirkungen abzuschétzen.

(8) Die Behorde hat iiber Antrag eines Betreibers einer Erzeugungsanlage mit Bescheid festzu-

stellen, ob Abschnitt 3 oder eine gemdl Abs. 5 erlassene Verordnung auf seine Anlage

anzuwenden ist.

Hauptstiick 111
Betrieb von Netzen, Regelzonen

Abschnitt 1
Allgemeine Rechte und Pflichten der Netzbetreiber

§ 30
Geregelter Netzzugang

(1) Netzbetreiber sind verpflichtet, den Netzzugangsberechtigten den Netzzugang zu den jeweils
genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen (Allgemeine Bedingungen fiir Netznutzung und
Netzbetrieb) und den jeweils bestimmten Systemnutzungstarifen einschlielich allfalliger
Zuschliage gemél einer nach § 34 Abs. 3 und 4 EIWOG erlassenen Verordnung auf Grund
privatrechtlicher Vertridge (Netzzugangsvertrag) zu gewéhren.
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(2) Die Netzzugangsberechtigten haben einen Rechtsanspruch, auf Grundlage der jeweils
genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und der jeweils bestimmten
Systemnutzungstarife einschlielich allfélliger Zuschldge gemiB einer nach § 34 Abs. 3 und
4 EIWOG erlassenen Verordnung die Nutzung der Netze zu begehren.

§31
Netzzugang bei nicht ausreichenden Kapazititen

Reichen die vorhandenen Netzkapazitéten fiir Regelzonen iiberschreitende Lieferungen nicht aus,

um allen Antridgen auf Nutzung eines Systems zu entsprechen, ist der Netzzugang unter
Einhaltung nachstehender Grundsétze (Reihung nach Prioritdten) zu gewéhren, sofern bei
grenziiberschreitenden Lieferungen keine mit ausldndischen Netzbetreibern abgestimmte,
entgegenstehende Regelungen getroffen worden sind oder Regelungen der Gemeinschaft dem
nicht entgegen stehen:

1. Transporte auf Grund bestehender und an deren Stelle tretender vertraglicher
Verpflichtungen,

2. Transporte zur Belieferung von Kunden aus Wasserkraftwerken,

3. Transporte im Sinne der Elektrizitétstransitrichtlinie,

4. Transporte der librigen Berechtigten durch Aufteilung im Verhéltnis der angemeldeten
Leistungen.

§32
Verweigerung des Netzzugangs

(1) Ein Netzbetreiber kann den Netzzugang aus nachstehenden Griinden ganz oder teilweise

verweigern:
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1. bei auBBergewohnlichen Netzzustinden (Storfille),

2. bei mangelnden Netzkapazititen,

3. wenn der Netzzugangsberechtigte aus einem System beliefert werden soll, in dem er nicht
als solcher genannt ist, oder

4. wenn ansonsten elektrische Energie aus fernwédrmeorientierten, umwelt- und
ressourcenschonenden sowie technisch-wirtschaftlich sinnvollen Kraft-Warme-
Kopplungsanlagen
oder aus Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien trotz Eingehens auf die aktuellen
Marktpreise verdrangt wiirde, wobei Moglichkeiten zum Verkauf dieser elektrischen

Energie an Dritte zu nutzen sind.
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Der Netzbetreiber hat die Verweigerung dem Netzzugangsberechtigten unter

Berticksichtigung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen schriftlich zu begriinden.

Uber die RechtmiBigkeit der Verweigerung des Netzzugangs entscheidet — sofern keine
Zustindigkeit des Kartellgerichtes (§ 43 Kartellgesetz) vorliegt — die Elektrizitéts-Control
Kommission. In allen {ibrigen Streitigkeiten zwischen Netzzugangsberechtigten und

Netzbetreibern entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Fiir die Beurteilung der Netzzugangsberechtigung sind diejenigen Rechtsvorschriften
anzuwenden, die in jenem Land gelten, in dem derjenige, der einen Antrag geméif § 20

Abs. 2 EIWOG stellt, seinen Sitz (Hauptwohnsitz) hat. Fiir die Beurteilung der
Netzzugangsverweigerungsgriinde sind jene Rechtsvorschriften anzuwenden, die am Sitz des
Netzbetreibers gelten, der den Netzzugang verweigert hat.

§ 33
Allgemeine Netzbedingungen

Die Allgemeinen Netzbedingungen sowie deren Anderungen bediirfen der Genehmigung der
Elektrizitats-Control Kommission. Die Genehmigung ist unter Auflagen zu erteilen, falls dies
zur Erfiillung der Vorschriften dieses Gesetzes notwendig ist. Ausgenommen von der

Genehmigung sind Normen und Regelwerke der Technik.

Die Allgemeinen Netzbedingungen diirfen nicht diskriminierend sein und keine
missbrauchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten Beschrinkungen enthalten und weder die
Versorgungssicherheit noch die Dienstleistungsqualitdt gefahrden. Insbesonders sind sie so
Zu ge-

stalten, dass

1. die Erfiillung der dem Netzbetreiber obliegenden Aufgaben gewdhrleistet ist,

. die Leistungen der Netzzugangsberechtigten mit den Leistungen des Netzbetreibers in

einem sachlichen Zusammenhang stehen,

. die wechselseitigen Verpflichtungen ausgewogen und verursachungsgerecht zugewiesen

sind,
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4. sie Festlegungen iiber technische Anforderungen fiir den Anschluss an das Netz im
Netzanschlusspunkt und alle Vorkehrungen, um stérende Riickwirkungen auf das System
des Netzbetreibers oder anderer Anlagen zu verhindern, enthalten,

5. sie objektive Kriterien fiir den Parallelbetrieb von Erzeugungsanlagen mit dem Netz und die
Einspeisung von Elektrizitit aus Erzeugungsanlagen in das Netz sowie die Nutzung von
Verbindungsleitungen festlegen,

6. sie Regelungen iiber die Kostentragung des Netzanschlusses enthalten, die sich an der
Kostenverursachung orientieren,

7. sie klar und iibersichtlich gefasst sind,

8. sie Definitionen der nicht allgemein verstindlichen Begriffe enthalten.

(3) Die Allgemeinen Netzbedingungen haben insbesondere zu enthalten:

die Rechte und die Pflichten der Netzbetreiber und der Marktteilnehmer,

2. die ndheren Bestimmungen iiber die Bildung von Bilanzgruppen,

3. die wesentlichen Merkmale jener Bilanzgruppenmitglieder, fiir die der Verbrauch
elektrischer Energie durch einen Lastprofilzéhler zu ermitteln ist,

4. die Aufgaben und Pflichten der Bilanzgruppenverantwortlichen,

5. die Grundsitze der Fahrplanerstellung,
die Frist, innerhalb der die Fahrplidne einer Bilanzgruppe dem Regelzonenfiihrer und den
betroffenen Netzbetreibern bekannt zu geben sind,
die den einzelnen Netzbenutzern zugeordneten standardisierten Lastprofile,

8. sonstige Marktregeln, die sich insbesondere aus den Bestimmungen der §§ 34, 35, 39, 43,
44, 47, 48 ergeben, wobei insbesondere die Vorgangsweise bei einander widersprechenden

Erklarungen iiber die Netzbenutzung festzulegen ist.

(4) In den Allgemeinen Netzbedingungen kdnnen auch Normen und Regelwerke der Technik in

der jeweils geltenden Fassung fiir verbindlich erklért werden. Die Elektrizitdts-Control
Kommission hat das Recht, die Verbindlicherkldrung von Normen oder Regelwerken der
Technik mit Bescheid oder Verordnung zu untersagen, wenn diese den in Abs. 2 oder 3

angefiihrten Voraussetzungen nicht entsprechen.

(5) Die Netzbetreiber einer Regelzone haben ihre Allgemeinen Netzbedingungen aufeinander

abzustimmen.
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(6) Die in Ausfiihrung der im Abs. 2 Z. 4 und 5 erfolgten Regelungen in den Allgemeinen
Netzbedingungen sind der Kommission der Europdischen Gemeinschaft gemal Art. 8 der
Informationsrichtlinie mitzuteilen. Dies gilt nicht, soweit diesem Erfordernis bereits

entsprochen ist.

§ 34
Lastprofile

(1) Fiir jene Endverbraucher, welche an die Netzebenen gemil § 25 Abs. 5 Z. 6 und 7 EIWOG
angeschlossen sind und weniger als 100 000 kWh Jahresverbrauch oder weniger als 50 KW
Anschlussleistung aufweisen, sind von den Netzbetreibern standardisierte Lastprofile zu
erstellen, wobei auch die Form der Erstellung und Anpassung (synthetisch, analytisch) der

standardisierten Profile zu bestimmen ist.

(2) Fiir Einspeiser mit weniger als 100 000 kWh jahrlicher Einspeisung oder weniger als 50 KW
Anschlussleistung sind ebenfalls standardisierte Lastprofile vorzusehen.

(3) Die standardisierten Lastprofile sind innerhalb einer Regelzone aufeinander abzustimmen und
durch die Netzbetreiber in geeigneter Form zu verdftentlichen.

§ 35
Kosten des Netzanschlusses

(1) Die Netzbetreiber sind berechtigt, bei Neuanschliissen oder bei Erh6hungen der

Anschlussleistung (Netzzutritt) die zur Abgeltung der notwendigen Aufwendungen fiir die

Errichtung und Ausgestaltung von Leitungsanlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 des NO
Starkstromwegegesetzes, LGBI. 7810, die Voraussetzung fiir die Versorgung von Kunden
oder fiir die Einspeisung aus Erzeugungsanlagen sind, erforderlichen Kosten zu verlangen.
Die gemal § 25

EIWOG bestimmten Systemnutzungstarife und Netzbereitstellungsentgelte bleiben
unbertihrt.
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(2) Der Netzbetreiber hat den Netzzugangsberechtigten auf deren Verlangen einen detaillierten

Kostenvoranschlag iiber die Netzanschlussarbeiten vorzulegen.

§ 36
Technischer Betriebsleiter

(1) Netzbetreiber sind verpflichtet, vor Aufnahme des Betriebes eines Netzes eine natiirliche
Person als Betriebsleiter fiir die technische Leitung und Uberwachung des Betriebes der

Netze zu bestellen.

(2) Der Betriebsleiter muss den Voraussetzungen nach § 61 Abs. 3 Z. 1 entsprechen, fachlich
befdhigt sein, den Betrieb von Netzen zu leiten und zu iiberwachen und tiberwiegend in

inldndischen Unternehmen titig sein. § 61 Abs. 10 gilt sinngemél.

(3) Der Nachweis der fachlichen Befdhigung wird durch das Vorliegen des nach der
Gewerbeordnung 1994 fiir die Ausiibung des Gewerbes der Elektrotechniker erforderlichen

Befdhigungsnachweises erbracht.

(4) Vom Erfordernis des Abs. 3 kann die Behorde iiber Antrag des Netzbetreibers Nachsicht

erteilen, wenn

1. nach dem Bildungsgang und der bisherigen Tétigkeit angenommen werden kann, dass der
vorgesehene Betriebsleiter die Kenntnisse, Fiahigkeiten und Erfahrungen besitzt, die zur
Erflillung seiner Aufgaben erforderlich sind,
oder

2. eine hinreichende tatsidchliche Befidhigung angenommen werden kann.
Die Wirtschaftskammer Niederdsterreich ist vor Erteilung der Nachsicht zu horen.

(5) Die Bestellung des Betriebsleiters bedarf der Genehmigung der Behdrde. Der Antrag ist vom
Betreiber des Netzes einzubringen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Betriebsleiter
die Voraussetzungen geméf Abs. 2 erfiillt. Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn auch
nur eine dieser Voraussetzungen weggefallen ist oder begriindete Zweifel an seiner
Zuverldssigkeit bestehen.
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(6) Scheidet der Betriebsleiter aus oder wird die Genehmigung seiner Bestellung widerrufen, so
darf der Betrieb des Netzes bis zur Bestellung eines neuen Betriebsleiters, 1dngstens jedoch

wihrend zweier Monate weiter ausgeilibt werden. Das Ausscheiden des Betriebsleiters sowie

das Wegfallen einer Voraussetzung fiir die Genehmigung seiner Bestellung ist der Behdrde

vom Netzbetreiber unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

(7) Istder Netzbetreiber eine natiirliche Person und erfiillt er die Voraussetzungen gemif3 Abs. 2,

so kann auch der Netzbetreiber als Betriebsleiter bestellt werden.

§ 37
Aufrechterhaltung der Leistung

Die Netzbetreiber diirfen die vertraglich zugesicherten Leistungen nur unterbrechen oder
einstellen, wenn der Netzbenutzer seine vertraglichen Verpflichtungen groblich verletzt oder
wenn unerlissliche technische MaBnahmen in den Ubertragungs-, Anschluss- oder
Verteileranlagen des Netzbetreibers vorzunehmen sind oder zur Vermeidung eines drohenden
Netzzusammenbruches eine Einstellung der Leistungen erforderlich ist. Storungen sind
unverziiglich zu beheben. Bei voraussehbaren Leistungsunterbrechungen sind die Netzbenutzer

rechtzeitig vorher in ortsiiblicher Weise zu verstandigen.

§ 38
Versorgung iiber Direktleitungen

Netzbetreiber sind berechtigt, Netzzugangsberechtigte, ihre eigenen Betriebsstitten und ihre

eigenen Konzernunternehmen iiber eine Direktleitung zu versorgen.
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Abschnitt 2

Betreiber von Verteilernetzen

§39
Pflichten der Verteilernetzbetreiber

Zusitzlich zu den im Abschnitt 1 festgelegten Pflichten sind Verteilernetzbetreiber verpflichtet,

10.

11.

das von ihnen betriebene Netz sicher, zuverldssig und leistungsfahig unter Bedachtnahme
auf den Umweltschutz zu betreiben und zu erhalten sowie fiir die Bereitstellung aller
unentbehrlichen Hilfsdienste zu sorgen,

das von ihnen betriebene Netz bedarfsgerecht auszubauen,

die zum Betrieb des Netzes erforderlichen technischen Voraussetzungen sicherzustellen,
dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem sein eigenes Netz verbunden ist,
ausreichende Informationen zu liefern, um den sicheren und leistungsfahigen Betrieb,
den koordinierten Ausbau und die Interoperabilitit des Verbundnetzes sicherzustellen,
wirtschaftlich sensible Informationen, von denen sie in Ausiibung ihrer Tétigkeit
Kenntnis erlangt haben, vertraulich zu behandeln,

sich jeglicher Diskriminierung gegeniiber den Netzbenutzern oder den Kategorien von
Netzbenutzern, insbesondere zu Gunsten ihrer Konzernunternehmen oder Aktionédre zu
enthalten,

die zur Durchfiithrung der Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie
erforderlichen Daten zur Verfligung zu stellen, wobei insbesondere jene Zahlwerte zu
tibermitteln sind, die fiir die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der
Abweichungen von den Lastprofilen jeder Bilanzgruppe benétigt werden,
Netzzugangsberechtigten zu den jeweils genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und
jeweils bestimmten Systemnutzungstarifen einschlielich allfalliger Zuschliage gemaf
einer nach § 34 Abs. 3 und 4 EIWOG erlassenen Verordnung Netzzugang zu ihren
Systemen zu gewihren,
die genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und die gemal § 25 EIWOG bestimmten
Systemnutzungstarife gemél dem Hauptstiick VIII zu verdffentlichen,

die zur Durchfiihrung der Verrechnung und Dateniibermittlung gemaB Z. 7 erforderlichen
vertraglichen Maflnahmen vorzusehen,

zum Betrieb und der Instandhaltung des Netzes,
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12.zur Abschdtzung der Lastfliisse und Priifung der Einhaltung der technischen Sicherheit des
Netzes,

13.zur Fiihrung einer Evidenz tiber alle in ihren Netzen titigen Bilanzgruppen und Bilanz-
gruppenverantwortlichen,

14.zur Fithrung einer Evidenz aller in ihren Netzen tétigen Stromhéndler,

15.zur Messung der Beziige, Leistungen, Lastprofile der Netzbenutzer, zur Priifung der
Plausibilitdt der Lastprofile und zur Weitergabe von Daten im erforderlichen Ausmalf} an
den Bilanzgruppenkoordinator, die betroffenen Netzbetreiber sowie
Bilanzgruppenverantwortlichen,

16.zur Messung der Leistungen, der Strommengen und der Lastprofile an den Schnittstellen
zu anderen Netzen und Weitergabe der Daten an betroffene Netzbetreiber und an den
Bilanzgruppenkoordinator,

17.Engpésse im Netz zu ermitteln und Handlungen zu setzen, um diese zu vermeiden,

18.zur Entgegennahme und Weitergabe von Meldungen iiber Stromhéndler — sowie
Bilanzgruppenwechsel,

19.zur Einrichtung einer besonderen Bilanzgruppe fiir die Ermittlung der Netzverluste und
einer besonderen Bilanzgruppe fiir die Okoenergie, wobei diese Bilanzgruppen
gemeinsam mit anderen Netzbetreibern eingerichtet werden konnen,

20.zur Einhebung der Entgelte fiir Netznutzung und zur Einhebung allfilliger Zuschlidge
gemiB einer nach § 34 Abs. 3 und 4 EIWOG erlassenen Verordnung,

21.zur Zusammenarbeit mit dem Bilanzgruppenkoordinator, den
Bilanzgruppenverantwortlichen und sonstigen Marktteilnehmern bei der Aufteilung der
sich aus der Verwendung von standardisierten Lastprofilen ergebenden Differenzen nach
Vorliegen der Messergebnisse,

22.zur Bekanntgabe der eingespeisten und erworbenen Okoenergie und Vorlage der von den
Anlagenbetreibern ausgestellten Bescheinigungen im Wege der automationsunterstiitzten
Datenverarbeitung an die Elektrizitdts-Control GmbH,

23.Vertrége iiber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie dem Bilanzgruppenkoordinator und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den in den Allgemeinen Netzbedingungen festgelegten
Marktregeln abzuschlief3en,

24. zur Messung der aus Kleinwasserkraftanlagen abgegebenen elektrischen Energie, zur
Beglaubigung von Kleinwasserkraftzertifikaten und zur Fithrung eines Verzeichnisses der
Beglaubigungen,

25. zur Fiihrung von Aufzeichnungen iiber den Zeitpunkt des Verlangens nach Abnahme von

Okoenergie.
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§ 40
Recht zum Netzanschluss

(1) Verteilernetzbetreiber haben — unbeschadet der Bestimmungen betreffend Direktleitungen
sowie bestehender Netzanschlussverhiltnisse - das Recht, innerhalb des von ihrem

Verteilernetz abgedeckten Gebietes alle Netzzugangsberechtigten an ihr Netz anzuschlieBen.

(2) Vom Recht zum Netzanschluss sind Netzzugangsberechtigte ausgenommen, denen

elektrische Energie mit einer Nennspannung von iiber 110 kV iibergeben werden soll.

§41
Allgemeine Anschlusspflicht

(1) Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet, zu den jeweils genehmigten Allgemeinen
Netzbedingungen mit Netzzugangsberechtigten innerhalb des von ihrem Verteilernetz
abgedeckten Gebietes privatrechtliche Vertrige iiber den Anschluss an ihr Netz

abzuschliefien.
(2) Die Allgemeine Anschlusspflicht besteht nicht:

1. soweit der Anschluss dem Verteilernetzbetreiber unter Beachtung der Interessen der
Gesamtheit der Netzbenutzer im Einzelfall wirtschaftlich nicht zumutbar ist,
2. gegeniiber Netzzugangsberechtigten, denen elektrische Energie mit einer Nennspannung

von iiber 110 kV {ibergeben werden soll.
(3) Ob und unter welchen Voraussetzungen die Allgemeine Anschlusspflicht besteht, hat die
Behorde auf Antrag eines Netzzugangsberechtigten oder eines Verteilernetzbetreibers mit

Bescheid festzustellen.

(4) Uber Rechtsstreitigkeiten, die sich zwischen dem Verteilernetzbetreiber und den

Netzzugangsberechtigten aus dem Vertrag iiber die Regelung des Netzanschlusses ergeben,

haben die ordentlichen Gerichte zu entscheiden.
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§42
Abnahmepflicht

(1) Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet,

2)

3)

1. die ihnen angebotene elektrische Energie aus an ihren Verteilernetzen
angeschlossenen und anerkannten Okoanlagen (§ 49 Abs. 1) zu den gemiB § 34 Abs.
1 bzw. § 66a Abs. 7 EIWOG bestimmten Mindestpreisen und

2. die ihnen gemif Abs. 3 angebotene Okoenergie

abzunehmen, soweit in den Abs. 3, 4 oder 10 nichts anderes bestimmt ist.

Die Menge an elektrischer Energie aus Okoanlagen hat in steigendem Ausmal

in den auf den 1. Oktober 2001 folgenden Jahren mindestens 1 %,
in den auf den 1. Oktober 2003 folgenden Jahren mindestens 2 %,
in den auf den 1. Oktober 2005 folgenden Jahren mindestens 3 %,
in den auf den 1. Oktober 2007 folgenden Jahren mindestens 4 %

AW N =

der Abgabe elektrischer Energie an die an die jeweiligen Verteilernetze angeschlossenen
Endverbraucher im vorangegangenen Kalenderjahr zu betragen, wobei die Abnahme derart
zu erfolgen hat, dass in den auf den 1. Oktober 2007 folgenden Jahren mindestens 2 % aus

Okoanlagen stammen, die nicht mit Windenergie betrieben werden.

Wird die im Abs. 2 festgelegte Mindestmenge iiberschritten, sind die Verteilernetzbetreiber
berechtigt, den {libersteigenden Anteil an andere Verteilernetzbetreiber zu verduBBern. Die in
NO titigen Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet, diesen ihnen angebotenen Anteil héchs-
tens zu den gemif § 52 Abs. 9 festgelegten durchschnittlichen Produktionskosten fiir Oko-
energie abzunehmen, insoweit sie die im Abs. 2 festgelegte Mindestmenge nicht tiberschrei-
ten. Die derart erworbene Okoenergie ist auf die Mindestmenge gemif3 Abs. 2 anzurechnen.
Verteilernetzbetreiber, die den iibersteigenden Anteil an andere Verteilernetzbetreiber ver-
kaufen, sind verpflichtet, der Elektrizitats-Control GmbH die verkaufte Menge unter Angabe
des Erzeugers und des Kéufers, jeweils mit Namen und Anschrift, und des Datums des Ver-

kaufes im Wege der automationsunterstiitzten Dateniibertragung bekannt zu geben.
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(4) Wenn ein Verteilernetzbetreiber mehr als 3 % Windenergie, bezogen auf die Abgabe an die
an das Verteilernetz angeschlossenen Endverbraucher im vorangegangenen Kalenderjahr
(Abs. 2), erreicht hat und kein anderer Verteilernetzbetreiber (Abs. 3) verpflichtet ist, den
iibersteigenden Anteil abzunehmen, ist er nicht verpflichtet, dariiber hinaus weitere Mengen

an Windenergie gemdll Abs. 1 Z. 1 abzunehmen.

(5) Auf die Menge gemil Abs. 2 ist auch jene elektrische Energie anzurechnen, die von einem
auBerhalb des Landes NO titigen Verteilernetzbetreiber erworben wird, wenn sie aus einer
Anlage stammt, die die Voraussetzungen fiir die Anerkennung als Okoanlage nach diesem
Gesetz erfiillt, und von angeschlossenen und anerkannten Okoanlagen oder von in NO tti-
gen Verteilernetzbetreibern keine entsprechende Menge an Okoenergie geliefert werden
kann. Im Zweifelsfalle hat die Behorde festzustellen, ob eine derart erworbene elektrische

Energie auf die Menge gemif3 Abs. 2 angerechnet werden kann.

(6) Verteilernetzbetreiber, an deren Netz KWK-Anlagen im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes angeschlossen sind, die auch der 6ffentlichen Fernwarmeversorgung dienen, sind
verpflichtet, die ihnen aus diesen Anlagen angebotene KWK-Energie, die dem Anteil der fiir
die 6ffentliche Fernwirmeversorgung eingesetzten Brennstoffe, gemessen an der
Wirmeleistung, entspricht und die den Eigenverbrauch iibersteigt, zu den gemal § 34 Abs. 2
ELWOG
bestimmten Mindestpreisen abzunehmen, sofern sich aus Abs. 1 nicht anderes ergibt. Diese
Abnahmepflicht endet mit Ablauf des 31. Dezember 2004.

(7) Verteilernetzbetreiber, an deren Netz Kleinwasserkraftanlagen ( § 50 Abs. 1) angeschlossen
sind, sind verpflichtet, die ihnen angebotene elektrische Energie abzunehmen. Diese Abnah-
mepflicht endet mit Ablauf des 30. September 2003.

(8) Die Verteilernetzbetreiber sind berechtigt, die gemall Abs. 1, 3, 5, 6 oder 7 abgenommene

elektrische Energie an Endverbraucher oder Stromhéndler weiter zu verduf3ern.

(9) Im Zweifelsfalle hat die Behorde liber Antrag eines Betreibers eines Verteilernetzes oder
eines Betreibers einer Erzeugungsanlage festzustellen, ob eine Abnahmepflicht gemil
Abs. 1, 3, 6 oder 7 besteht. Fiir die Beurteilung der Abnahmepflicht gemi Abs. 1 Z. 1 ist
der Zeitpunkt des Verlangens gemil § 49 Abs. 2 maBgeblich, es sei denn, dieser Zeitpunkt

liegt seit Antragstellung mehr als ein Jahr zurtick.

(10) Die Behorde kann mit Verordnung die gemil Abs. 4 festgelegten Mengen erhdhen, wenn die

netztechnischen Voraussetzungen eine Erh6hung zulassen und dadurch die Wirtschaft und
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die Bevélkerung in NO im Vergleich zu anderen Bundeslindern nicht wesentlich mit
zusitzlichen Mehraufwendungen (§ 34 Abs. 3 EIWOG) belastet werden.

Abschnitt 3
Betreiber von Ubertragungsnetzen

Regelzonen

§ 43
Pflichten der Ubertragungsnetzbetreiber

Zusitzlich zu den im Abschnitt 1 festgelegten Pflichten sind die Ubertragungsnetzbetreiber
verpflichtet,

1. das von ihnen betriebene Netz sicher, zuverldssig, leistungsfahig und unter Bedachtnahme
auf den Umweltschutz zu betreiben und zu erhalten,

2. das von ihnen betriebene Netz bedarfsgerecht auszubauen,

3. die zum Betrieb des Netzes erforderlichen technischen Voraussetzungen sicherzustellen,

4. die zur Durchfiihrung der Verrechnung und Dateniibermittlung gemil3 § 44 Abs. 2 Z. 9
erforderlichen vertraglichen Ma3inahmen vorzusehen,

5. dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem ihr eigenes Netz verbunden ist,
ausreichende Informationen zu liefern, um den sicheren und leistungsfahigen Betrieb, den
koordinierten Ausbau und die Interoperabilitit des Verbundnetzes sicherzustellen,

6. Elektrizitatstransite zwischen groBBen Hochspannungsiibertragungsnetzen im Sinne der
Elektrizitatstransitrichtlinie durchzufiihren,

7. die genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und die gemal § 25 EIWOG bestimmten
Systemnutzungstarife zu verdffentlichen,

8. Vertrdge iiber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie dem Bilanzgruppenkoordinator und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den in den Allgemeinen Netzbedingungen festgelegten
Marktregeln abzuschlief3en,

9. wirtschaftlich sensible Informationen, von denen sie in Ausiibung ihrer Tétigkeit

Kenntnis erlangt haben, vertraulich zu behandeln,

10. sich jeglicher Diskriminierung gegeniiber den Netzbenutzern oder den Kategorien von
Netzbenutzern, insbesondere zu Gunsten ihrer Konzernunternehmen oder Aktionédre zu
enthalten,

11. Netzzugangsberechtigten zu den jeweils genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und

jeweils bestimmten Systemnutzungstarifen einschlielich allfalliger Zuschliage gemif
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einer nach § 34 Abs. 3 und 4 EIWOG erlassenen Verordnung Netzzugang zu ihren

Systemen zu gewihren,
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12.zum Betrieb und der Instandhaltung des Netzes,

13.zur Abschitzung der Lastfliisse und Priifung der Einhaltung der technischen Sicherheit
des Netzes,

14.zur Messung der Leistungen, der Strommengen und der Lastprofile an den Schnittstellen
zu anderen Netzen und Weitergabe der Daten an betroffene Netzbetreiber und an den
Bilanzgruppenkoordinator,

15.Engpésse im Netz zu ermitteln und Handlungen zu setzen, um diese zu vermeiden,

16.zur Einrichtung einer besonderen Bilanzgruppe fiir die Ermittlung der Netzverluste, wobei
diese Bilanzgruppe gemeinsam mit anderen Netzbetreibern eingerichtet werden kann,

17.zur Einhebung der Entgelte fiir Netznutzung und Einhebung allfilliger Zuschldge gemil

einer nach § 34 Abs. 3 und 4 EIWOG erlassenen Verordnung.

§ 44

Einteilung der Regelzonen
Aufgaben

(1) Die vom Ubertragungsnetz der Austrian Power Grid GmbH in NO abgedeckten Netzbereiche
sind Bestandteil eines Regelzonenbereiches. Das in NO liegende Ubertragungsnetz der
Austrian Power Grid GmbH ist ab 1. Oktober 2001 von einem unabhingigen

Ubertragungsnetzbetreiber zu betreiben. Dieser unabhiingige Ubertragungsnetzbetreiber gilt

als Regelzonenfiihrer.

(2) Zusitzlich zu den im § 43 auferlegten Pflichten obliegen dem Regelzonenfiihrer folgende
Aufgaben:

1. die Bereitstellung der Systemdienstleistung (Frequenz-/Leistungsregelung) entsprechend
den technischen Regeln, wie etwa jene der UCTE, wobei diese Systemdienstleistung von
einem dritten Unternehmen erbracht werden kann,

2. die Fahrplanabwicklung mit anderen Regelzonen,

3. die Organisation und den Abruf der Ausgleichsenergie entsprechend der Bieterkurve des
Bilanzgruppenkoordinators,

4. die Durchfiihrung der Messungen von elektrischen GroBen an Schnittstellen seines
Ubertragungsnetzes und Ubermittlung der Daten an den Bilanzgruppenkoordinator und

andere Netzbetreiber,
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. die Durchfiihrung von MaBnahmen zur Uberwindung von Engpissen,

. der Abruf der Kraftwerke zur Aufbringung von Ausgleichsenergie gemif3 den Vorgaben

(Bieterkurve) des Bilanzgruppenkoordinators,

7. die Durchfiihrung einer Abgrenzung von Regelenergie zu Ausgleichsenergie nach

transparenten und objektiven Kriterien,

8. die Sicherstellung des physikalischen Ausgleichs zwischen Aufbringung und Bedarf in

dem von ihm abzudeckenden System,

9. die Durchfiihrung der Verrechnung der Ausgleichsenergie iiber eine zur Ausiibung dieser

10.
11.

12.

Tatigkeit befugte und zustindige Verrechnungsstelle und die Zurverfiigungstellung der
zur Durchfiihrung der Verrechnung erforderlichen Daten an die Verrechnungsstelle und
den Bilanzgruppenverantwortlichen, wobei insbesondere jene Zahlwerte zu iibermitteln
sind, die fiir die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der Abweichungen von den
Lastprofilen jeder Bilanzgruppe bendtigt werden,

die Erstellung einer Lastprognose zur Erkennung von Engpéssen,

Vertrdge tiber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen und dem Bilanzgruppenkoordinator und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den in den Allgemeinen Netzbedingungen festgelegten
Marktregeln abzuschlieBen,

die Befolgung der Anweisungen des Bilanzgruppenkoordinators, wenn keine Angebote
fiir die Ausgleichsenergie vorliegen.
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Hauptstiick IV

Netzzugangsberechtigte
Fonds

Abschnitt 1

Kunden
Netzbenutzer

§ 45
Rechte und Pflichten der Kunden

Alle Kunden sind ab 1. Oktober 2001 berechtigt, mit Stromhindlern Vertrige iiber die
Lieferung von elektrischer Energie zur Deckung ihres Bedarfes zu schlieBen und hinsichtlich
dieser Mengen Netzzugang zu begehren.

Stromhéndler konnen den Netzzugang im Namen ihrer Kunden begehren.

Endverbraucher, die elektrische Energie unmittelbar von Stromhéndlern beziehen, die nicht

den Nachweis gemil} § 46 Abs. 3 erbringen miissen, oder die aus eigener Erzeugung
elektrische Energie liber das 6ffentliche Netz beziehen, haben der verwaltenden Stelle (§ 75
Abs. 2) erstmalig fiir den Zeitraum 1. Janner 2002 bis 30. September 2002 und in weiterer
Folge halbjéhrlich den Nachweis zu erbringen, dass fiir 8 % ihres Bezuges von elektrischer
Energie in NO Kleinwasserkraftzertifikate aus inléindischen, benannten
Kleinwasserkraftanlagen vor-

liegen, sofern sich aus Abs. 5 nichts anderes ergibt. Kleinwasserkraftzertifikate, die élter als
zwei Jahre sind, gerechnet vom Zeitpunkt ihrer Beglaubigung, sind als Nachweis nicht

anzuerkennen.

Die nachweispflichtigen Endverbraucher (Abs. 3) haben sich bei der verwaltenden Stelle

(§ 75 Abs. 2) registrieren zu lassen. Diese hat ihnen eine User-ID und ein Zertifikatskonto zu
zu weisen, auf dem alle vom Endverbraucher erworbenen Kleinwasserkraftzertifikate
elektronisch registriert werden. Der Nachweis gemif Abs. 3 ist fiir den Zeitraum 1. Jdnner
2002 bis 30. September 2002 bzw. fiir den Zeitraum Oktober bis Mérz und fiir den Zeitraum
April bis
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September jeweils unmittelbar nach Ablauf des jeweiligen Zeitraumes durch die Entwertung

der auf dem Zertifikatskonto registrierten Kleinwasserkraftzertifikate zu erbringen.

Werden Kleinwasserkraftzertifikate aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-
Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat als Nachweis (Abs. 3) vorgelegt, sind sie nur dann
anzuerkennen, wenn ein mit § 50 vergleichbares System in diesem anderen Mitgliedstaat
eingefiihrt ist. Uber Antrag eines Endverbrauchers hat die Behorde festzustellen, ob
Kleinwasserkraftzertifikate aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-Mitgliedstaat

oder EWR-Vertragsstaat anzuerkennen sind.

§ 46
Pflichten der Stromhéndler

Untersagung

Stromhindler, die Kunden in NO beliefern wollen, haben der Behorde die Aufnahme ihrer
Tatigkeit unter Angabe des Sitzes (Hauptwohnsitzes) anzuzeigen. Liegt der Sitz
(Hauptwohnsitz) im Ausland, sind sie verpflichtet, vor Aufnahme ihrer Tatigkeit einen
inldndischen Zustellungsbevollméchtigten (§ 9 Zustellgesetz) zu bestellen und der Behorde
Name und Anschrift des Zustellungsbevollmichtigten mitzuteilen. Anderungen des Sitzes
(Hauptwohnsitzes) und Anderungen in der Person des Zustellbevollméchtigten sind

unverziiglich der Behorde bekannt zu geben.

Stromhindler, die Kunden in NO beliefern, fiir die standardisierte Lastprofile erstellt werden
miissen, sind verpflichtet, binnen sechs Wochen nach Aufnahme dieser Liefertatigkeit
Allgemeine Geschiftsbedingungen der Elektrizitéts-Control-Kommission zu iibermitteln.
Weiters sind sie verpflichtet, Vertrage liber den Datenaustausch mit den Verantwortlichen der
Bilanzgruppen, deren Mitglieder sie beliefern, den Netzbetreibern, an deren Netz die Kunden

angeschlossen sind, sowie mit dem Bilanzgruppenkoordinator abzuschlieen.

(3) Stromhéndler mit Sitz (Hauptwohnsitz) im Inland, die Endverbraucher beliefern, haben der

verwaltenden Stelle (§ 75 Abs. 2) erstmalig flir den Zeitraum 1. Jdnner 2002 bis 30.
September 2002 und in weiterer Folge halbjihrlich den Nachweis zu erbringen, dass fiir 8 %
ihrer Abgabe von elektrischer Energie an Endverbraucher in NO Kleinwasserkraftzertifikate

aus inldndischen, benannten Kleinwasserkraftanlagen vorliegen, sofern sich aus Abs. 6 nichts
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anderes ergibt. Kleinwasserkraftzertifikate, die élter als zwei Jahre sind, gerechnet vom

Zeitpunkt ihrer Beglaubigung, sind als Nachweis nicht anzuerkennen.

(4) Die nachweispflichtigen Stromhéndler (Abs. 3) haben sich bei der verwaltenden Stelle (§ 75

Abs. 2) registrieren zu lassen. Diese hat ihnen eine User-ID und ein Zertifikatskonto zu zu
weisen, auf dem alle vom Stromhéindler erworbenen Kleinwasserkraftzertifikate elektronisch
registriert werden. Der Nachweis gemal} Abs. 3 ist fiir den Zeitraum 1. Janner 2002 bis

30. September 2002 bzw. fiir den Zeitraum Oktober bis Mérz und fiir den Zeitraum April bis
September jeweils unmittelbar nach Ablauf des jeweiligen Zeitraumes durch elektronische
Entwertung der auf dem Zertifikatskonto registrierten Kleinwasserkraftzertifikate zu

erbringen.

(5) Stromhindler, die Endverbraucher in NO beliefern und nicht den Nachweis gemif § 46 Abs.

(6)

(7)

3 erbringen miissen, sind berechtigt, im Namen ihrer Endverbraucher den Nachweis gemél
Abs. 3 zu erbringen. Auf Verlangen eines nachweispflichtigen Endverbrauchers hat der
Stromhéndler im Namen des Endverbrauchers die Pflichten gemil § 45 Abs. 3 und 4

wahrzunehmen.

Werden Kleinwasserkraftzertifikate aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-
Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat als Nachweis (Abs. 3) vorgelegt, sind sie nur dann
anzuerkennen, wenn ein mit § 50 vergleichbares System in diesem anderen Mitgliedstaat
eingefiihrt ist. Uber Antrag eines nachweispflichtigen Stromhiéndlers hat die Behorde
festzustellen, ob Kleinwasserkraftzertifikate aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-
Mitgliedstaat

oder EWR-Vertragsstaat anzuerkennen sind.

Stromhindler, die Endverbraucher in NO beliefern, sind verpflichtet, auf der Stromrechnung,
die einem Endverbraucher zugeht, den Anteil an den verschiedenen Priméirenergietrdgern
auszuweisen, auf Basis derer die von ihnen gelieferte elektrische Energie erzeugt worden ist.
Die Kennzeichnung hat jedenfalls Angaben gegliedert nach den Primérenergietrigern
Okoenergie, Wasserkraft, Gas, Erddlprodukte, Kohle, Atomenergie sowie Sonstige zu

enthalten.
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Die Behorde hat die Richtigkeit der Angaben gemél3 Abs. 7 in geeigneter Weise zu
iiberwachen. Stromhéndler haben {liber Verlangen der Behorde nachzuweisen, dass sie ihrer
Verpflichtung gemél Abs. 7 nachkommen. Die Behdrde kann durch Verordnung néhere
Bestimmungen hinsichtlich der Art und des Umfangs der Kennzeichnung, der
Vorgangsweise, wenn die gelieferte elektrische Energie keinem bestimmten
Primédrenergietrdger zugeordnet (Zuordnungsregeln) werden kann, der Nachweise und der

Uberwachung der Richtigkeit der Angaben vorsehen.

Die Behorde kann einem Stromhéndler, der Endverbraucher beliefert, diese

Stromhéndlertatigkeit untersagen, wenn er

1. mindestens drei Mal wegen Ubertretung des Abs. 1, 2, 4, 5, 7 oder 8 rechtskriftig
bestraft worden ist und die Untersagung im Hinblick auf die Ubertretungen nicht
unverhdltnisméBig ist oder

2. nicht die erforderliche Verldsslichkeit besitzt. § 61 Abs. 4 bis 8 gilt sinngemal.

§ 47
Netzbenutzer

Netzbenutzer haben sich einer Bilanzgruppe anzuschlieBen oder unter Beachtung des Haupt-

stiickes V eine eigene Bilanzgruppe zu bilden.
Netzbenutzer sind verpflichtet,

1. Daten, Zahlerwerte und sonstige zur Ermittlung ihres Verbrauches an elektrischer Energie
dienende Angaben an Netzbetreiber, Bilanzgruppenverantwortliche und den
Bilanzgruppenkoordinator gemal den sich aus den vertraglichen Vereinbarungen
ergebenden Verpflichtungen bereitzustellen und zu iibermitteln, soweit dies zur
Aufrechterhaltung eines wettbewerbsorientierten Elektrizitdtsmarktes und zur Wahrung
des Konsumentenschutzes erforderlich ist,

2. die technischen Vorgaben der Netzbetreiber bei Verwendung eigener Zahleinrichtungen
und Anlagen zur Dateniibertragung einzuhalten,

3. Meldungen bei Stromhéndler- sowie Bilanzgruppenwechsel abzugeben sowie die hiefiir
vorgesehenen Fristen einzuhalten,

4. Vertragsdaten an Stellen zu melden, die mit der Erstellung von Indizes betraut sind,
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5. bei technischer Notwendigkeit Erzeugungs- und Verbrauchsfahrpldne im erforderlichen

AusmalB an den Netzbetreiber, den Bilanzgruppenverantwortlichen und den
Regelzonenfiihrer zu melden,

Vertrige liber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie dem Bilanzgruppenkoordinator und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den in den Allgemeinen Netzbedingungen festgelegten
Marktregeln abzuschlieBen.

Abschnitt 2
Erzeuger
Kleinwasserkraftzertifikate

§ 48
Rechte und Pflichten der Erzeuger

(1) Zusétzlich zu den im § 47 festgelegten Pflichten sind Erzeuger verpflichtet:

1.

Daten im erforderlichen Ausmaf betroffenen Netzbetreibern, dem
Bilanzgruppenkoordinator, dem jeweiligen Bilanzgruppenverantwortlichen und anderen
betroffenen Marktteilnehmern zur Verfligung zu stellen,

Erzeugerfahrpldne vorab an die betroffenen Netzbetreiber, den Regelzonenfiihrer und den
Bilanzgruppenverantwortlichen im erforderlichen Ausmal bei technischer Notwendigkeit
zu melden,

zur Bekanntgabe von Erzeugungsfahrplidnen an die betroffenen

Bilanzgruppenverantwortlichen und Netzbetreiber bei Teillieferungen.

(2) Erzeuger sind berechtigt, Netzzugangsberechtigte, ihre eigenen Betriebsstétten und

Konzernunternehmen {iber eine Direktleitung zu versorgen.
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§ 49
Betreiber von Okoanlagen

Anlagen, die ausschlieBlich auf Basis der erneuerbaren Energietrager feste oder fliissige
heimische Biomasse, Biogas, Deponie- oder Klirgas, geothermische Energie, Wind- oder
Sonnenenergie sowie ausschlielich auf Basis von Abfallen mit hohem biogenem Anteil
betrieben werden, sind iiber Antrag der Betreiber mit Bescheid als Okoanlage anzuerkennen.
Mischfeuerungsanlagen mit hohem biogenem Anteil sind {iber Antrag der Betreiber mit
Bescheid nur insofern als Okoanlage anzuerkennen, als die erzeugte elektrische Energie dem
Anteil der eingesetzten Biomasse, gemessen an der Brennstoffwéarmeleistung, entspricht.
Sonstige Anlagen, die auf Basis von Miill, Kldrschlamm, Tiermehl oder Ablauge betrieben

werden, sind nicht als Okoanlage anzuerkennen.

Dem Antrag sind Unterlagen anzuschlief3en, aus denen hervorzugehen hat, dass die
Voraussetzungen fiir die Anerkennung gegeben sind und die Anlage rechtméBig betrieben
werden kann. Die Behorde hat die Anerkennung der Elektrizitdts-Control GmbH und dem

Netzbetreiber, an dessen Netz die Okoanlage angeschlossen ist, zur Kenntnis zu bringen.

Betreiber von anerkannten Okoanlagen sind - soweit sich aus § 42 nichts anderes ergibt -
berechtigt, die Abnahme der von diesen Anlagen erzeugten elektrischen Energie von jenem

Netzbetreiber zu verlangen, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist oder wird.

Betreiber von anerkannten Okoanlagen haben der Behdrde den Wegfall einer Voraussetzung
nach Abs. 1 unverziiglich anzuzeigen. Betreiber von anerkannten Okoanlagen nach Abs. 1
zweiter Satz sind weiters verpflichtet, Nachweise dariiber zu fithren, dass die abgegebene
elektrische Energie dem Anteil der eingesetzten Biomasse, gemessen an der
Brennstoffwérmeleistung, entspricht. Diese Nachweise sind mindestens drei Jahre

aufzubewahren und iiber Verlangen der Behdrde vorzulegen.

Hat der Netzbetreiber Grund zur Annahme, dass die Voraussetzungen fiir die Anerkennung
als Okoanlage nicht oder nicht mehr vorliegen, hat er die Behdrde zu verstindigen.

Die Behorde hat die Anerkennung als Okoanlage zu widerrufen und den Betreiber zur
Herausgabe der Mehrerlose zu verpflichten, wenn die Voraussetzungen fiir die Anerkennung
nicht mehr vorliegen. Die Mehrerldse ergeben sich aus der Differenz zwischen den gemal
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§ 34 Abs. 1 bzw. § 66a Abs. 7 EIWOG bestimmten Mindestpreisen und dem sich nach § 52
Abs. 8 ergebenden Marktpreis. Diese Mehrerlose sind in den Fonds (§ 53) einzubringen.

(5) Betreiber anerkannter Okoanlagen haben {iber die aus ihren Anlagen abgegebenen Mengen
an Okoenergie eine Bescheinigung auszustellen und diese dem Netzbetreiber, an dessen Netz
die Anlage angeschlossen ist, im Wege der automationsunterstiitzten Datenverarbeitung zu
iibergeben. Die Bescheinigung hat Namen und Anschrift des Erzeugers und des Kéufers der
abgegebenen Okoenergie, die Menge der abgegebenen Okoenergie, den Zeitraum der
Abgabe und das Datum des Anerkennungsbescheides und die Behorde zu enthalten. Erfolgt
die Abnahme dieser Okoenergie nicht durch den Netzbetreiber, an dessen Netz die
Okoanlage angeschlossen ist, ist fiir die Giiltigkeit dieser Bescheinigung auch eine

Bestitigung dieses Netzbetreibers iiber die Menge der eingespeisten Okoenergie erforderlich.

(6) Die Anerkennung als Okoanlage erlischt, wenn der Betrieb linger als ein Jahr unterbrochen
ist. Im Zweifelsfalle hat die Behorde iiber Antrag des Betreibers der Okoanlage oder von

Amts wegen festzustellen, ob der Betrieb ldnger als ein Jahr unterbrochen war.

(7) Die Behorde ist erméchtigt, mit Verordnung jene Abfille zu bezeichnen, die einen hohen

biogenen Anteil aufweisen.

§ 50

Betreiber von Kleinwasserkraftanlagen
Kleinwasserkraftzertifikate

(1) Anlagen, die auf Basis von Wasserkraft mit einer Engpassleistung bis 10 MW in NO
betrieben werden, sind {iber Antrag der Betreiber von der Behorde mit Bescheid als
Kleinwasserkraftanlagen zu benennen. Mit dem Antrag ist die Engpassleistung der
Kleinwasserkraftanlage bekannt zu geben. Bestehen Zweifel iiber die Engpassleistung, ist
iber Verlangen der Behdrde dem Antrag eine Bescheinigung anzuschlieen, aus der
hervorzugehen hat, dass die Wasserkraftanlage eine Engpassleistung von héchstens 10 MW
aufweist. Die Bescheinigung kann von einer Anstalt des Bundes oder eines Landes, einer
akkreditierten Stelle im Rahmen des fachlichen Umfanges der Akkreditierung, einer staatlich
autorisierten Anstalt, einem Ziviltechniker oder einem gerichtlich zertifizierten

Sachverstindigen jeweils im Rahmen der
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erteilten Befugnis nach Erhebung vor Ort ausgestellt werden. Anderungen der Anlage, die
Einfluss auf die Engpassleistung haben, sind unverziiglich der Behorde anzuzeigen. Die
Behorde hat die Benennung der Elektrizitits-Control GmbH, der verwaltenden Stelle (§75
Abs. 2) und dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist, zur Kenntnis zu

bringen.

(2) Betreiber von benannten, inléndischen Kleinwasserkraftanlagen sind berechtigt, ab 1. Janner
2002 Kleinwasserkraftzertifikate nach Mal3gabe des Abs. 3 auszugeben. Die
Kleinwasserkraftzertifikate sind mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung zu
erstellen. Die Anzahl der Kleinwasserkraftzertifikate hat der aus der Anlage iiber das

offentliche Netz abgegebenen Menge an elektrischer Energie zu entsprechen.

(3) Die Kleinwasserkraftzertifikate haben sich auf Einheiten von 100 kWh oder ein Vielfaches
davon zu beziehen und haben weiters Namen und Anschrift des Erzeugers, gegebenenfalls
des Kaufers des Kleinwasserkraftzertifikates, die Bezeichnung der Kleinwasserkraftanlage,
den Zeitpunkt der Beglaubigung und eine Identifikationsnummer zu enthalten. Die
Kleinwasserkraftzertifikate sind entweder auf Basis von Zdhlerwerten oder auf Basis von
gerechneten Werten von dem Netzbetreiber, in dessen Netz die abgegebene Menge
eingespeist wird, unter Angabe des Datums mittels automationsunterstiitzter
Datenverarbeitung monatlich auf dem jeweiligen Zertifikatskonto des Anlagenbetreibers zu
beglaubigen. Werden die Kleinwasserkraftzertifikate auf Basis von gerechneten Werten
beglaubigt, hat der Netzbetreiber nach Vorliegen der aus der Anlage abgegebenen und
gemessenen Menge allfdllige Differenzen bei den néchstfolgenden Beglaubigungen zu
berticksichtigen. Der Netzbetreiber hat tiber die Beglaubigung von
Kleinwasserkraftzertifikaten ein Verzeichnis zu fithren. Der Betreiber der
Kleinwasserkraftanlage hat den Verkauf von Kleinwasserkraftzertifikaten auf dem
entsprechenden Zertifikatskonto zu bestétigen.

(4) Netzbetreiber haben der Behorde Mitteilung zu machen, wenn sie Grund zur Annahme
haben, dass eine benannte Kleinwasserkraftanlage, die in ihr Netz einspeist, nicht oder nicht

mehr den Vorraussetzungen des Abs. 1 entspricht.

(5) Betreiber von benannten Kleinwasserkraftanlagen sind verpflichtet, mit dem
Bilanzgruppenkoordinator, den betroffenen Bilanzgruppenverantwortlichen und den

betroffenen Netzbetreibern Vertrdge iiber Datenaustausch abzuschlieen.
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(6) Im Falle einer missbrauchlichen Begebung von Kleinwasserkraftzertifikaten hat die Behorde

den Widerruf der Benennung als Kleinwasserkraftanlage und die Untersagung der Ausgabe
von Kleinwasserkraftzertifikaten mit Bescheid auszusprechen. Auflerdem hat sie die
Herausgabe der Mehrerlose anzuordnen, die durch die missbrauchliche Begebung von
Kleinwasserkraftzertifikaten erzielt worden sind. Die Mehrerldse sind in den Fonds (§ 53)

einzubringen.

§51
Verwaltung der Kleinwasserkraftzertifikate

(1) Zur Abwicklung des Zertifikatssystems hat die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) ein
Registrierungssystem im Wege der automationsunterstiitzten Datenverarbeitung einzurichten

und zu betreiben.

(2) Die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) hat dem Betreiber einer benannten
Kleinwasserkraftanlage, den Netzbetreibern, in deren Netz von benannten
Kleinwasserkraftanlagen eingespeist wird, den nachweispflichtigen Stromhéndlern (§ 46 Abs.
3) und den nachweispflichtigen Endverbrauchern (§ 45 Abs. 3) bzw. den Stromhéndlern, die
im Namen der nachweispflichtigen Endverbraucher den Nachweis erbringen, eine User-ID
zuzuweisen und fiir diese Marktteilnehmer, ausgenommen fiir Netzbetreiber, ein

Zertifikatskonto anzulegen.

(3) Nach Beglaubigung der Kleinwasserkraftzertifikate hat die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2)
dem Betreiber der Kleinwasserkraftanlage auf seinem Zertifikatskonto die
Zertifikatsnummern mitzuteilen. Nach Verkauf von Kleinwasserkraftzertifikaten hat die

verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) den neuen Eigentiimer entsprechend zu registrieren.

(4) Auf Grund der Meldungen der Bilanzgruppenverantwortlichen (§ 54 Abs. 3 Z. 9) hat die
verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) die Menge der in NO abgegebenen bzw. bezogenen
elektrischen Energie je nachweispflichtigem Stromhéndler bzw. je nachweispflichtigem
Endverbraucher zu ermitteln und die 8 % Quote festzulegen. Diese Quote ist den
nachweispflichtigen Stromhéndlern und den nachweispflichtigen Endverbrauchern am Ende
des jeweiligen Zeitraumes (§§ 45 Abs. 4, 46 Abs. 4) bekannt zu geben.

(5) Die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) hat die Quotenerfiillung laufend zu tiberwachen. Werden
die Nachweise gemil} den §§ 45 Abs. 3 oder 46 Abs. 3 nicht oder nicht ausreichend erbracht,
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hat die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) den nachweispflichtigen Stromhéndler oder den
nachweispflichtigen Endverbraucher am Ende des jeweiligen Zeitraumes aufzufordern,
binnen vier Wochen entweder die entsprechenden Nachweise nachzuholen oder den
Nachweis zu erbringen, dass eine entsprechende Ausgleichsabgabe an den Fonds (§ 53)
entrichtet worden ist. Wird dieser Aufforderung nicht oder nicht ausreichend entsprochen, hat

die verwaltende Stelle die Behorde zu verstandigen.

(6) Die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) hat den Nachweispflichtigen regelmiBig iiber die Anzahl

der noch nicht entwerteten Zertifikate Mitteilung zu machen.

(7) Die Behorde ist erméchtigt, mit Verordnung die Ausfiihrungsbestimmungen {iber das
Zertifikatssystem zu prézisieren, zu dndern oder zu ergénzen, wenn dies fiir das Funktionieren
des Systems notwendig ist. Insbesondere konnen néhere Bestimmungen zu den §§ 45 Abs. 4,
46 Abs. 4, 50 Abs. 3 und zu den Absétzen 2 bis 5 erlassen werden.

Abschnitt 3
Ausgleichsabgabe
Fonds

§52
Ausgleichsabgabe

(1) Nach Verstidndigung durch die Elektrizitits-Control GmbH, dass ein Verteilernetzbetreiber
die in § 42 Abs. 2 festgelegte jeweilige Mindestmenge fiir den Zeitraum 1. Oktober bis 30.
September nicht oder nicht ausreichend nachgewiesen hat, hat die Behdrde den
Verteilernetzbetreiber aufzufordern, binnen vier Wochen entweder den entsprechenden
Nachweis fiir den jeweiligen Zeitraum nachzuholen oder den Nachweis zu erbringen, dass

eine entsprechende Ausgleichsabgabe entrichtet worden ist.

(2) Wird der Aufforderung gemill Abs. 1 oder der Aufforderung geméB § 51 Abs. 5 nicht oder
nicht ausreichend entsprochen, hat die Behdrde dem Nachweispflichtigen (Netzbetreiber,

Stromhéndler, Endverbraucher) mit Bescheid eine Ausgleichsabgabe mit einem Sdumniszu-
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schlag von 4 % vorzuschreiben. Wurde die Ausgleichsabgabe zu Unrecht entrichtet, so ist sie

samt Sdumniszuschlag und zwischenzeitlich abgereiften Zinsen zuriick zu zahlen.
(3) Die Ausgleichsabgabe hat sich

1. fiir Minderbeziige aus Okoanlagen an der Differenz zwischen dem Marktpreis und den
durchschnittlichen Produktionskosten fiir Okoanlagen je kWh und

2. fiir nicht oder nicht ausreichend vorgelegte Kleinwasserkraftzertifikate an der Differenz
zwischen dem Marktpreis und den durchschnittlichen Produktionskosten fiir

Kleinwasserkraftanlagen je kWh
Zu orientieren.
(4) Die Minderbeziige ergeben sich aus der im vorangegangenen Kalenderjahr abgegebenen
Menge elektrischer Energie an Endverbraucher und den im § 42 Abs.2 festgelegten

jeweiligen Mindesterfordernissen.

(5) Die erforderliche Anzahl der Kleinwasserkraftzertifikate ergibt sich aus der im jeweiligen

Zeitraum bezogenen Menge elektrischer Energie bzw. abgegebenen Menge elektrischer
Energie an Endverbraucher und den in den §§ 45 Abs. 3 und 46 Abs. 3 festgelegten

Erfordernissen.

(6) Fir die Ermittlung der Differenz geméll Abs. 3 Z. 1 sind die gemiB § 34 Abs. 1 bzw. § 66a
Abs. 7 EIWOG bestimmten Mindestpreise je Energietrager, gewichtet nach der von den in
NO titigen Verteilernetzbetreibern abgenommenen Okoenergie, und der Marktpreis

heranzuzichen.

(7) Fir die Ermittlung der Differenz geméf Abs. 3 Z. 2 sind die durchschnittlichen
Produktionskosten fiir Kleinwasserkraftanlagen unter Beriicksichtigung der Lebensdauer, der
Investitionskosten, der Betriebskosten, der Verzinsung des eingesetzten Kapitals, der jahrlich
erzeugten Menge an elektrischer Energie sowie allfélliger Forderungen und der Marktpreis

heranzuzichen.

(8) Der Marktpreis fiir elektrische Energie ergibt sich aus dem Durchschnitt der fiir 12 Monate

im Vorhinein fiir Grundlastenergie gebildeten Preise einer fiir den osterreichischen Markt be-
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stimmenden europdischen Stromborse. Die Behdrde hat mit Verordnung die ndheren
Bestimmungen festzulegen. In dieser Verordnung kénnen auch Bestimmungen iiber die

Veroffentlichung aufgenommen werden.

(9) Die Behorde hat vor Vorschreibung einer Ausgleichsabgabe mit Verordnung die
durchschnittlichen Produktionskosten fiir elektrische Energie aus Okoanlagen und aus
Kleinwasserkraftanlagen je kWh nach MaBgabe der Abs. 6 und 7 festzulegen. Andern sich
die durchschnittlichen Produktionskosten fiir elektrische Energie aus Okoanlagen auf Grund
einer Anderung der Mindestpreise oder der Gewichtung um mehr als 10 %, hat die Behorde

jedenfalls eine Anpassung der Verordnung vorzunehmen.

§ 33

Einrichtung und Verwaltung eines Fonds

(1) Zur Férderung von Oko- und Kleinwasserkraftanlagen mit Standort in NO wird ein
Verwaltungsfonds eingerichtet. Die Mittel des Fonds werden aufgebracht:

1. aus den Einnahmen der Ausgleichsabgabe,

2. aus Strafbetrdgen gemil § 78 Abs. 1 Z. 18 bis 21,
3. aus Zinsen der Fondsmittel,
4

durch sonstige Zuwendungen.

(2) Die Verwaltung des Fonds obliegt der Behorde. Sie hat das Vermogen des Fonds
zinsbringend anzulegen. Personal- und Sachkosten sind durch den Fonds zu tragen.

(3) Die Leistungen des Fonds erfolgen nach MaBigabe der zur Verfligung stehenden Mittel im

Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung. Auf die Gewdhrung einer Férderung, die aus einem
nicht riickzahlbarem Darlehen besteht, besteht kein Rechtsanspruch.

(4) Die Gewihrung von Forderungen erfolgt auf der Grundlage von Forderrichtlinien, die nach
Anhérung des NO Elektrizititsbeirates von der NO Landesregierung mit Beschluss
festzulegen sind.
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(5) Die Forderrichtlinien haben insbesondere folgende Kriterien zu beriicksichtigen:

Verfahren bei der Gewéhrung von Férderungen,
Voraussetzungen fiir die Gewédhrung von Forderungen,
Antragsunterlagen,

AW N =

Reihungskriterien wie Beitrag zur Reduktion der klimarelevanten Emissionen,
Wirtschaftlichkeit des Projektes, Beitrag zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes,
Ausmal} der Wertschopfung, Wertigkeit der elektrischen Energie, Beriicksichtigung
sonstiger gewdhrter oder zugesagter Forderungen,

5. Bonitdt des Forderungswerbers,

6. Voraussetzungen fiir die Riickerstattung gewdhrter Fordermittel.

(6) Die Behorde hat dem NO Elektrizititsbeirat {iber die Verwendung der Fondsmittel jihrlich,
erstmals im Jahr der ersten Fordervergabe, zu berichten.

Hauptstiick V
Bilanzgruppen
Bilanzgruppenverantwortliche

Abschnitt 1
Bilanzgruppen

§ 54
Bildung und Aufgaben von Bilanzgruppen

(1) Bilanzgruppen kénnen innerhalb jeder Regelzone gebildet werden. Die Bildung und

Verénderung einer Bilanzgruppe erfolgt durch den Bilanzgruppenverantwortlichen.

(2) Die Bilanzgruppenverantwortlichen haben - sofern sich aus Abs. 7 und 8 nichts anderes er-
gibt - folgende Aufgaben:
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1. die Erstellung von Fahrplinen und Ubermittlung dieser an den Bilanzgruppenkoordinator
und den Regelzonenfiihrer,

2. den Abschluss von Vereinbarungen betreffend Reservehaltung sowie die Versorgung von
Bilanzgruppenmitgliedern, die ihnen von der Elektrizitits-Control GmbH zugewiesen
wurden,

3. die Meldung bestimmter Erzeugungs- und Verbrauchsdaten fiir technische Zwecke,

4. die Meldung von Erzeugungs- und Abnahmefahrplédnen von GrofSabnehmern und
Einspeisern nach definierten Regeln fiir technische Zwecke,

5. die Entrichtung von Entgelten (Gebiihren) an den Bilanzgruppenkoordinator,
die Entrichtung der Entgelte fiir Ausgleichsenergie an den Regelzonenfiihrer und die

Weiterverrechnung der Entgelte an die Bilanzgruppenmitglieder.

(3) Die Bilanzgruppenverantwortlichen sind - sofern sich aus Abs. 7 und 8 nichts anderes ergibt -

verpflichtet:

1. Vertrdge mit dem Bilanzgruppenkoordinator, den Netzbetreibern und den
Bilanzgruppenmitgliedern {iber den Datenaustausch abzuschlie3en,

2. eine Evidenz der Bilanzgruppenmitglieder zu fiihren,

3. entsprechend den Marktregeln Daten an den Bilanzgruppenkoordinator, die Netzbetreiber
und die Bilanzgruppenmitglieder weiterzugeben,

4. Fahrplidne zwischen Bilanzgruppen zu erstellen und dem Bilanzgruppenkoordinator zu
melden; die Meldung kann auch im Nachhinein von einem
Bilanzgruppenverantwortlichen bis zu einem vom Bilanzgruppenkoordinator in den
Allgemeinen Bedingungen festgesetzten Zeitpunkt erfolgen,

5. Ausgleichsenergie fiir die Bilanzgruppenmitglieder - im Sinne einer Versorgung mit
dieser - zu beschaffen,

6. die genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen der Netzbetreiber, insbesondere die
Marktregeln einzuhalten,

7. Allgemeine Bedingungen der Regulierungsbehorde zur Genehmigung vorzulegen,

8. Namen und Anschrift der in seiner Bilanzgruppe titigen nachweispflichtigen
Stromhéndler und der nachweispflichtigen Endverbraucher der verwaltenden Stelle (§ 75
Abs. 2) zu melden,

9. der verwaltenden Stelle (§ 75 Abs. 2) unverziiglich die Menge

a) der im Vierteljahr je nachweispflichtigem Stromhéandler abgegebenen elektrischen

Energie an Endverbraucher in NO und
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b) der im Vierteljahr je nachweispflichtigem Endverbraucher bezogenen elektrischen

Energie in NO

mittels automationsunterstiitzter Dateniibertragung zu melden, wobei die Menge der

elektrischen Energie auch rechnerisch ermittelt werden kann.

(4) Werden die Mengen, die von nachweispflichtigen Stromhéndlern abgegeben oder von
nachweispflichtigen Endverbrauchern bezogen worden sind, rechnerisch ermittelt, so hat der
Bilanzgruppenverantwortliche nach Vorliegen der gemessenen Mengen allfillige Differenzen
bei den néchstfolgenden Meldungen zu beriicksichtigen. Entsprechende Aufzeichnungen sind

zu fihren.

(5) Der Abschluss von Vertridgen mit Bilanzgruppenmitgliedern hat zu den genehmigten

Allgemeinen Bedingungen (§ 56 Abs. 1) zu erfolgen.

(6) Die Bilanzgruppenverantwortlichen haben nachweispflichtige Endverbraucher iiber ihre
Pflichten gemif § 45 Abs. 3 und 4 zu informieren, wobei auf den Inhalt des § 46 Abs. 5
hinzuweisen ist. Diese Information ist auch den Stromhéndlern, die die nachweispflichtigen

Endverbraucher beliefern, zur Kenntnis zu bringen.

(7) Fiir Bilanzgruppen zur Ermittlung der Netzverluste gelten nur die in Abs. 2 Z. 5 und Abs. 3
Z. lund 3 aufgezihlten Aufgaben und Pflichten.

(8) Fiir Bilanzgruppen fiir die Okoenergie gelten die in Abs. 2 Z. 1 und die in Abs. 3 aufgezihlten
Aufgaben und Pflichten. Zusétzlich zu der in Abs. 3 Z. 1 auferlegten Verpflichtung sind auch
Vertriage liber den Datenaustausch betreffend den Anteil an den verschiedenen

Primédrenergietrdgern der abgenommenen Okoenergie abzuschlieen.

§55
Wechsel der Bilanzgruppe

Wechselt ein Bilanzgruppenmitglied die Bilanzgruppe oder den Stromhéndler, sind die Daten des
Bilanzgruppenmitgliedes vom Bilanzgruppenverantwortlichen der neuen Bilanzgruppe oder dem

neuen Stromhindler weiter zu geben.
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§ 56
Allgemeine Bedingungen

(1) Die Allgemeinen Bedingungen fiir Bilanzgruppenverantwortliche sowie deren Anderungen
bediirfen der Genehmigung der Elektrizitits-Control GmbH. Die Genehmigung ist unter

Auflagen zu erteilen, falls dies zur Erfiillung der Vorschriften dieses Gesetzes notwendig ist.

(2) Die Allgemeinen Bedingungen diirfen nicht diskriminierend sein und keine missbrauchlichen
Praktiken oder ungerechtfertigten Beschrankungen enthalten. Insbesondere sind sie unter
Beriicksichtigung der §§ 33 Abs. 3 Z. 2 bis 8 und 54 Abs. 2 und 3 so zu gestalten, dass

1. die Erfiillung der dem Bilanzgruppenverantwortlichen obliegenden Aufgaben
gewihrleistet ist,

2. die Leistungen der Bilanzgruppenmitglieder mit den Leistungen des
Bilanzgruppenverantwortlichen in einem sachlichen Zusammenhang stehen,

3. die wechselseitigen Verpflichtungen ausgewogen und verursachungsgerecht zugewiesen

sind.

Abschnitt 2

Bilanzgruppenverantwortliche

§ 57
Ausiibungsvoraussetzungen

(1) Die Tatigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen darf eine natiirliche oder juristische

Person oder eine Personengesellschaft des Handelsrechtes ausiiben.

(2) Die Tétigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen bedarf einer Genehmigung durch die
Elektrizitits-Control GmbH. Ein Bilanzgruppenverantwortlicher, dem eine Genehmigung
nach den Vorschriften eines anderen in Ausfiihrung des EIWOG erlassenen Landesgesetzes

erteilt worden ist, darf auch in NO titig werden.
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(3) Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung sind nachstehende Unterlagen anzuschlieBen:

1. Vereinbarungen mit dem Bilanzgruppenkoordinator und dem Regelzonenfiihrer, die zur
Erfiillung der in diesem Gesetz, im EIWOG und im Verrechnungsstellengesetz
festgelegten Aufgaben und Verpflichtungen, insbesondere in administrativer und
kommerzieller Hinsicht, erforderlich sind,

2. Nachweise iiber die Eintragung ins Firmenbuch (Firmenbuchauszug) und iiber den Sitz
(Hauptwohnsitz),

3. Nachweise, dass beim Antragsteller bzw. seinen nach aulen vertretungsbefugten
Organen die personlichen Voraussetzungen im Sinne des § 61 Abs. 3 Z. 1 lit. a und b und
keine AusschlieBungsgriinde im Sinne des § 61 Abs. 4 bis 8 vorliegen,

4. Nachweise, dass der Bilanzgruppenverantwortliche, mindestens ein Gesellschafter bzw.
Komplementir oder mindestens ein Geschéftsfiihrer oder ein Vorstand oder ein leitender
Angestellter fachlich geeignet ist,

5. Nachweis, dass der Bilanzgruppenverantwortliche fiir die Ausiibung seiner Tatigkeit als
Bilanzgruppenverantwortlicher {iber ein Haftungskapital von mindestens € 50.000
z. B. in Form einer Bankgarantie oder einer entsprechenden Versicherung, verfiigt,
unbeschadet einer auf Grund der Art und des Umfanges der Geschaftstitigkeit allenfalls
erforderlichen hoheren Kapitalausstattung geméf der nach Z. 1 vorzulegenden

Vereinbarung.

(4) Die fachliche Eignung ist gegeben, wenn im ausreichenden Maf3e theoretische und praktische
Kenntnisse in der Abwicklung von Stromgeschéften oder in einer leitenden Tétigkeit auf dem
Gebiet der Elektrizititswirtschaft, insbesondere im Stromhandel, in der Erzeugung von

elektrischer Energie oder im Betrieb eines Netzes, vorliegen.

(5) Die Genehmigung ist erforderlichenfalls unter Auflagen zu erteilen, wenn alle
Voraussetzungen gemif Abs. 3 vorliegen. Ab Vorliegen der vollstindigen Antragsunterlagen
hat die
Elektrizitats-Control GmbH binnen zwei Monaten zu entscheiden, andernfalls ist der
Antragsteller berechtigt, die Téatigkeit als Bilanzgruppenverantwortlicher vorldufig

auszuiiben. Eine Untersagung der Tatigkeit erfolgt in sinngemiBer Anwendung des § 58.

(6) Die Bestimmungen der vorstehenden Absétze gelten nicht fiir Netzbetreiber, die eine
Bilanzgruppe zur Ermittlung der Netzverluste oder fiir Verteilernetzbetreiber, die eine
Bilanzgruppe fiir Okoenergie bilden. Die Einrichtung solcher Bilanzgruppen hat der
Netzbetreiber der
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Elektrizitits-Control GmbH anzuzeigen.

§ 58

Widerruf der Genehmigung
Erléschen

(1) Die Elektrizitits-Control GmbH kann die dem Bilanzgruppenverantwortlichen erteilte

Genehmigung widerrufen, wenn er

1. seine Tatigkeit nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Erteilung der Genehmigung
aufnimmt oder

2. seine Tatigkeit ldnger als ein Monat nicht ausiibt.

(2) Die Elektrizitats-Control GmbH hat die dem Bilanzgruppenverantwortlichen erteilte

Genehmigung zu widerrufen, wenn

1. der Genehmigungsbescheid gemal § 57Abs. 5 auf unrichtigen Angaben oder
tduschenden Handlungen beruht,

2. eine im § 57 Abs. 3 festgelegte Voraussetzung nicht oder nicht mehr vorliegt oder

3. er zumindest drei Mal wegen Verletzung seiner Aufgaben und Pflichten (§§ 54, 55)
rechtskriiftig bestraft worden und der Widerruf im Hinblick auf die Ubertretungen nicht

unverhdltnismaBig ist.

(3) Bescheide gemél Abs. 2 Z. 1 oder 2 sind jedenfalls unaufschiebbare Maflnahmen im Sinne
des § 57 Abs. 1 AVG.

(4) Die Genehmigung erlischt, wenn iiber das Vermogen des Bilanzgruppenverantwortlichen ein
Konkurs- oder Ausgleichsverfahren oder ein Schuldenregulierungsverfahren er6ffnet wird
oder wenn der Antrag auf Konkurseréffnung mangels eines zur Deckung der Kosten des

Konkursverfahrens hinreichenden Vermogens rechtskréftig abgewiesen wird.
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Hauptstiick VI

Ausiibungsvoraussetzungen fiir Netze

Abschnitt 1
Ubertragungsnetze

§59
Anzeige
Feststellungsverfahren

(1) Wer ein Ubertragungsnetz zu betreiben beabsichtigt, hat dies der Behorde anzuzeigen. Der
Anzeige sind die im § 62 Abs. 2 Z. 1 und 2 aufgezihlten Urkunden und Unterlagen in
zweifacher Ausfertigung anzuschlief3en.

(2) Die Behorde hat iiber Antrag festzustellen, ob ein Elektrizititsunternehmen Betreiber eines

Ubertragungsnetzes ist. Von Amts wegen kann sie diese Feststellung treffen.

Abschnitt 2

Regelzonen

§ 60
Voraussetzungen
Feststellungsverfahren

(1) Der Regelzonenfiihrer muss iiber das von ihm zu betreibende Ubertragungsnetz verfiigen
konnen, sei es auf Grund des Eigentums am Netz, sei es auf Grund einer ihm erteilten
Zustimmung des Eigentiimers oder des sonst hieriiber Verfiigungsberechtigten. AuBerdem
muss er unabhingig und weisungsungebunden von dritten Unternehmen Entscheidungen tiber
den Ausbau und die Instandhaltung des von ihm zu betreibenden Ubertragungsnetzes treffen
konnen und in der Lage sein, die ihm iibertragenen Aufgaben gemil §§ 43 und 44 Abs. 2 zu
erfiillen.
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(2) Die Austrian Power Grid GmbH hat der Behdrde bis spétestens 1. Oktober 2001 anzuzeigen,

wer unabhiingiger Betreiber ihres Ubertragungsnetzes und somit Regelzonenfiihrer ist. Mit

der Anzeige sind vorzulegen:

1. ein aktueller Firmenbuchauszug,

2. Nachweis, dass der Regelzonenfiihrer, soweit er nicht selbst Eigentiimer des
Ubertragungsnetzes ist, die Verfiigungsgewalt iiber das von ihm zu betreibende
Ubertragungsnetz hat und Investitionsentscheidungen unabhingig und
weisungsungebunden von dritten Unternehmen treffen kann,

3. Nachweis, dass der Regelzonenfiihrer in der Lage ist, die Aufgaben nach diesem Gesetz

zu erfullen.

(3) Mit der Anzeige wird das Recht zur Fiihrung einer Regelzone erworben, sofern sich aus
Abs. 4 nichts anderes ergibt.

(4) Liegen die geméll Abs. 1 nachzuweisenden Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vor, hat
die Behorde dies mit Bescheid festzustellen. Vor Erlassung eines Feststellungsbescheides hat
die Behorde mit jenen Landesregierungen das Einvernehmen her zu stellen, in deren

Wirkungsbereich sich die Regelzone erstreckt.

(5) Wird keine Anzeige fristgerecht eingebracht oder hat die Behorde mit Bescheid festgestellt,
dass die Voraussetzungen gemil Abs. 1 nicht vorliegen, so hat die Behorde von Amts wegen
eine geeignete Person unter Berlicksichtigung der in Abs. 1 festgelegten Voraussetzungen
auszuwahlen und zu verpflichten, die Aufgaben eines Regelzonenfiihrers zu ibernehmen. Die
Behorde hat mit jenen Landesregierungen das Einvernehmen her zu stellen, in deren
Wirkungsbereich sich die Regelzone erstreckt. Die Behdrde hat diesen Bescheid aufzuheben,
sobald von der Austrian Power Grid GmbH ein unabhéngiger Betreiber ihres
Ubertragungsnetzes namhaft gemacht worden ist, der die Voraussetzungen gemif Abs. 1
erfiillt.

(6) Nach Rechtskraft des Bescheides gemil3 Abs. 5 erster Satz hat die Behorde {iber Antrag der
verpflichteten Person oder iiber Antrag des Eigentiimers eine angemessene Entschidigung fiir
den Gebrauch des Ubertragungsnetzes festzulegen. Auf die Ermittlung der Entschidigung

sind die Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 sinngemill anzuwenden.
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Abschnitt 3

Verteilernetze

§ 61
Elektrizititswirtschaftliche Konzession

Voraussetzungen fiir die Konzessionserteilung

(1) Der Betrieb eines Verteilernetzes bedarf einer elektrizitdtswirtschaftlichen Konzession.
(2) Die elektrizititswirtschaftliche Konzession darf nur erteilt werden, wenn
1. der Konzessionswerber in der Lage ist,
a) eine kostengiinstige, ausreichende und sichere Verteilung zu gewéhrleisten
und

b) den Pflichten des Hauptstiickes Il nachzukommen und

2. fur das ortlich umschriebene bestimmte Gebiet keine Konzession zum Betrieb eines

Verteilernetzes besteht.

(3) Die Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession setzt ferner voraus, dass der

Konzessionswerber

1. sofern es sich um eine natiirliche Person handelt,

a) eigenberechtigt ist und das 24. Lebensjahr vollendet hat,

b) die osterreichische Staatsbiirgerschaft besitzt oder Staatsangehoriger eines anderen EU-
Mitgliedstaates oder EWR-Vertragsstaates ist,

¢) seinen Hauptwohnsitz im Inland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-
Vertragsstaat hat und

d) von der Ausiibung der Konzession nicht ausgeschlossen ist,
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2. sofern es sich um eine juristische Person, um eine Personengesellschaft des Handelsrechtes

oder um eine eingetragene Erwerbsgesellschaft handelt,

a) seinen Sitz im Inland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat
hat und

b) fiir die Ausiibung der Konzession einen Geschiftsfiihrer (§ 65) oder Pachter
(§ 66) bestellt hat.

(4) Von der Ausiibung einer Konzession ist ausgeschlossen, wer von einem Gericht zu einer drei
Monate iibersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180
Tagessédtzen verurteilt worden ist, wenn die Verurteilung weder getilgt ist noch der
Beschrinkung der Auskunft aus dem Strafregister unterliegt. Dies gilt auch, wenn mit dem

angefiihrten Ausschlussgrund vergleichbare Tatbestinde im Ausland verwirklicht wurden.

(5) Wer wegen der Finanzvergehen des Schmuggels, der Hinterziehung von Eingangs- oder
Ausgangsabgaben, der Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes der
Hinterziehung von Monopoleinnahmen, des vorsétzlichen Eingriffes in ein staatliches
Monopolrecht oder der Monopolhehlerei nach § 46 Abs. 1 lit. a des Finanzstrafgesetzes
bestraft worden ist, ist von der Ausiibung einer Konzession ausgeschlossen, wenn tiber ihn
wegen eines solchen Finanzvergehens eine Geldstrafe von mehr als 7.300 Euro oder neben
einer Geldstrafe eine Freiheitsstrafe verhdngt wurde und wenn seit der Bestrafung noch nicht
5 Jahre vergangen sind. Dies gilt auch, wenn mit den angefiihrten Ausschlussgriinden

vergleichbare Tatbestande im Ausland verwirklicht wurden.

(6) Rechtstréger, iiber deren Vermogen bereits einmal der Konkurs oder ein Ausgleichsverfahren
erdffnet wurde oder gegen die der Antrag auf Konkurseroffnung gestellt, der Antrag aber
mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden
Vermdgens abgewiesen wurde, sind von der Ausiibung einer Konzession ausgeschlossen.
Dies gilt auch, wenn mit den angefiihrten Ausschlussgriinden vergleichbare Tatbestéinde im

Ausland verwirklicht wurden.

(7) Eine natiirliche Person ist von der Ausiibung einer Konzession ausgeschlossen, wenn iiber
ihr Vermdgen ein Schuldenregulierungsverfahren erdffnet wurde, oder ihr ein maf3gebender
Einfluss auf den Betrieb der Geschifte eines anderen Rechtstriagers als einer juristischen
Person zusteht oder zugestanden ist, auf die der Abs. 6 anzuwenden ist oder anzuwenden

war.
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(8) Die Bestimmungen der Abs. 4 bis 7 sind auf andere Rechtstréger als natiirliche Personen
sinngemif anzuwenden, wenn die Voraussetzungen der Abs. 4 bis 7 auf eine natiirliche

Person zutreffen, der ein mal3gebender Einfluss auf den Betrieb der Geschéfte zusteht.

(9) Geht die Eigenberechtigung (Abs. 3 Z. 1 lit. a) verloren, so kann die Konzession durch einen
vom gesetzlichen Vertreter bestellten Geschiftsfiihrer (§ 65) weiter ausgeiibt werden oder die
weitere Ausiibung der Konzession einem vom gesetzlichen Vertreter bestellten Pachter
(§ 66) iibertragen werden.

(10) Die Behorde hat iiber Antrag vom Erfordernis der Vollendung des 24. Lebensjahres (Abs. 3
Z. 1 lit. a), der Osterreichischen Staatsbiirgerschaft oder der Staatsangehdrigkeit eines
anderen EU- Mitgliedstaates oder EWR-Vertragsstaates (Abs. 3 Z. 1 lit. b) sowie vom
Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland oder in einem anderen EU-Mitgliedstaates oder
EWR-Vertragsstaat (Abs. 3 Z. 1 lit. ¢) Nachsicht zu gewihren, wenn der Betrieb des
Verteilernetzes fiir die Versorgung der Bevolkerung und der Wirtschaft mit Elektrizitit im

Offentlichen Interesse gelegen ist.

(11) Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat oder
EWR-Vertragsstaat (Abs. 3 Z. 1 lit. ¢) entfillt, wenn ein Geschéftsfiihrer (§ 65) oder Pachter
(§ 66) bestellt ist.

(12) Die Bestimmungen fiir Personengesellschaften des Handelsrechtes gelten auch fiir

eingetragene Erwerbsgesellschaften.

§ 62
Verfahren zur Konzessionserteilung
Parteistellung
Anhorungsrechte

(1) Die Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession ist bei der Behorde schriftlich zu

beantragen.

(2) Dem Antrag sind zur Feststellung der Voraussetzungen geméll § 61 anzuschlieBen:
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1. Urkunden, die dem Nachweis iiber Vor- und Familienname der Person, ihr Alter und ihre
Staatsangehorigkeit dienen,

2. bei juristischen Personen, deren Bestand nicht offenkundig ist, der Nachweis ihres
Bestandes; bei Personengesellschaften des Handelsrechtes ein Auszug aus dem
Firmenbuch, der nicht dlter als 6 Monate sein darf,

3. ein Plan in zweifacher Ausfertigung iiber das vorgesehene Verteilergebiet mit Darstellung
der Verteilergebietsgrenzen im Maf3stab 1:25.000,

4. Angaben tliber die Struktur und iiber die zu erwartenden Kosten der Verteilung der
Elektrizitdt sowie dariiber, ob die vorhandenen oder geplanten Verteileranlagen eine

kostengilinstige, ausreichende und sichere Verteilung erwarten lassen.

(3) Sofern zur Priifung der Voraussetzungen gemif § 61 weitere Unterlagen erforderlich sind,

kann die Behorde die Vorlage weiterer Unterlagen unter Setzung einer angemessenen Frist

verlangen.
(4) Im Verfahren um Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession kommt
1. dem Konzessionswerber und

2. jenen Betreibern eines Verteilernetzes, die eine Verteilnetzkonzession fiir das in Betracht

kommende Gebiet besitzen,

Parteistellung zu.

(5) Liegen mehrere Antrige auf Erteilung einer elektrizitdtswirtschaftlichen Konzession fiir ein

bestimmtes Gebiet vor, so hat die Behorde in einem Verfahren {iber alle Antrige

abzusprechen und hat jeder Antragsteller Parteistellung.

(6) Vor der Entscheidung iiber den Antrag um Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen

Konzession sind

1. die Wirtschaftskammer Niederdsterreich,

2. die Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir Niederosterreich,
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3. die Niederosterreichische Landes-Landwirtschaftskammer und
4. die im § 119 NO Gemeindeordnung, LGBI. 1000, genannten Interessenvertretungen der
NO Gemeinden

zu horen.

§ 63
Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession

(1) Uber den Antrag auf Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession ist mit

schriftlichem Bescheid zu entscheiden.

(2) Wenn sich die beabsichtigte Tatigkeit des Konzessionswerbers iiber zwei oder mehrere
Bundeslinder erstrecken soll, hat die Behorde mit den iibrigen zustandigen

Landesregierungen das Einvernehmen zu pflegen.

(3) Die Konzession ist unter Auflagen zu erteilen, soweit dies zur Sicherung der Erfiillung der

Vorschriften dieses Gesetzes erforderlich ist.

(4) In der Konzession ist eine angemessene, mindestens jedoch sechsmonatige und héchstens
zwolfmonatige Frist fiir die Aufnahme des Betriebes durch das Elektrizititsunternehmen
festzusetzen. Dabei sind auf anhingige Bewilligungsverfahren nach anderen Vorschriften
und auch auf einen allméhlichen (z.B. stufenweisen) Ausbau Bedacht zu nehmen. Die Frist
ist auf Antrag in angemessenem Verhéltnis, hdchstens jedoch um insgesamt fiinf Jahre, zu
verldngern, wenn sich die Aufnahme des Betriebes ohne Verschulden des
Konzessionsinhabers verzogert hat. Dieser Antrag auf Fristverldngerung ist vor Ablauf der
Frist bei der Behdrde einzubringen. Die Aufnahme des Betriebes des

Elektrizitaitsunternehmens ist der Behdrde anzuzeigen.
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§ 64
Ausiibung

Das Recht zum Betrieb eines Verteilernetzes auf Grund einer elektrizititswirtschaftlichen
Konzession ist ein personliches Recht, das uniibertragbar ist. Die Ausiibung durch Dritte ist

nur zuléssig, soferne dieses Gesetz hiefiir besondere Vorschriften enthélt.

Besteht nach diesem Gesetz eine Verpflichtung zur Bestellung eines Geschiftsfiihrers oder
Pichters und scheidet der Geschéftsfithrer oder der Pachter aus, so darf die Konzession bis
zur Bestellung eines neuen Geschéiftsfiihrers oder Pachters, ldngstens jedoch wihrend sechs
Monaten, weiter ausgelibt werden. Die Behorde hat diese Frist zu verkiirzen, wenn mit der
weiteren Ausilibung dieses Rechtes ohne Geschéftsfiihrer oder Pachter eine besondere Gefahr
fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen verbunden ist oder in den
vorangegangenen zwei Jahren vor dem Ausscheiden des Geschiftsfiithrers oder Péchters der
Betrieb insgesamt langer als sechs Monate ohne Geschéftsfiihrer oder Péchter ausgetibt

wurde.

§ 65
Geschiftsfiihrer

Der Konzessionsinhaber oder Pachter kann fiir die Ausiibung der elektrizititswirtschaftlichen
Konzession einen Geschéftsfiihrer bestellen, der der Behorde gegeniiber fiir die Einhaltung
der fiir Verteilernetzbetreiber festgelegten Pflichten dieses Gesetzes verantwortlich ist. Der
Konzessionsinhaber oder Pachter bleibt jedoch insoweit verantwortlich, als er
Rechtsverletzungen des Geschéftsfiihrers wissentlich duldet oder es bei der Auswahl des

Geschiftsfiihrers an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen lassen.

Die Bestellung eines Geschiftsfiihrers bedarf der Genehmigung der Behdrde. Diese ist zu

erteilen, wenn der zu bestellende Geschéftsfiithrer

1. die geméB § 61 Abs. 3 Z. 1 erforderlichen Voraussetzungen erfiillt,
2. sich entsprechend betétigen kann und eine selbstverantwortliche Anordnungsbefugnis
besitzt,
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3. seiner Bestellung und der Erteilung der Anordnungsbefugnis nachweislich zugestimmt hat
und

4. im Falle einer juristischen Person (§ 61 Abs. 3 Z. 2) aulerdem

a) dem zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organ angehort oder
b) ein Arbeitnehmer ist, der mindestens die Halfte der nach arbeitsrechtlichen
Vorschriften geltenden wochentlichen Normalarbeitszeit im Betrieb beschéftigt ist,

oder

5. im Falle einer Personengesellschaft des Handelsrechtes (§ 61 Abs. 3 Z. 2) personlich
haftender Gesellschafter ist, der nach dem Gesellschaftsvertrag zur Geschiftsfithrung und
zur Vertretung der Gesellschaft berechtigt ist.

§ 61 Abs. 10 gilt sinngemal.

(3) Ist eine juristische Person personlich haftende Gesellschafterin einer Personengesellschaft
des Handelsrechtes, so wird dem Abs. 2 Z. 5 auch entsprochen, wenn zum Geschéftsfiihrer
dieser Personengesellschaft eine natiirliche Person bestellt wird, die dem zur gesetzlichen
Vertretung berufenen Organ der betreffenden juristischen Person angehort oder ein
Arbeitnehmer ist, der mindestens die Hilfte der nach arbeitsrechtlichen Vorschriften

geltenden wochentlichen Normalarbeitszeit im Betrieb beschéftigt ist.

(4) Ist eine Personengesellschaft des Handelsrechtes personlich haftende Gesellschafterin einer
anderen solchen Personengesellschaft, so wird dem Abs. 2 Z. 5 auch entsprochen, wenn zum
Geschiftsfiihrer eine natiirliche Person bestellt wird, die ein personlich haftender
Gesellschafter der betreffenden Mitgliedgesellschaft ist und die innerhalb dieser
Mitgliedgesellschaft die im Abs. 2 Z. 5 fiir den Geschéftsfiihrer vorgeschriebene Stellung
hat. Dieser Mitgliedgesellschaft muss innerhalb der Personengesellschaft des Handelsrechtes

die im Abs. 2 Z. 5 fiir den Geschiftsfiihrer vorgeschriebene Stellung zukommen.

(5) Ist eine juristische Person personlich haftende Gesellschafterin einer Personengesellschaft
des Handelsrechtes und ist diese Personengesellschaft des Handelsrechtes personlich
haftende Gesellschafterin einer anderen solchen Personengesellschaft, so wird dem Abs. 2 Z.
5 auch entsprochen, wenn zum Geschéftsfiihrer der zuletzt genannten Personengesellschaft
eine Person bestellt wird, die dem zur gesetzlichen Vertretung befugten Organ der
juristischen Person angehdrt, wenn weiters die juristische Person innerhalb der
Mitgliedgesellschaft die im Abs. 2 Z. 5 vorgeschriebene Stellung hat und wenn schlie8lich
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dieser Mitgliedgesellschaft

innerhalb ihrer Mitgliedgesellschaft ebenfalls die im Abs. 2 Z. 5 vorgeschriebene Stellung

zukommt.

Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn der Geschéftsfiihrer eine der Voraussetzungen
gemal Abs. 2 bis 5 nicht mehr erfiillt. Dies sowie das Ausscheiden des Geschéiftsfiihrers hat

der Konzessionsinhaber oder Péachter der Behorde unverziiglich anzuzeigen.

§ 66
Pichter

Der Konzessionsinhaber kann die Ausiibung der Konzession einem Pichter iibertragen, der
sie im eigenen Namen und auf eigene Rechnung ausiibt. Der Péchter muss, wenn er eine
natiirliche Person ist, die gemiB § 61 Abs. 3 Z. 1 erforderlichen Voraussetzungen erfiillen,
wobei § 61 Abs. 10 und 11 sinngeméalB gilt. Ist der Pachter eine juristische Person oder eine
Personengesellschaft des Handelsrechtes, muss er entweder seinen Sitz im Inland oder in
einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat haben und ist ein Geschiftsfiihrer

(§ 65) zu bestellen. Eine Weiterverpachtung ist unzuldssig.

Die Bestellung eines Pachters bedarf der Genehmigung der Behdrde. Die Genehmigung ist
zu erteilen, wenn der Pachter die Voraussetzungen gemif3 Abs. 1 erfiillt. Die Genehmigung
ist zu widerrufen, wenn eine dieser Voraussetzungen weggefallen ist. Das Ausscheiden des
Péchters sowie das Wegfallen einer Voraussetzung fiir die Genehmigung seiner Bestellung

ist der Behorde vom Konzessionsinhaber schriftlich anzuzeigen.

§ 67
Fortbetriebsrechte

Das Recht, ein Verteilernetz auf Grund der Berechtigung einer anderen Person fortzufiihren
(Fortbetriebsrecht), steht zu:

1. der Verlassenschaft nach dem Konzessionsinhaber,
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2. dem iiberlebenden Ehegatten, in dessen rechtlichen Besitz das Verteilerunternehmen des
Konzessionsinhabers auf Grund einer Rechtsnachfolge von Todes wegen oder einer
Schenkung auf den Todesfall ganz oder teilweise iibergeht,

3. unter den Voraussetzungen der Z. 2 auch den Kindern und Wahlkindern sowie den
Kindern der Wahlkinder des Konzessionsinhabers,

4. dem Masseverwalter fiir Rechnung der Konkursmasse,

5. dem vom Gericht bestellten Zwangsverwalter oder Zwangspéchter.

Der Fortbetriebsberechtigte hat die gleichen Rechte und Pflichten wie der

Konzessionsinhaber._

Wenn das Fortbetriebsrecht nicht einer natiirlichen Person zusteht, oder zwar einer
natiirlichen Person zusteht, die die besonderen Voraussetzungen gemdl3 § 61 Abs. 3 Z. 1
nicht nachweisen kann oder der eine Nachsicht nicht erteilt wurde, so ist vom
Fortbetriebsberechtigten - falls er nicht eigenberechtigt ist, vom gesetzlichen Vertreter - ohne
unnétigen Aufschub ein Geschéftsfiihrer (§ 65) oder Pachter (§ 66) zu bestellen. § 61 Abs.
10 und 11 gilt sinngemas.

§ 68
Ausiibung der Fortbetriebsrechte

Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft entsteht mit dem Tod des Konzessionsinhabers.

Der Vertreter der Verlassenschaft hat der Behdrde den Fortbetrieb ohne unnétigen Aufschub

schriftlich anzuzeigen.

Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft endet:

1. mit der Beendigung der Verlassenschaftsabhandlung durch Einantwortung,

. mit dem Zeitpunkt der Ubernahme des Verteilerunternehmens durch den
Vermichtnisnehmer oder durch den auf den Todesfall Beschenkten,

. mit der Verstindigung der Erben und Noterben, dass eine Verlassenschaftsabhandlung von
Amts wegen nicht eingeleitet wird,

. mit der Uberlassung des Nachlasses an Zahlungs statt,

. mit der Er6ffnung des Konkurses iiber die Verlassenschaft oder
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6. mit dem Zeitpunkt, in dem das Verteilerunternehmen des Konzessionsinhabers auf Grund
einer Verfligung des Verlassenschaftsgerichtes ganz oder teilweise in den Besitz eines

Rechtsnachfolgers von Todes wegen iibergeht.

Das Fortbetriebsrecht des iiberlebenden Ehegatten und der Kinder, Wahlkinder sowie Kinder
der Wahlkinder des Konzessionsinhabers entsteht mit dem Zeitpunkt, in dem das
Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft gemil3 Abs. 2 endet. Der Fortbetrieb durch den
Ehegatten ist von diesem, der Fortbetrieb durch die Kinder, Wahlkinder und Kinder von
Wahlkindern von ihrem gesetzlichen Vertreter, falls sie aber eigenberechtigt sind, von ihnen
selbst der Behdrde ohne unnétigen Aufschub schriftlich anzuzeigen. Das Fortbetriebsrecht
des iiberlebenden

Ehegatten endet spitestens mit dessen Tod, das Fortbetriebsrecht der Kinder, Wahlkinder
und Kinder der Wahlkinder endet spitestens mit dem Tag, an dem sie das 28. Lebensjahr

vollenden.

Hinterldsst der Konzessionsinhaber sowohl einen fortbetriebsberechtigten Ehegatten als auch
fortbetriebsberechtigte Kinder, Wahlkinder und Kinder der Wahlkinder, so steht ihnen das

Fortbetriebsrecht gemeinsam zu.

Der fortbetriebsberechtigte Ehegatte und die fortbetriebsberechtigten Kinder, Wahlkinder
und Kinder der Wahlkinder, konnen spétestens einen Monat nach der Entstehung ihres
Fortbetriebsrechtes auf dieses mit der Wirkung verzichten, dass das Fortbetriebsrecht fiir ihre
Person als nicht entstanden gilt. Ist der Fortbetriebsberechtigte nicht eigenberechtigt, so kann
fiir ihn nur sein gesetzlicher Vertreter mit Zustimmung des Gerichts rechtswirksam auf das
Fortbetriebsrecht verzichten. Die Verzichtserklarung ist gegeniiber der Behorde schriftlich

abzugeben und ist unwiderruflich.

Das Fortbetriebsrecht des Masseverwalters entsteht mit der Eroffnung des Konkurses iiber
das Vermogen des Konzessionsinhabers. Der Masseverwalter hat den Fortbetrieb der
Behorde ohne unnétigen Aufschub schriftlich anzuzeigen. Das Fortbetriebsrecht des

Masseverwalters endet mit der Authebung des Konkurses.

Das Fortbetriebsrecht des Zwangsverwalters entsteht mit der Bestellung durch das Gericht,
das Fortbetriebsrecht des Zwangspéchters mit dem Beginn des Pachtverhiltnisses. Das
Gericht hat den Zwangsverwalter oder den Zwangspiachter der Behdrde bekannt zu geben.
Das Fortbetriebsrecht des Zwangsverwalters endet mit der Einstellung der
Zwangsverwaltung, das Fortbetriebsrecht des Zwangspéchters mit der Beendigung des

Pachtverhéiltnisses.
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Hauptstiick VII

Erloschen der Berechtigung zum Netzbetrieb

Abschnitt 1

Ubertragungsnetze

§ 69
MabBnahmen zur Sicherung des Netzbetriebes

Kommt der Betreiber eines Ubertragungsnetzes, das sich iiber nicht mehr als zwei
Bundeslinder erstreckt, seinen Pflichten nicht nach, hat ihm die Behorde aufzutragen, die

hindernden Umstidnde innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen.

So weit dies zur Beseitigung einer Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen
oder zur Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schdden notwendig ist, kann die Behorde
einen anderen geeigneten Netzbetreiber zur voriibergehenden Erfiillung der Aufgaben des

Ubertragungsnetzbetreibers ganz oder teilweise heranziehen (Einweisung). Sind

1. die hindernden Umstédnde derart, dass eine gédnzliche Erfiillung der gesetzlichen Pflichten
des Betreibers des Ubertragungsnetzes nicht zu erwarten ist oder
2. kommt der Betreiber des Ubertragungsnetzes dem Auftrag der Behdrde auf Beseitigung der

hindernden Umstinde nicht nach,

so ist diesem Netzbetreiber der Betrieb ganz oder teilweise zu untersagen und unter
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des ersten Abschnittes des Hauptstiickes I1I ein

anderer Netzbetreiber zur dauernden Ubernahme des Systems zu verpflichten.

Der gemiB Abs. 2 verpflichtete Netzbetreiber tritt in die Rechte und Pflichten aus den

Vertrdgen des Unternehmens, das von der Untersagung betroffen wird, ein.

Dem gemif Abs. 2 verpflichteten Netzbetreiber hat die Behorde auf dessen Antrag den
Gebrauch des Ubertragungsnetzes des Unternehmens, das von der Untersagung betroffen
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wird, gegen angemessene Entschidigung soweit zu gestatten, als dies zur Erfiillung seiner

Aufgaben notwendig ist.

Nach Rechtskraft des Bescheides gemil3 Abs. 2 hat die Behorde auf Antrag des
verpflichteten Netzbetreibers das in Gebrauch genommene Ubertragungsnetz zu dessen

Gunsten gegen angemessene Entschiddigung zu enteignen.

Auf das Enteignungsverfahren und die behdrdliche Ermittlung der Entschiddigungen sind die
Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 sinngemill anzuwenden. Bei der
Bemessung der Entschédigung sind die bis zur Einweisung von den Kunden bereits

geleisteten Kosten des Netzzugangs zu beriicksichtigen.

Abschnitt 2

Verteilernetze

§70
Endigung der Konzession

Die elektrizitiatswirtschaftliche Konzession fiir den Betrieb eines Verteilernetzes endet:

1. durch den Tod des Konzessionsinhabers, wenn dieser eine natiirliche Person ist,
im Falle eines Fortbetriebsrechtes aber erst mit Ende des Fortbetriebsrechtes,

2. durch den Untergang der juristischen Person oder mit der Auflassung der
Personengesellschaft des Handelsrechtes, sofern sich aus Abs. 2 bis 7 nichts anderes
ergibt,

3. durch Zuriicklegung der Konzession, im Falle von Fortbetriebsrechten gemal3 § 67 Abs. 1
Z. 1 bis 3 mit der Zuriicklegung der Fortbetriebsrechte,

4. durch Entzug der Konzession,

5. durch Untersagung geméil § 72 Abs. 2.

Bei Ubertragung von Unternehmen und Teilunternehmen durch Umgriindung (insbesondere
durch Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, Zusammenschliisse, Realteilungen
und Spaltungen) gehen die zur Fortfiihrung des Betriebes erforderlichen Konzessionen auf
den Nachfolgeunternehmer (Rechtsnachfolger) nach Mal3gabe der in den Abs. 3 und 4 fest-
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gelegten Bestimmungen iiber. Die bloBe Umgriindung stellt keinen Endigungstatbestand dar,

insbesondere rechtfertigt sie keine Entziehung.

Die Berechtigung zur weiteren Ausiibung der Konzession im Sinne des Abs. 2 entsteht mit

dem Zeitpunkt der Eintragung der Umgriindung im Firmenbuch, wenn der
Nachfolgeunternehmer die Voraussetzungen fiir die Ausiibung der Konzession geméal} § 61
Abs. 3 erfiillt. Der Nachfolgeunternehmer hat der Behdrde den Ubergang unter Anschluss
eines Firmenbuchauszugs und der zur Herbeifiihrung der Eintragung im Firmenbuch
eingereichten Unterlagen in Abschrift lingstens innerhalb von sechs Monaten nach

Eintragung im Firmenbuch anzuzeigen.

Die Berechtigung des Nachfolgeunternehmers endet nach Ablauf von sechs Monaten ab

Eintragung der Umgriindung im Firmenbuch, wenn er innerhalb dieser Frist den
Rechtsiibergang nicht angezeigt hat oder im Falle des § 61 Abs. 3 Z. 2 lit. b kein

Geschiftsfiihrer oder Pachter innerhalb dieser Frist bestellt wurde.

Die Umwandlung einer offenen Handelsgesellschaft in eine Kommanditgesellschaft oder
einer Kommanditgesellschaft in eine offene Handelsgesellschaft beriihrt nicht die
Konzession. Die Gesellschaft hat die Umwandlung innerhalb von vier Wochen nach der

Eintragung der Umwandlung in das Firmenbuch der Behorde anzuzeigen.

Abs. 5 gilt auch fiir die Umwandlung einer offenen Erwerbsgesellschaft in eine Kommandit-
Erwerbsgesellschaft, einer Kommandit-Erwerbsgesellschaft in eine offene
Erwerbsgesellschaft, einer Personengesellschaft des Handelsrechtes in eine eingetragene
Erwerbsgesellschaft oder einer eingetragenen Erwerbsgesellschaft in eine

Personengesellschaft des Handelsrechtes.

Die Konzession einer Personengesellschaft des Handelsrechtes endet, wenn keine

Liquidation stattfindet, mit der Auflosung der Gesellschaft, sonst im Zeitpunkt der
Beendigung der Liquidation; die Konzession einer Personengesellschaft des Handelsrechtes
endigt nicht, wenn die Gesellschaft fortgesetzt wird. Der Liquidator hat die Beendigung der

Liquidation innerhalb von zwei Wochen der Behorde anzuzeigen.

Die Zuriicklegung der Konzession wird mit dem Tag wirksam, an dem die schriftliche
Anzeige iiber die Zuriicklegung bei der Behorde einlangt, sofern nicht der
Konzessionsinhaber die Zuriicklegung fiir einen spateren Zeitpunkt anzeigt. Die Anzeige ist

nach dem Zeitpunkt
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ihres Einlangens bei der Behdrde unwiderruflich. Die Anzeige tiber die Zuriicklegung durch
den Konzessionsinhaber beriihrt nicht das etwaige Fortbetriebsrecht der Konkursmasse, des

Zwangsverwalters oder des Zwangspéchters.

§71
Entziehung der Konzession

(1) Die elektrizitatswirtschaftliche Konzession fiir den Betrieb eines Verteilernetzes ist von der

Behorde zu entziehen, wenn

1. der Betrieb nicht innerhalb der gemil3 § 63 Abs. 4 festgesetzten Frist aufgenommen
worden ist,

2. die fiir die Erteilung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession erforderlichen
Voraussetzungen gemil § 61 Abs. 3 nicht mehr vorliegen oder

3. der Konzessionsinhaber oder der Geschiftsfiihrer mindestens drei Mal wegen
Ubertretungen dieses Gesetzes rechtskriftig bestraft worden ist, ein weiteres
vorschriftswidriges Verhalten zu befiirchten ist und die Entziehung im Hinblick auf die

Ubertretungen nicht unverhéltnisméBig ist.

(2) Erstreckt sich das Verteilernetz iiber zwei oder mehrere Bundeslénder, hat die Behorde mit

den iibrigen zustdndigen Landesregierungen das Einvernehmen zu pflegen.

(3) Das Wirksamwerden des Entzuges ist so festzusetzen, dass der ordnungsgeméile Betrieb des

Netzes gewihrleistet ist.

(4) Beziehen sich die in Abs. 1 Z. 1 bis 3 angefiihrten Entziehungsgriinde auf die Person des
Pichters, so hat die Behdrde die Genehmigung der Ubertragung der Ausiibung der

Konzession an den Pichter zu widerrufen.

(5) Die Behorde hat von der im Abs. 1 Z. 2 vorgeschriebenen Entziehung wegen Er6ffnung des
Konkurses, des Ausgleichsverfahrens oder Abweisung eines Antrages auf Konkurseroffnung
mangels eines zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich
hineinreichenden Vermdgens abzusehen, wenn die Ausiibung vorwiegend im Interesse der

Glaubiger
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gelegen und sichergestellt ist, dass der Betreiber des Verteilernetzes in der Lage ist, den

Pflichten des III. Hauptstiickes nachzukommen.

§72
MabBnahmen zur Sicherung des Netzbetriebes

Kommt der Betreiber eines Verteilernetzes seinen Pflichten gema3 dem Hauptstiick I1I nicht
nach, hat ihm die Behorde aufzutragen, die hindernden Umsténde innerhalb einer

angemessenen Frist zu beseitigen.

Soweit dies zur Beseitigung einer Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen
oder zur Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schdden notwendig ist, kann die Behorde
einen anderen geeigneten Netzbetreiber zur voriibergehenden Erfiillung der Aufgaben des

Betreibers des Verteilernetzes ganz oder teilweise heranziehen (Einweisung). Sind

1. die hindernden Umstdnde derart, dass eine gidnzliche Erfiillung der gesetzlichen Pflichten
des Betreibers des Verteilernetzes in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist oder
2. kommt der Betreiber des Verteilernetzes dem Auftrag der Behdrde auf Beseitigung der

hindernden Umsténde nicht nach,

so ist diesem Netzbetreiber der Betrieb ganz oder teilweise zu untersagen und unter
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des Hauptstiickes III ein anderer Netzbetreiber zur
dauernden

Ubernahme zu verpflichten. Die Verpflichtung zur dauernden Ubernahme gilt als Erteilung

der elektrizitiatswirtschaftlichen Konzession.

Der gemiB Abs. 2 verpflichtete Netzbetreiber tritt in die Rechte und Pflichten aus den

Vertrdgen des Unternehmens, das von der Untersagung betroffen wird, ein.

Dem gemif Abs. 2 verpflichteten Netzbetreiber hat die Behorde auf dessen Antrag den

Gebrauch des Verteilernetzes des Unternehmens, das von der Untersagung betroffen wird,
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gegen angemessene Entschidigung soweit zu gestatten, als dies zur Erfiillung der Aufgaben

notwendig ist.

Nach Rechtskraft des Bescheides gemil3 Abs. 2 hat die Behorde auf Antrag des
verpflichteten Netzbetreibers das in Gebrauch genommene Verteilernetz zu dessen Gunsten

gegen angemessene Entschidigung zu enteignen.

Auf das Enteignungsverfahren und die behdrdliche Ermittlung der Entschiddigungen sind die
Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 sinngemill anzuwenden. Bei der
Bemessung der Entschédigung sind die bis zur Einweisung von den Kunden bereits

geleisteten Kosten des Netzzugangs zu beriicksichtigen.

Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 6 sind fiir den Fall, dass bei Endigung oder Entzug der
elektrizititswirtschaftlichen Konzession der ordnungsgemif3e Betrieb des Netzes mit

elektrischer Energie nicht gesichert ist, sinngemdfl anzuwenden.

Hauptstiick VIII
Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen

Behorde, Auskunftspflicht, Strafbestimmungen

Abschnitt 1
Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen

Veroffentlichung

§73

Verfahren

Die Netzbetreiber und die Bilanzgruppenverantwortlichen sind verpflichtet, alle zur Priifung
der Voraussetzungen fiir die Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen erforderlichen
Angaben und Unterlagen mit dem Antrag um Genehmigung an die zustindige

Regulierungsbehorde vorzulegen.

Die Wirtschaftskammer Niederdsterreich, die Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir

Niederosterreich, die niederdsterreichische Landeslandwirtschaftskammer und die im § 119
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NO Gemeindeordnung, LGBI. 1000, genannten Interessenvertretungen der NO Gemeinden

sind vor Erteilung der Genehmigung zu horen.

(3) Die genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen und die Systemnutzungstarife sind von den
Netzbetreibern den Netzzugangsberechtigten und die genehmigten Allgemeinen
Bedingungen fiir Bilanzgruppenverantwortliche von den Bilanzgruppenverantwortlichen den

Bilanzgruppenmitgliedern auf deren Verlangen auszufolgen und zu erldutern.

(4) Die zustdandige Regulierungsbehdrde kann dem Netzbetreiber oder dem
Bilanzgruppenverantwortlichen die Vorlage gednderter Allgemeiner Bedingungen innerhalb
angemessener jedoch drei Monate nicht libersteigender Frist auftragen, wenn sie auf Grund
einer Anderung der Rechtslage oder gedinderter Verhiltnisse den Voraussetzungen nach den
§§ 33 und 56 nicht mehr entsprechen. Der Auftrag zur Vorlage gednderter Bedingungen darf
jedoch - soferne die Anderung nicht auf Grund einer Anderung der Rechtslage erforderlich
ist - frithestens nach Ablauf von fiinf Jahren nach der letzten Genehmigung der von der

Anderung betroffenen Bestimmungen der Bedingungen erteilt werden.

(5) Soweit dies zur Erreichung eines wettbewerbsorientierten Marktes erforderlich ist, sind —

unbeschadet des Abs. 4 — die Netzbetreiber und die Bilanzgruppenverantwortlichen
verpflichtet, auf Verlangen der zustdndigen Regulierungsbehorde innerhalb angemessener
jedoch drei Monate nicht libersteigender Frist gednderte Allgemeine Bedingungen zur

Genehmigung vorzulegen.

§ 74
Veroffentlichung

Die Netzbetreiber und die Bilanzgruppenverantwortlichen haben die genehmigten Allgemeinen
Bedingungen und die Netzbetreiber die bestimmten Systemnutzungstarife in geeigneter Weise zu

verdffentlichen. Sind genehmigte Allgemeine Bedingungen oder bestimmte Systemnutzungstarife

verdffentlicht und sind sie inhaltsgleich mit den genehmigten Allgemeinen Bedingungen oder
bestimmten Systemnutzungstarifen anderer Netzbetreiber oder Bilanzgruppenverantwortlicher, so

gentigt fiir die Veroffentlichung ein entsprechender Hinweis, aus dem hervorzugehen hat, dass

die bereits verdffentlichten Allgemeinen Bedingungen oder Systemnutzungstarife gelten.
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Abschnitt 2
Behorde, Auskunftspflicht, Stratbestimmungen

§75
Behorde

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, ist die sachlich und ortlich zusténdige

Behorde im Sinne dieses Gesetzes die Landesregierung.

(2) Als verwaltende Stelle wird die Elektrizitdts-Control GmbH bestimmt. Die Behorde kann mit
Verordnung die Ubertragung widerrufen, wenn die verwaltende Stelle ihre iibertragenen
Aufgaben nicht oder nicht zufrieden stellend wahrnimmt oder wenn dies aus Kostengriinden
geboten ist. Im Falle des Widerrufs kann die Behorde mit Verordnung sich selbst, eine andere
geeignete Behorde oder einen privaten oder 6ffentlichen, geeigneten Rechtstrager als
verwaltende Stelle bestimmen. Sie hat sich dabei von Riicksichten auf mdglichste

ZweckmafBigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis leiten zu lassen.

(3) Dieinden §§ 8 Abs. 5und 10 Abs. 1 Z. 5 geregelten Aufgaben der Gemeinden sind solche
des eigenen Wirkungsbereiches.

§76
Auskunftspflicht

(1) Die Behorde kann von Erzeugern, Stromhéndlern und sonstigen Elektrizitdtsunternehmen
jede Auskunft verlangen, deren Kenntnis zur Erfiillung der ihr nach diesem Gesetz
obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Diese sind verpflichtet, diese Auskiinfte innerhalb der
von der Behorde festgesetzten Frist zu erteilen und auf Verlangen der Behorde Einsicht in
die Wirtschafts- und Geschiftsaufzeichnungen zu gewéhren. Gesetzlich anerkannte
Verschwiegenheitspflichten werden von der Auskunftspflicht nicht bertihrt.

(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben den Organen der Behorde zur Erfiillung der ihr nach
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diesem Gesetz obliegenden Aufgaben jederzeit ungehindert Zutritt zu den Erzeugungs-,

Ubertragungs- und Verteileranlagen zu gewihren.

Wer nach diesem Gesetz oder auf Grund darauf beruhender behordlicher Anordnungen
verpflichtet ist, Messungen oder andere geeignete Verfahren zur Bestimmung von
Emissionen aus seiner Erzeugungsanlage durchzufiihren und dariiber Aufzeichnungen zu
fiihren, hat diese Aufzeichnungen auf Aufforderung der Behorde zu iibermitteln, soweit dies

zur Erfiillung gemeinschaftsrechtlicher Berichtspflichten erforderlich ist.

Ein Anspruch auf Ersatz der mit der Auskunftserteilung verbundenen Kosten besteht nicht.

§ 77

Automationsunterstiitzter Datenverkehr

Personenbezogene Daten, die fiir die Durchfiihrung von Verfahren nach diesem Gesetz
erforderlich sind, die die Behdrde oder die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) in Erfiillung ihrer
Aufsichtstitigkeit benotigt oder die der Behorde oder der verwaltenden Stelle (§ 75 Abs. 2)

zur Kenntnis zu bringen sind, diirfen automationsunterstiitzt ermittelt und verarbeitet werden.

Die Behorde sowie die verwaltende Stelle (§ 75 Abs. 2) ist ermédchtigt, bearbeitete Daten im
Rahmen von Verfahren nach diesem Gesetz, soweit sie fiir die Besorgung der Aufgaben

benotigt werden, zu libermitteln an:

die Parteien eines Verfahrens, ausgenommen Daten im Sinne des § 17 Abs. 3 AVG,
Sachverstindige, die einem Verfahren beigezogen werden,

ersuchte oder beauftragte Behdrden (§ 55 AVG),

die Mitglieder des NO Elektrizititsbeirates,

den Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit und

die Regulierungsbehdrden.

A o e
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§78
Stratbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsiibertretung, die von der Bezirksverwaltungsbehorde mit einer Geldstrafe

bis zu 14.500 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu

sechs Wochen, zu bestrafen ist, begeht, wer

10.

11.

12.

eine nach § 5 Abs. 1 genehmigungspflichtige Erzeugungsanlage ohne Genehmigung
errichtet, wesentlich dndert oder betreibt,

als Rechtsnachfolger die Behdrde vom Wechsel nicht verstiandigt (§ 12 Abs. 5) oder
ohne Fertigstellungsanzeige (§ 12 Abs. 8) eine Erzeugungsanlage in Betrieb nimmt,
trotz Aufforderung durch die Behorde (§ 13 Abs. 1) keinen Betriebsleiter bekannt gibt,
keine entsprechenden Unterlagen vorlegt, einen Wechsel in der Person des
Betriebsleiters (§ 13 Abs.3) nicht bekannt gibt oder den Betrieb der Anlage trotz
Untersagung gemil § 13 Abs. 5 aufrecht hilt,

die Erzeugungsanlage ohne die gemil3 § 14 Abs. 1 erforderliche Betriebsgenehmigung —
ausgenommen Probebetrieb — betreibt,

den Bestimmungen der §§ 16 Abs. 8, 17, 18, 20 Abs. 1, 21 Abs. 1 und 26 zuwider
handelt,

den Eigentlimer oder den Nutzungsberechtigten eines betroffenen Grundstiickes oder
allféllige Bergbauberechtigte nicht oder nicht rechtzeitig tiber den Beginn der
Vorarbeiten in Kenntnis setzt (§ 22 Abs. 7),

entgegen § 28 Abs. 1 nicht alle notwendigen Maflnahmen ergreift, um schwere Unfille
zu verhiiten oder deren Folgen fiir Menschen und Umwelt zu begrenzen,

entgegen § 28 Abs. 2 der Behorde nicht fristgerecht Mitteilung macht oder entgegen § 28
Abs. 3 Mitteilungen an die Behorde unterlisst oder diese nicht aktualisiert,

entgegen § 28 Abs. 4 kein Konzept zur Verhiitung schwerer Unfille ausarbeitet,
verwirklicht und zur Einsicht der Behdrde bereithilt oder ein solches bei Anderungen der
Anlage nicht tiberpriift und erforderlichenfalls dndert,

entgegen § 28 Abs. 5 und 6 keinen Sicherheitsbericht erstellt, einen solchen entgegen

§ 28 Abs. 6 der Behorde nicht binnen angemessener Frist iibermittelt oder entgegen § 28
Abs. 7 nicht liberpriift und aktualisiert,

entgegen § 28 Abs. 8 keinen internen Notfallplan erstellt oder einen solchen nicht
aktualisiert oder entgegen § 28 Abs. 9 zweckdienliche Informationen nicht austauscht,
entgegen § 28 Abs. 10 moglicher Weise betroffene Personen nicht iiber die Gefahren,
Sicherheitsmassnahmen und das richtige Verhalten im Falle eines schweren Unfalls
informiert, solche Informationen nicht alle drei Jahre tiberpriift und aktualisiert oder
entgegen § 28 Abs. 10 der Offentlichkeit nicht stindig zugiinglich macht,
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24.
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27.
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den Netzzugang zu nicht genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen gewdhrt (§ 30
Abs. 1) oder die Verweigerung des Netzzugangs nicht schriftlich begriindet (§ 32

Abs. 2),

den Netzzugangsberechtigten auf deren Verlangen keinen detaillierten
Kostenvoranschlag tiber die Netzanschlusskosten vorlegt (§ 35 Abs. 2),

den Betrieb eines Netzes ohne Bestellung eines geeigneten Betriebsleiters aufnimmt, die
Bestellung des Betriebsleiters nicht genehmigen lisst, das Ausscheiden sowie das
Wegfallen einer Voraussetzung fiir die Genehmigung seiner Bestellung nicht schriftlich
anzeigt (§ 36),

den Pflichten gemaB den §§ 39, 43, 44 Abs. 2,47 Abs. 2,48 Abs. 1,54 Abs. 2,3,4,5
oder 6, oder 55 nicht entspricht,

der als bestehend festgestellten Anschlusspflicht (§ 41 Abs. 3) nicht entspricht,

der Abnahmepflicht nicht entspricht, obwohl sie die Behorde festgestellt hat (§ 42

Abs. 9),

den Pflichten des § 45 Abs. 4 erster Satz oder des § 46 Abs. 1, 2, 4 erster Satz, 5 oder 7
nicht entspricht oder entgegen der Bestimmung des § 46 Abs. 8 auf Verlangen der
Behorde die entsprechenden Nachweise nicht erbringt,

als Betreiber einer Okoanlage den Bestimmungen des § 49 Abs. 3 oder 5 nicht entspricht
oder nach den §§ 49 Abs. 4 oder 50 Abs. 6 den Mehrerlds nicht heraus gibt,
Anderungen der Anlage, die Einfluss auf die Engpassleistung haben, nicht der Behérde
anzeigt (§ 50 Abs. 1), Kleinwasserkraftzertifikate entgegen den Bestimmungen des § 50
Abs. 2 und 3 ausgibt,

die Tétigkeit eines Bilanzgruppenverantwortlichen ohne Genehmigung geméf § 57 Abs.
5 ausiibt,

wer ein Ubertragungsnetz ohne Anzeige (§ 59 Abs. 1) oder eine Regelzone ohne
Anzeige (§ 60 Abs. 2) betreibt oder trotz Feststellung gemill § 60 Abs. 4 weiter betreibt,
ein Verteilernetz ohne elektrizititswirtschaftliche Konzession betreibt (§ 61 Abs. 1),

die elektrizititswirtschaftliche Konzession entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes
durch Dritte ausiiben ldsst (§ 64 Abs. 1),

trotz der geméal} § 61 Abs. 3 Z. 2 oder Abs. 9, § 66 Abs. 1 oder § 67 Abs. 3 bestechenden
Verpflichtung zur Bestellung eines Geschéftsfiihrers oder Pachters die
elektrizitdtswirtschaftliche Konzession ausiibt, ohne die Genehmigung der Bestellung
eines Geschiftsfiihrers (§ 65 Abs. 2) oder der Ubertragung der Ausiibung an einen
Péchter (§ 66 Abs. 2) erhalten zu haben,

die Bestellung eines Péchters (§ 66 Abs. 2) oder Geschéftsfiihrers (§ 65 Abs. 2) nicht
genehmigen ldsst oder das Ausscheiden des Pachters oder Geschiftsfiihrers oder das
Wegfallen einer Voraussetzung fiir die Genehmigung nicht unverziiglich schriftlich

anzeigt,
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den in Bescheiden, welche auf Grund dieses Gesetzes erlassen worden sind, enthaltenen
Auflagen oder Auftrigen zuwider handelt oder die in den Bescheiden enthaltenen Fristen
nicht einhalt,

den Netzzugangsberechtigten auf deren Verlangen die Allgemeinen Bedingungen oder
die Systemnutzungstarife nicht ausfolgt oder erliutert (§ 73 Abs. 3),

einem Auftrag gemil § 73 Abs. 4 nicht nachkommt,

auf Verlangen der zustindigen Regulierungsbehorde keine geédnderten Allgemeinen
Bedingungen vorlegt (§ 73 Abs. 5),

die genehmigten Allgemeinen Bedingungen oder die bestimmten Systemnutzungstarife
nicht veroffentlicht (§ 74),

entgegen den Bestimmungen des § 76 Abs. 1 die Erteilung einer Auskunft verweigert,
die Einsichtnahme oder den Zutritt gemafB3 § 76 Abs. 1 oder Abs. 2 nicht gewidhrt oder
den Pflichten gemdf § 76 Abs. 3 nicht entspricht,

seiner Berichtspflicht gemil § 80 Abs. 2 oder 3 nicht nachkommt oder

den Vorschriften gemiB § 82 Abs. 3,4, 5,7, 13, 15, 16, 17 oder 18 nicht entspricht.

Der Versuch ist strafbar.

Wurde die Ubertragung der Ausiibung der elektrizititswirtschaftlichen Konzession an einen

Péchter genehmigt, so ist dieser verantwortlich.

Eine Verwaltungsiibertretung liegt nicht vor, wenn eine im Abs. 1 bezeichnete Tat den

Tatbestand einer mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlung bildet.
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Hauptstiick IX
NO Elektrizititsbeirat

Berichtspflicht

§ 79
Aufeaben des NO Elektrizititsbeirates

(1) Zur Beratung der Behorde in grundsitzlichen elektrizititswirtschaftlichen Angelegenheiten

wird ein Elektrizititsbeirat eingerichtet.
(2) Dem Beirat obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1. die Erorterung von Maflnahmen zur Erreichung des in § 42 festgelegten Anteils an
elektrischer Energie aus Okoanlagen,

2. die Erstattung von Vorschlidgen iiber den Inhalt von Verordnungen nach diesem Gesetz
und die Begutachtung von Verordnungsentwiirfen nach diesem Gesetz,

3. die Erorterung der Forderrichtlinien,

4. die Erdrterung des NO Energiekonzeptes in elektrizititswirtschaftlicher Hinsicht.
(3) Dem Beirat haben neben dem Vorsitzenden anzugehoren:

1. drei Vertreter des Amtes der NO Landesregierung,

2. je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Niederdsterreich, der Kammer fiir Arbeiter und
Angestellte fiir Niederdsterreich, der Niederosterreichischen Landes-Landwirtschafts-
kammer, der in § 119 NO Gemeindeordnung, LGBI. 1000, genannten
Interessenvertretungen der NO Gemeinden, der Vereinigung Osterreichischer Industrieller
und des Oster-reichischen Gewerkschaftsbundes,

3. der Landeslastverteiler,

4. drei Vertreter von in NiederOsterreich titigen Verteilerunternehmen, wobei ein Vertreter
der Vereinigung Osterreichischer Elektrizitdtswerke (VOEW) und ein Vertreter der

Landesgesellschaft angehdren miissen,
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5. sechs Vertreter der Erzeuger, wobei drei Vertreter dem Kreis der Erzeuger geméal3 § 42
Abs. 1 und ein in Niederdsterreich anséssiger Vertreter dem Osterreichischen Verein zur

Forderung von Kleinkraftwerken anzugehoren haben.

Vorsitzender ist das fiir Angelegenheiten des Elektrizititswesen zustidndige Mitglied der
NO Landesregierung. Er kann ein anderes Mitglied der Landesregierung oder des Beirates

mit seiner Vertretung betrauen.

Die Vertreter der im Abs. 3 Z. 1, 2, 4 und 5 genannten Stellen werden mit Beschluss der
NO Landesregierung bestellt. Die in Abs. 3 Z. 2 genannten Stellen haben fiir die aus ihrem
Kreis zu ernennenden Vertreter ein Vorschlagsrecht. Das Vorschlagsrecht fiir die in Abs. 3
Z. 4 genannten Vertreter steht der Vereinigung Osterreichischer Elektrizititswerke und fiir
ihren Vertreter der Landesgesellschaft zu. Die Mitgliedschaft erlischt durch Verzicht, Tod

oder Abberufung durch den Vorsitzenden.

Die Mitglieder des Beirates sind, soweit sie nicht beamtete Vertreter sind, vom Vorsitzenden
des Beirates zur gewissenhaften Erflillung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. Die Tatigkeit

der Mitglieder des Beirates ist eine ehrenamtliche.

Der Beirat ist vom Vorsitzenden nach Bedarf zu Sitzungen einzuberufen. Er ist innerhalb von
drei Wochen einzuberufen, wenn dies von mindestens einem Drittel der Mitglieder des
Beirates verlangt wird. Die Sitzungen sind nicht 6ffentlich. Der Vorsitzende kann den
Sitzungen Sachverstindige und Auskunftspersonen beiziehen. Die Beratungsergebnisse sind

schriftlich festzuhalten und den Mitgliedern zur Kenntnis zu bringen.

Die Mitglieder des NO Elektrizititsbeirates, die Sachverstindigen und die
Auskunftspersonen diirfen Amts-, Geschéfts- oder Betriebsgeheimnisse, die ihnen in ihrer
Eigenschaft als Mitglied, als Sachverstandiger oder als Auskunftsperson des Beirates
anvertraut oder zuginglich gemacht worden sind, weder wihrend eines Verfahrens noch

nach dessen Abschluss offenbaren oder verwerten.
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§ 80
Berichtspflicht

(1) Die Behorde hat bis spitestens 30. Juni jeden Jahres dem Bundesminister fiir Wirtschaft und

Arbeit einen Erfahrungsbericht {iber das Funktionieren des Elektrizitdtsbinnenmarktes und
der Vollziehung dieses Gesetzes vorzulegen.

(2) Netzbetreiber haben bis spitestens 30. April jeden Jahres der Behdrde einen Bericht iiber die
in ithrem Tatigkeitsbereich im Zusammenhang mit der Liberalisierung des

Elektrizitditsmarktes gemachten Erfahrungen vorzulegen.

(3) Betreiber von Verteilernetzen haben zusitzlich bis spétestens 30. April jeden Jahres der
Behdrde einen Bericht iiber die Erreichung des im § 42 Abs. 2 vorgegebenen Zieles
vorzulegen, wobei insbesondere Angaben iiber die abgenommenen Mengen an Okoenergie,
iiber MaBBnahmen zur Erreichung der Ziele und tiber allféllige Schwierigkeiten im

Zusammenhang mit der Abnahmepflicht zu machen sind.

Hauptstiick X
Ubergangsbestimmungen
Schlussbestimmungen

§ 81
Umgesetzte EG-Richtlinien

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europédischen Gemeinschaft umgesetzt:

1. Elektrizitdtsbinnenmarktrichtlinie, ausgenommen die Artikel 13 bis 15 und Artikel 20 Abs. 3,
2. TPPC-Richtlinie, soweit Erzeugungsanlagen mit einer Brennstoffwirmeleistung von tiber

50 MW dem Hauptstiick II dieses Gesetzes unterliegen,
3. Seveso II-Richtlinie, soweit Erzeugungsanlagen dem Hauptstiick II dieses Gesetzes

unterliegen.
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§ 82
Ubergangsbestimmungen

Elektrizititsunternehmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Besitze

einer Gebietskonzession sind, gelten im Umfang ihrer bisherigen Tétigkeit als
Verteilernetzbetreiber konzessioniert. Die Rechte und Pflichten, die Ausiibung, die Endigung
und der Entzug der Konzession richten sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes.
Bestehen Zweifel iiber den Umfang der bisherigen Tétigkeit, so hat iiber Antrag eines
Betreibers eines Verteilernetzes die Behorde den Umfang der bisherigen Téatigkeit mit

Bescheid festzustellen.

Elektrizitatsunternehmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein
Ubertragungsnetz gemif § 2 Abs. 1 Z. 48 betreiben, gelten im Sinne des § 59 der Behorde
als angezeigt. § 59 Abs. 2 gilt sinngemdl3. Die Rechte und Pflichten und die Maflnahmen zur

Sicherung der Netze richten sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes.

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtméfig eingesetzten Pachter oder

Geschiftsfiihrer im Sinne des 3. Abschnitts des Hauptstiicks VI gelten als nach diesem
Gesetz genehmigt. Die dem Betreiber eines Verteilernetzes nach diesem Gesetz
zukommenden Rechte und Pflichten gelten fiir den Geschéftsfiihrer oder Péchter sinngemal.
Sind mehrere Geschiftsfithrer bestellt, so ist innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes bekannt zu geben, welcher von diesen der Behdrde gegeniiber fiir die

Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes (§ 65 Abs. 1) verantwortlich ist.

Fehlt einem Verteilernetzbetreiber, der gemif § 61 Abs. 3 Z. 2 eines Geschéftsfiihrers oder

Pachters bedarf, ein Geschéftsfiihrer oder Pachter, so hat dieser innerhalb von sechs Monaten

nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einen Geschéftsfiihrer oder Pachter zu bestellen und
innerhalb dieser Frist um Genehmigung der Bestellung anzusuchen. Fehlt einem Péchter, der
gemal § 66 Abs. 1 eines Geschiftsfiihrers bedarf, ein solcher Geschiftsfiihrer, so hat der
Péchter innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einen
Geschiftsfiihrer zu bestellen und innerhalb dieser Frist um die Genehmigung der Bestellung

anzusuchen.

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtméfig bestellten technischen
Betriebsleiter gelten als nach diesem Gesetz genehmigt. Fehlt einem Betreiber eines Netzes
der erforderliche Betriebsleiter, so hat der Betreiber des Netzes innerhalb von drei Monaten

nach
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Inkrafttreten dieses Gesetzes den gemil3 § 36 erforderlichen Betriebsleiter zu bestellen und

innerhalb dieser Frist um Genehmigung der Bestellung des Betriebsleiters anzusuchen.

Auf bestehende Vertrdge liber den Anschluss und die Netznutzung sind die jeweils nach
diesem Gesetz genehmigten Allgemeinen Netzbedingungen anzuwenden. Dies gilt nicht,
wenn der Netzbenutzer dagegen binnen acht Wochen ab ihrer Veroffentlichung beim
Betreiber des Netzes Einspruch erhebt.

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes genehmigten Allgemeinen
Netzbedingungen gelten als nach diesem Gesetz genehmigt. Sie sind an die Bestimmungen
dieses Gesetzes anzupassen und bis spétestens 1. Oktober 2001 der Elektrizitits-Control
Kommission zur Genehmigung vorzulegen. Antrége, die vor der Kundmachung eingebracht
worden sind, gelten als Antrdge im Sinne dieses Gesetzes. Entscheidungen kdnnen bereits
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergehen, werden jedoch erst zu diesem Zeitpunkt
wirksam. Bis zur Entscheidung iiber den Antrag auf Genehmigung der angepassten
Allgemeinen Netzbedingungen haben die Netzbetreiber den Netzzugangsberechtigten den
Netzzugang unter Beachtung der §§ 33 Abs. 2, 34, 35, 39, 43, 44 Abs. 2, 47 Abs. 2 und 48
Abs. 1 zu gewihren.

Antrdge auf Genehmigung der Ausiibung einer Tétigkeit eines
Bilanzgruppenverantwortlichen kénnen nach Kundmachung dieses Gesetzes bei der
Elektrizitats-Control GmbH eingebracht werden. Sind sie vor der Kundmachung eingebracht
worden, gelten sie als Antrdge im Sinne dieses Gesetzes. Entscheidungen konnen bereits vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergehen, werden jedoch erst zu diesem Zeitpunkt wirksam.
Bilanzgruppenverantwortliche, die Antrdge vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einbringen,
sind bis zur rechtskréftigen Entscheidung iiber den Antrag berechtigt, die Tatigkeit eines
Bilanzgruppenverantwortlichen unter Beachtung der §§ 54 und 55 auszuiiben. § 58 Abs. 2
bis 4 gilt sinngemal.

Bilanzgruppenverantwortliche kdnnen nach Kundmachung dieses Gesetzes Allgemeine
Bedingungen der Elektrizitdts-Control GmbH zur Genehmigung vorlegen. Sind sie vor der
Kundmachung eingebracht worden, gelten sie als Antrdge im Sinne dieses Gesetzes.
Entscheidungen konnen bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergehen, werden
jedoch erst zu diesem Zeitpunkt wirksam. Bilanzgruppenverantwortliche, die Antridge im

Sinne des ersten Satzes vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einbringen, sind berechtigt, bis
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zur Entscheidung iiber den Antrag Vertrdge unter Beachtung des § 56 abzuschlie3en.
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(10) Der Regelzonenfiihrer und die sonstigen Netzbetreiber haben jene organisatorischen und
technischen MaBlnahmen und Vorkehrungen so zeitgerecht zu treffen, die erforderlich sind,
um im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes allen Netzzugangsberechtigten
Netzzugang zu gewéhren. Den Netzzugangsberechtigten wird ein im Zivilrechtswege geltend
zu machender Rechtsanspruch auf die Einhaltung dieser Verpflichtung eingerdumt.

(11) Antriige auf Anerkennung als Okoanlage oder auf Benennung als Kleinwasserkraftanlage
konnen nach Kundmachung dieses Gesetzes bei der Behorde eingebracht werden. Sind sie
vor der Kundmachung eingebracht worden, gelten sie als Antrdge im Sinne dieses Gesetzes.
Entscheidungen konnen vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergehen, werden jedoch erst
zu diesem Zeitpunkt wirksam. Okoanlagen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes rechtmiiBig betrieben werden und ihre Okoenergie an den Verteilernetzbetreiber

abgeben, gelten bis zur rechtskréftigen Entscheidung iiber ihren Antrag als anerkannt.

(12) Anzeigen gemdl3 § 60 Abs. 2 konnen nach der Kundmachung dieses Gesetzes bei der
Behorde eingebracht werden. Sind sie vor der Kundmachung eingebracht worden, gelten sie
als Anzeigen im Sinne dieses Gesetzes. Feststellungen kdnnen vor dem Inkrafttreten dieses

Gesetzes ergehen, werden jedoch erst zu diesem Zeitpunkt wirksam.

(13) Wenn Endverbraucher im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes sich noch keiner
Bilanzgruppe angeschlossen haben oder keine eigene Bilanzgruppe gebildet haben, sind sie
Mitglied jener Bilanzgruppe, der der bisherige Versorger im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes angehort. Gehort dieser Versorger im genannten Zeitpunkt ebenfalls keiner
Bilanzgruppe an, so ist der bisherige Versorger verpflichtet, diese Endverbraucher so lange
mit elektrischer Energie zu beliefern, bis der jeweilige Endverbraucher bzw. Versorger
Mitglied einer Bilanzgruppe ist.

(14) Erzeugungsanlagen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtmiBig bestehen
und betrieben werden oder rechtméfig errichtet werden konnen, gelten als nach diesem
Gesetz genehmigt. Die §§ 13 bis 21, 23 und 26 sind auf diese Erzeugungsanlagen
anzuwenden. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhéngigen Verfahren sind

nach den bisher geltenden Bestimmungen zu beenden.

(15)Nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften genehmigte Erzeugungsanlagen im Sinne der
IPPC-Richtlinie miissen den Anforderungen des § 25 Abs. 1 bis spitestens 31. Oktober 2007

entsprechen. Der Betreiber der Anlage hat der Behdrde rechtzeitig die MaBBnahmen mitzu-
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teilen, die er dazu getroffen hat oder treffen wird. Sind die vom Betreiber mitgeteilten
Anpassungsmalinahmen nicht ausreichend, so hat die Behorde die entsprechenden

MaBnahmen mit Bescheid anzuordnen.

(16) Betreiber von nach bisherigen Rechtsvorschriften genehmigten Erzeugungsanlagen, die unter
den § 27 Abs. 2 Z. 1 oder unter den § 27 Abs. 2 Z. 2 fallen, haben die Angaben im Sinne des
§ 28 Abs. 2 der Behorde bis spétestens drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
mitzuteilen. Fiir diese Anlagen gelten die Bestimmungen der Abs. 17 und 18 mit der
Malgabe sinngemil, dass das Sicherheitskonzept im Sinne des Abs. 17 erster Satz binnen
drei Monaten und der Sicherheitsbericht im Sinne des Abs. 18 erster Satz binnen sechs

Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erstellen sind.

(17) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung auf Grund des § 29 Abs. 5 Z. 2 hat das
Sicherheitskonzept aus einer Darstellung der Gesamtziele und allgemeinen Grundsétze des
Betreibers zur Verhiitung schwerer Unfélle und zur Begrenzung der Folgen schwerer Unfille
zu bestehen. Diese Unterlagen hat der Betreiber einer vom ersten Satz erfassten unter den §
27 Abs. 2 Z. 1 fallenden Anlage innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten der
Verordnung auf Grund des § 29 Abs. 5 Z. 2 um jene Angaben zu ergénzen, die nach dieser
Verordnung fiir das Sicherheitskonzept notwendig sind, aber von der Darstellung im Sinne

des ersten Satzes nicht erfasst sind.

(18) Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung auf Grund des § 29 Abs. 5 Z. 3 hat der
Sicherheitsbericht aus einem Sicherheitskonzept im Sinne des Abs. 17 sowie einer
Beschreibung der wichtigsten Tétigkeiten und Produktionen, der sicherheitsrelevanten
Anlagenteile, der Ursachen moglicher schwerer Unfélle sowie der Voraussetzungen, unter
denen ein schwerer Unfall eintreten kann, sowie der zur Verhiitung eines schweren Unfalls
vorgesehenen Maflnahmen zu bestehen. Diese Unterlagen hat der Betreiber einer vom ersten
Satz erfassten unter den § 27 Abs. 2 Z. 2 fallenden Anlage im Sinne des ersten Satzes
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Verordnung auf Grund des § 29 Abs. 5 Z. 3 um
jene Angaben zu erginzen, die nach dieser Verordnung fiir den Sicherheitsbericht notwendig

sind, aber von den Angaben im Sinne des ersten Satzes nicht erfasst sind.

(19) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestellten Vertreter des NO

Elektrizititsbeirates gelten als bestellt nach diesem Gesetz.
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§ 83
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Personen bezogene Begriffe haben keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der

Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspezifischen Form zu verwenden.

(1

2)

3)

(4)

§ 84
Schlussbestimmungen

§§ 60, 78 Abs. 1 Z. 35 und 82 Abs. 7 bis 12 treten am Tag nach der Kundmachung dieses
Gesetzes in Kraft. Die iibrigen Bestimmungen dieses Gesetzes treten am 1. Oktober 2001
oder in dem sich aus einer Verordnung gemif § 71 Abs. 8 EIWOG ergebenden Zeitpunkt in
Kraft.

Das Gesetz liber Angelegenheiten des Elektrizitditswesens in Niederosterreich vom 12. Mérz
1999, LGBI. 7800-0, tritt am 1. Oktober 2001 oder in dem sich aus einer Verordnung gemaf3
§ 71 Abs. 8 EIWOG ergebenden Zeitpunkt auBer Kraft.

Der Netzverweigerungstatbestand gemél § 32 Abs.1 Z. 3 tritt am 19. Februar 2006 auf3er
Kraft.

Bis zum 31. Dezember 2001 treten im § 57 Abs. 4 Z. 5 an Stelle des Betrages von € 50.000
der Schillingbetrag von 690.000, im § 61 Abs. 5 an Stelle des Betrages von € 7.300 der
Schillingbetrag von 100.000 und im § 78 Abs. 1 an Stelle des Betrages von € 14.500 der
Schillingbetrag von 200.000.
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Ausgegeben ......................

Anhan
(§ 27 Abs. 2 und Abs. 4 Z. 3 und 5)

Stoftliste zum Hauptstiick II, Abschnitt 3 betreffend die Beherrschung der Gefahren bei schweren

Unfillen

Einleitung

1. Die fiir die Anwendung der §§ 27 bis 29 zu beriicksichtigenden Mengen sind Hochstmengen,

die nach den technischen Mdoglichkeiten eines Betriebes vorhanden sein konnen; die in Teil 1

und 2 genannten Mengen gelten pro Anlage. Mengen bis zu 2% der jeweiligen

Mengenschwelle konnen unbeschadet des § 28 Abs. Sunberiicksichtigt bleiben, wenn sie auf

Grund ihrer Verwahrung oder des Abstandes zu anderen Teilen einer Anlage nicht als

Ausloser eines schweren Unfalles in Frage kommen.

2. Ein Betrieb fillt unter die Bestimmungen dieses Abschnittes, wenn

a)

b)

d)

mindestens eine Menge entsprechend einer Mengenschwelle nach Teil 1 vorhanden
ist;

mindestens eine Menge entsprechend einer Mengenschwelle nach Teil 2 vorhanden
ist;

ein in Teil I genannter Stoff/eine Zubereitung die Mengenschwelle nicht liberschreitet,
jedoch im Betrieb auch Stoffe und Zubereitungen der gleichen Kategorie nach Teil 2
vorhanden sind und sich nach der Additionsregel (Z 3) eine
Mengenschwelleniiberschreitung ergibt;

Stoffe und Zubereitungen nach Z 1, 2, 10 und 11 jeweils unterhalb der
Mengenschwellen von Teil 2 vorhanden sind und sich fiir diese gemeinsam nach der
Additionsregel (Z 3) eine Mengenschwelleniiberschreitung ergibt;

Stoffe und Zubereitungen nach Z 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 jeweils unterhalb der
Mengenschwellen von Teil 2 vorhanden sind und sich fiir diese gemeinsam nach der

Additionsregel eine Mengenschwelleniiberschreitung ergibt.
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3. In Anwendung von Z 2 lit. ¢, d und e sind die Quotienten aus den Einzelmengen an Stoffen an
Zubereitungen nach Teil 1 oder 2 mit den entsprechenden Mengenschwellen zu bilden. Ein
Betrieb fillt unter die Bestimmungen dieses Abschnittes, wenn die Summe dieser Quotienten
grofer als die Zahl 1 ist.

4. Zubereitungen werden als reine Stoffe betrachtet, falls sie nach ihrer Einstufung die gleichen
gefahrlichen Eigenschaften besitzen wie der kennzeichnende Reinstoff; ausgenommen sind
jene Ziffern in Teil 1 und 2, bei denen eine eigene prozentuale Zusammensetzung oder andere

Beschreibung angegeben ist.

5. Fiir die Einstufung der Stoffe und Zubereitungen sind die einschldgigen
chemikalienrechtlichen Vorschriften, insbesondere das Chemikaliengesetz 1996, BGBI. I Nr.
53/1997, die
Chemikalienverordnung, BGBI. II Nr. 81/2000, und die Giftliste-Verordnung, BGB1. 11
Nr. 317/1998, heranzuziehen.

Teil 1

Namentlich genannte Stoffe und Zubereitungen

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3
Mengenschwelle in Tonnen
Ziffer Bezeichnung des gefdhrlichen Stoffes fir die Anwendung von
§ 27 Abs. 27 1 §27 Abs. 272
1 Ammoniumnitrat " 350 2 500
2 | Ammoniumnitrat ? 1250 5 000
3 Diarsenpentaoxid, Arsensdure und/oder ihre Salze 1 2
4 Arsentrioxid (Diarsentrioxid), arsenige Séure und ihre 0,1
Salze
5 Brom 20
Chlor 10 25
Atemgingige Nickelverbindungen (Nickelmonoxid,
Nickeldioxid Nickelsulfid, Trinickeldisulfid,
Dinickeltrioxid) 1
Ethylenimin (Aziridin) 10 20
Fluor 10 20
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10 | Formaldehyd (C > 90%) 5 50
11 | Wasserstoff 5 50
12 | Chlorwasserstoff (verfliissigtes Gas) 25 250
13 | Bleialkyle 5 50
14 | Hochentziindliche verfliissigte Gase und Erdgas 50 200
15 | Acetylen (Ethin) 5 50
Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3
Mengenschwelle in Tonnen
Ziffer Bezeichnung des gefdhrlichen Stoffes fir die Anwendung von
§27 Abs.2 7 1 §27 Abs. 272

16 |Ethylenoxid 5 50
17 | Propylenoxid (1,3-Epoxypropan) 50
18 | Methanol 200
19 |4,4-Methylen-bis (2-chloroanilin) und seine Salze,

pulverformig 0,1
20 | Methylisocyanat 0,15
21 | Sauerstoff 200
22 | Toluylendiisocyanat 10 100
23 | Carbonylchlorid (Phosgen) 0,3 0,75
24 | Arsentrihydrid (Arsin) 0,2 1,0
25 | Phosphortrihydrid (Phosphin) 0,2 1,0
26 | Schwefeldichlorid 1
27 | Schwefeltrioxid 15 75
28 | Polychlordibenzofurane und Polychlordibenzodioxine, 0,001

in TCDD-Aquivalenten berechnet
29 |Folgende kanzerogene Stoffe:

4-Aminobiphenyl und seine Salze, Benzidin

(4,4Diaminobiphenyl) und seine Salze,

Bis(chlormethyl)ether, Chlormethyl-methylether

(Chlordimethylether), Dimethylzarbamoylchlorid,

Dimethylnitrosamin (N-Nitrosodimethylamin),

Hexamethylphosphorsduretriamid, 2-Naphthylamin und

seine Salze, 1,3-Propansulton, 4-Nitrobiphenyl 0,001
30 |Benzine (Ottokraftstoffe und andere Benzine mit einem
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Flammpunkt unter 21 °C) 5000 50 000

Anmerkungen zu Teil 1:

)" Diese Mengenschwelle gilt fiir Ammoniumnitrat und Ammoniumnitrat-Zubereitungen (mit
Ausnahme von Z 2), bei denen der aus Ammoniumnitrat abgeleitete Stickstoffgehalt
gewichtsmaBig > 28% betrigt, und fiir wissrige Losungen von Ammoniumnitrat, bei denen
die Konzentration von Ammoniumnitrat gewichtsmafBig > 90% ist.

Y Diese Mengenschwelle gilt fiir ammoniumnitrathiltige Diingemittel im Sinne von § 1
Diingemittelgesetz 1994, BGBI. Nr. 513/1994, zuletzt geéndert durch BGBI. I Nr. 117/1998,
bei denen der aus Ammoniumnitrat abgeleitete Stickstoffgehalt gewichtsmiaBig > 28% betragt.

) Die Berechnung der Aquivalenzfaktoren fiir PCDD und PCDF hat gemdfl BGB 1. Nr.
134/1990 zu erfolgen.

Wenn in Spalte 2 keine Mengenschwelle angegeben ist (Z. 4, 5, 7, 18, 19, 20, 21 und 28), dann
ist ausschlieBlich die Mengenschwelle in Spalte 3 maB3gebend und es sind die sich aus der
Einstufung nach § 27 Abs. 2 Z 2 ergebenden Verpflichtungen zu erfiillen (keine
Mengenschwelle "0" in Spalte 2).

Teil 2

Kategorien von namentlich nicht in Teil 1 genannten Stoffen und Zubereitungen

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3
Kategorie der gefahrlichen Stoffe bzw. Mengenschwelle in Tonnen
Ziffer Zubereitungen und Einstufung fir die Anwendung von
§27 Abs. 271 §27 Abs. 2722
1 Sehr giftig 5 20
2 Giftig 50 200
3 Brandf6rdernd 50 200
4 Explosionsgefahrlich [Gefahrenhinweis R 2 oder "] 50 200
5 Explosionsgefdhrlich (Gefahrenhinweis R 3) 10 50
6 |Entziindlich ? 5000 50 000
7 leicht entziindlich [Fliissigkeiten mit Gefahrenhinweis R
17 oder °)] 50 200
8 leicht entziindlich (Fliissigkeiten mit Gefahrenhinweis R
11) 5000 50 000
9 Hochentziindlich [Gefahrenhinweis R 12 und 4),
ausgenommen verfliissigte Gase und Erdgas nach Teil
1] 10 50
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10 | Umweltgefahrlich (Gefahrenhinweis R 50 oder R 50/53)
200
11 | Umweltgefdahrlich (Gefahrenhinweis R 51/53)
200
12 | Stoffe mit Einstufung mit Gefahrenhinweis R 14 oder R
14/15, soweit nicht oben erfasst 100 500
13 | Stoffe mit der Einstufung R 29 50 200

Anmerkungen zu Teil 2:

D

2)

3)

4)

Explosionsgeféhrlich im Sinne der Z 4 sind auch pyrotechnische Stoffe oder Zubereitungen zu
werten, mit welchen durch selbststindige, nicht detonierende, unter Freiwerden von Wérme
ablaufender Reaktionen Licht, Gas, Schall, Rauch oder Warme oder eine Kombination dieser
Wirkungen erzielt werden soll.

Entziindliche Stoffe oder Zubereitungen im Sinne der Z 6 sind entziindliche Fliissigkeiten mit
Gefahrenhinweis R 10 sofern sie eine Verbrennung unterhalten kdnnen.

Als leicht entziindliche Fliissigkeiten im Sinne der Z 7 gelten auch Stoffe und Zubereitungen,
die einen Flammpunkt unter 55 °C haben und unter Druck in fliissigem Zustand bleiben und
auf Grund ihrer Verwendung unter gefahrenerh6henden Bedingungen das Risiko schwerer
Unfille besteht.

Als hochentziindliche Stoffe und Zubereitungen im Sinne der Z 9 gelten Fliissigkeiten, die mit
dem Gefahrenhinweis R 12 zu kennzeichnen sind (auch wenn sie unter Druck in gasférmigem
oder fliissigem Zustand gehalten werden, ausgenommen hochentziindliche Gase nach Teil 1 Z
14), und fliissige Stoffe und Zubereitungen, die auf einer Temperatur oberhalb ihres jeweiligen
Siedebereiches gehalten werden.

Wenn in Spalte 2 keine Mengenschwelle angegeben ist (Z 10 und 11), dann ist ausschlieBlich
die Mengenschwelle in Spalte 3 maf3gebend und es sind die sich aus der Einstufung nach § 27
Abs. 2 ergebenden Verpflichtungen zu erfiillen (keine Mengenschwelle "0" in Spalte 2)."




	Begriffsbestimmungen
	Verweisungen
	Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
	Grundsätze beim Betrieb von Elektrizitätsunternehmen
	Genehmigungspflicht
	Antragsunterlagen
	Vereinfachtes Verfahren
	Genehmigungsverfahren
	Nachbarn
	Parteien
	Voraussetzungen für die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Genehmigung
	Erteilung der Genehmigung
	Betriebsleiter
	Abweichungen vom Genehmigungsbescheid
	(1) Die Behörde hat auf Antrag von der Verpflichtung zur Herstellung des dem Anlagengenehmigungsbescheid oder dem Betriebsgenehmigungsbescheid entsprechenden Zustands dann Abstand zu nehmen, wenn es außer Zweifel steht, dass die Abweichungen die durch den Anlagengenehmigungsbescheid oder Betriebsgenehmigungsbescheid getroffene Vorsorge nicht verringern. Die Behörde hat die Zulässigkeit der Abweichungen mit Bescheid auszusprechen.
	Nachträgliche Vorschreibungen
	Überwachung
	Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Genehmigung
	Nicht genehmigte Erzeugungsanlagen
	Einstweilige Sicherheitsmaßnahmen
	Vorarbeiten zur Errichtung einer Erzeugungsanlage
	Enteignung
	Abschnitt 2

	Anwendungsbereich
	Genehmigung von Erzeugungsanlagen gemäß IPPC-Richtlinie
	Anwendungsbereich
	Begriffe
	Pflichten des Betreibers
	Pflichten der Behörde
	Hauptstück III
	Geregelter Netzzugang
	Netzzugang bei nicht ausreichenden Kapazitäten
	Verweigerung des Netzzugangs
	Allgemeine Netzbedingungen
	Lastprofile

	Kosten des Netzanschlusses
	Technischer Betriebsleiter
	Aufrechterhaltung der Leistung
	Versorgung über Direktleitungen
	Betreiber von Verteilernetzen

	Recht zum Netzanschluss
	Allgemeine Anschlusspflicht
	Abnahmepflicht
	Pflichten der Übertragungsnetzbetreiber
	Fonds
	Abschnitt 1
	Kunden
	Netzbenutzer
	Rechte und Pflichten der Kunden
	Pflichten der Stromhändler
	Netzbenutzer
	Rechte und Pflichten der Erzeuger
	Betreiber von Ökoanlagen
	Betreiber von Kleinwasserkraftanlagen
	Kleinwasserkraftzertifikate
	Verwaltung der Kleinwasserkraftzertifikate
	Ausgleichsabgabe
	Bilanzgruppen Bilanzgruppenverantwortliche

	Bildung und Aufgaben von Bilanzgruppen
	Widerruf der Genehmigung
	Erlöschen
	Ausübungsvoraussetzungen für Netze
	Anzeige
	Feststellungsverfahren
	Abschnitt 2
	Verteilernetze

	Verfahren zur Konzessionserteilung
	Erteilung der elektrizitätswirtschaftlichen Konzession
	Ausübung
	Geschäftsführer
	Pächter
	Fortbetriebsrechte
	Ausübung der Fortbetriebsrechte
	Hauptstück VII
	Erlöschen der Berechtigung zum Netzbetrieb
	Maßnahmen zur Sicherung des Netzbetriebes
	Endigung der Konzession
	Entziehung der Konzession
	Maßnahmen zur Sicherung des Netzbetriebes
	Hauptstück VIII
	Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen
	Behörde, Auskunftspflicht, Strafbestimmungen
	Verfahren
	Veröffentlichung
	Behörde
	Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
	Auskunftspflicht
	Automationsunterstützter Datenverkehr
	Strafbestimmungen
	Hauptstück IX
	Aufgaben des NÖ Elektrizitätsbeirates
	Berichtspflicht
	Hauptstück X
	Umgesetzte EG-Richtlinien
	Übergangsbestimmungen
	Geschlechtsspezifische Bezeichnung
	Schlussbestimmungen
	Anhang
	Einleitung
	Teil 1
	Namentlich genannte Stoffe und Zubereitungen



